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Unterrichtung 

durch die deutsche Delegation in der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarates 


Bericht über die Tagung der Parlamentarischen Versammlung des 
Europarates vom 21. bis 25. April 1975 in Straßburg 


Während der April-Tagung (Erster Teil der 27. ordentlichen 
Sitzungsperiode) erörterte die Parlamentarische Versammlung 
des Europarates Berichte, behandelte die üblichen geschäfts- 
ordnungsmäßigen Vorgänge und verabschiedete Empfehlungen 
und Entschließungen, die sich mit folgenden Themen befaßten: 

— Kultur und Erziehung (Die Beteiligung der Jugend am öffent- 
lichen Leben) 

Hierzu sprach der Abg. Dr. Müller (München) (S. 4) 
Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 758 betreffend die Beteiligung der Jugend am 
öffentlichen Leben 

Entschließung 590 betreffend die Beteiligung der Jugend am 
öffentlichen Leben 

— Politische Fragen (Einbringung einer schriftlichen Erklärung 
zur Lage der Kurden; Die Beziehungen zwischen Europa und 
Südostasien; Die allgemeine Politik des Europarates; Die 
Lage in Zypern; Die Lage in Portugal; Die Lage im Nahen 
Osten) 

Hierzu sprachen die Abg. Dr. Holtz (S. 5), Dr. Geßner (S. 27, 
39, 40), Dr. Müller (München) (S. 30, 40), Richter (S. 32), 
Amrehn (S. 33), Lemmrich (S. 35), Dr. Mende (S. 36), Mattick 
(S. 37), Lagershausen (S. 38), Sieglerschmidt (S. 34, 41), Frau 
von Bothmer (S. 42) 

Beschlüsse der Versammlung 
Empfehlung 759 betreffend die Lage in Zypern 
Entschließung 593 betreffend die Lage in Portugal 
Entschließung 594 betreffend die Lage im Nahen Osten 
Richtlinie 351 betreffend die Lage im Nahen Osten 
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— Haushaltsfragen (Haushaltsentwurf 1976 der Parlamenta- 
rischen Versammlung) 

Hierzu sprachen die Abg. Dr. Ahrens (S. 6), Alber (S. 7) 
Beschluß der Versammlung 

Stellungnahme Nr. 70 betreffend den Haushalt 1976 der 
Parlamentarischen Versammlung 

— Rechtsfragen (Abschaffung der Todesstrafe) 

Beschluß der Versammlung 

Der Entschließungsantrag (Drucksache 3297) betreffend die 
Abschaffung der Todesstrafe bleibt im Register der Ver- 
sammlung 

— Soziales und Gesundheitswesen (Europäische Sozialcharta) 
Hierzu sprach der Abg. Büchner (S. 8, 9) 

Beschluß der Versammlung 

Stellungnahme Nr. 71 betreffend die dritte Kontrollperiode 
der Anwendung der Europäischen Sozialcharta 

— Wirtschaftsfragen (Entwicklungszusammenarbeit in einer 
sich ändernden weltwirtschaftlichen Situation ; Probleme des 
Wachstums; Wirtschaftliche Folgen der Grenzen des Wachs- 
tums — Die Grenzen des Wachstums und die sozialen 
Werte — Wissenschaft, Technologie und Gesellschaft. Folge- 
rungen aus den Wachstumsproblemen) 

Hierzu sprachen die Abg. Dr. Holtz (S. 11, 14, 15, 16), Dr. 
Vohrer (S. 18, 23), Lemmrich (S. 20), Frau Dr. Wolf (S. 22), 
Lenzer (S. 22), Richter (S. 25) 

Beschlüsse der Versammlung 

Entschließung 591 betreffend die Entwicklungszusammen- 
arbeit in einer sich ändernden weltwirtschaftlichen Situation 

Entschließung 592 betreffend die Grenzen des Wachstums 

Empfehlung 760 betreffend die Grenzen des Wachstums und 
die sozialen Werte 

Richtlinie 350 betreffend die Bedeutung der Wachstums- 
probleme für Wissenschaft, Technologie und Gesellschaft 

Die Reden der deutschen Mitglieder der Parlamentarischen Ver- 
sammlung sind nachstehend mit Auszügen der betreffenden Be- 
schlüsse der Versammlung abgedruckt. 

Die Parlamentarische Versammlung wählte den österreichischen 
Abgeordneten Karl Czernetz (S.P.Ö.) zu ihrem Präsidenten. Der 
Abgeordnete Richter (SPD) wurde zum Vizepräsidenten ge- 
wählt. 

Zu Richtern der Europäischen Menschenrechtskommission 
wählte die Versammlung Prof. Dr. Dimitrios J. Evrigenis (Grie- 
chenland) und Prof. Dr. Denise Bindschedler-Robert (Schweiz). 
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Ausschußvorsitzende wurden die Abg. Richter (SPD) (Ausschuß 
für Wissenschaft und Technologie) und Alber (CDU/CSU) (Aus- 
schuß für Haushaltsfragen und intergouvernementales Arbeits- 
programm), stellvertretende Ausschuß Vorsitzende die Abg. 
Sieglerschmidt (SPD) (Rechtsausschuß), Dr. Ahrens (SPD) (Aus- 
schuß für Regionalplanung und Kommunalbehörden), Frau von 
Bothmer (SPD) (Ausschuß für die Beziehungen zu den natio- 
nalen Parlamenten und zur Öffentlichkeit). 

Den turnusmäßigen Bericht des Ministerkomitees trug der 
Staatssekretär im französischen Außenministerium, Bernard 
Destremau, als Stellvertreter des Vorsitzenden des Minister- 
rates vor. 

Zur Versammlung sprachen der amtierende Präsident des Rates 
der Europäischen Gemeinschaften, Außenminister Garret Fitz- 
Gerald (Irland), der indonesische Außenminister Adam Malik 
und der Generalsekretär des Europarates Georg Kahn-Acker- 
mann. 


Bonn, den 6. Juni 1975 

Franz Amrehn Klaus Richter 

Stellvertretender Sprecher Sprecher 
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Dienstag, 22. April 1975 


Tagesordnungspunkt: 

Annahme der Togesordnung für den Ersten Teil 
der 27. ordentlichen Sitzungsperiode 

(Drucksache: 3589) 

Tagesordnungspunkt: 

Tätigkeitsberidit des Präsidiums, des Ständigen 
Ausschusses sowie des Ausschusses für die 
Beziehungen zu den nationalen Parlamenten 
und zur Öffentlichkeit 

(Drucksache: 3607) 

Berichterstatter: Frau Abg. Godinache-Lambert 


Tagesordnungspunkt: 

Einbringung einer schriftlichen Erklärung 
zur Lage der Kurden 

(Drucksache: 3611) 


Tagesordnungspunkt: 

Bericht über die Beteiligung der Jugend 
am öffentlichen Leben 

(Drucksache: 3590) 

Berichterstatter: Abg. Vitter 

Dr. Müller (München) (SPD): Herr Präsident! 
Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Ich begrüße 
es, daß sich die Parlamentarische Versammlung des 
Europarats heute mit Fragen der Jugend beschäftigt, 
und möchte Herrn Vitter für seinen Bericht danken. 
Ich möchte auch besonders betonen, wie wichtig z. B, 
eine Beschäftigung mit dem europäischen Jugend- 
zentrum ist. 

Aber ich muß auch ein paar Wermutstropfen in 
die Debatte einführen, damit klar wird, mit wem wir 
es überhaupt zu tun haben, wenn wir von der Ju- 
gend sprechen. 

Wir stehen wohl alle, wenn wir uns in der Politik 
mit der Jugend befassen, in der Gefahr, daß wir mit 
dem Begriff „Jugend“ das gleichsetzen, was durch 
Jugendorganisationen repräsentiert wird. In Wirk- 
lichkeit ist es so, daß die Jugendorganisationen nur 
einen verschwindend geringen Teil der Jugend dar- 
stellen. Zumindest in meinem Land ist heute ein 
weit geringerer Prozentsatz von Jugendlichen in den 
Jugendorganisationen organisiert, als das noch vor 
20 Jahren der Fall war. Also die nichtorganisierten 
Jugendlichen bilden eigentlich die große Mehrheit. 


Für uns stellt sich die Frage, wie wir an diese 
Jugend überhaupt herankommen können. Es wird 
nicht genügen, nur mit den Jugendorganisationen 
zu sprechen, die oft nur einen geringen Prozentsatz 
der Jugend repräsentieren. Der größte Teil ist eben 
nicht organisiert und — auch das darf ich sagen — 
nicht engagiert. Hier gibt es sicher zwischen den 
einzelnen Ländern Unterschiede. Ich denke an das, 
was Herr Bettiol zu Italien gesagt hat, wo wir eine 
gewalttätige politische Jugend auf der Straße haben. 

Ich muß auch eine Einschränkung machen. In dem 
Bericht wird des öfteren Bezug auf den „Aufstand" 
der Jugend im Mai 1968 genommen. Ich glaube, das 
ist eine falsche Bewertung. Es gab damals keinen 
echten Aufstand der Jugend, sondern es gab einen 
Aufstand von Teilen — nicht von der Mehrheit — 
der jungen Generation. Wir haben sehr schnell ge- 
sehen, wie groß das Engagement der jungen Gene- 
ration hier wirklich war. Ich wehre midi etwas da- 
gegen, daß man dieser Generation, die an einem 
solchen „Aufstand“ beteiligt ist, eine besondere mo- 
ralische Kompetenz zuweist. Ich habe leichte Zwei- 
fel, ob diese Zuweisung einer moralischen Kompe- 
tenz berechtigt ist. Es handelt sich um nichts anderes 
als um noch nicht alt gewordene „Alte", um es ein- 
mal so zu formulieren. Sie sind nur eine besondere 
Stufe im Leben des Menschen. Daraus einen beson- 
deren Anspruch ableiten zu wollen, wäre meiner 
Ansicht nach genauso falsch, wie wenn dies bei den 
Alten geschähe. 

Für mich stellt sich die Frage: wo ist das echte 
Engagement der jungen Generation in Europa in 
bezug auf die reichen Staaten im Norden und die 
armen Staaten auf der südlichen Hälfte unserer Erd- 
kugel? Wo ist heute das echte Engagement der 
Jugend in Europa etwa gegenüber den Ereignissen 
in Südostasien? Hier müßte doch ein moralischer 
Aufstand der jungen Generation stattfinden, wenn 
ein solches Engagement wirklich vorhanden wäre. 
Wir sollten uns da keine Illusionen machen. Ich 
bezweifle, daß dieses Engagement vorhanden ist. 

Ich glaube auch nicht, daß es richtig ist, wenn hier 
immer wieder betont wird, es gebe einen Gegensatz 
zwischen alt und jung. Herr Vitter hat gesagt, daß 
dieser Gegensatz seit 20 Jahren stärker herausge- 
wachsen sei. Dabei übersieht er wahrscheinlich, daß 
es diesen Gegensatz nicht «erst seit 20 Jahren, son- 
dern schon immer gegeben hat. Schon im alten Rom 
hat man darüber geklagt, daß ein gewisser Catilina 
die Jugend verführe. Also auch dort hat es das 
Problem der Jungen und der Alten gegeben. Dieses 
Problem ist nicht neu, und man sollte es auch hier 
heute nicht überbewerten. 

Gestatten Sie mir noch eine Bemerkung zu dem, 
was Herr Bettiol zur Beteiligung der jungen Gene- 
ration an den Wahlen gesagt hat. Ich habe keine 
Bedenken dagegen, daß das Wahlalter gesenkt wird. 
In meinem Lande liegt das Wahlalter bei 18 Jahren. 
Wir haben damit schon unsere Erfahrungen gemacht, 
und wir mußten feststellen, daß sich die Stimmab- 
gabe junger Menschen nicht wesentlich von der 
Stimmabgabe älterer Menschen unterscheidet. Hier 
gibt es gar keine so großen Unterschiede, wie man 
das immer bei dem einen befürchtet und bei dem 
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anderen erfreulicherweise vielleicht erwartet hätte, 
ganz gleich, wie jemand politisch orientiert ist. 

Aber eines fällt auch hier auf, was das Engage- 
ment der jungen Generation betrifft: die Wahlbe- 
teiligung ist bei den jüngsten Wählern am gering- 
sten; sie steigt, je älter die Menschen werden. Das 
ist kein Argument gegen eine Wahlbeteiligung von 
jungen Menschen. Sie müssen das erst lernen. Aber 
auch hier zeigt sich doch, daß dieses Engagement, 
das immer Wieder betont wird, offensichtlich bei den 
jungen Menschen gar nicht in dem Maße vorhanden 
ist, wie es einige Theoretiker gern anführen. 

Lassen Sie mich noch eine letzte Bemerkung 
machen. Sie betrifft etwas ganz anderes. Unsere 
eigentliche Aufgabe ist es, uns um ein zukünftiges 
Europa Sorgen zu machen. Ich meine, wir sollten 
alles tun, um die junge Generation an der euro- 
päischen Idee zu interessieren. Es ist ja nicht mehr 
so sehr unsere, sondern ihre Zukunft, die gebaut 
wird. Wir sollten dafür sorgen, daß sie sich für die- 
ses Europa engagiert. Deswegen ist es auch not- 
wendig, möglichst schnell ein europäisches Jugend- 
werk stärker auszubauen, damit die jungen Men- 
schen aus Italien, aus Frankreich, aus der Türkei, 
aus Schweden, aus Irland oder aus der Bundesrepu- 
blik Zusammenkommen können, sich gegenseitig 
kennenlernen und schließlich dieses Europa gemein- 
sam aufbauen. 

Wo es darum geht, Städte zu suchen, die eines 
Europa-Preises oder einer Europa-Fahne würdig 
sind, sollten wir — ich werde das in dem zustän- 
digen Ausschuß vertreten; ich gehöre ihm an — ein 
besonderes Augenmerk darauf richten, ob diese 
Städte bei ihrer Freundschaftspolitik mit anderen 
Städten auch die Kontakte zur Jugend besonders be- 
rücksichtigen. Das sollte ein zusätzliches Motiv bei 
der Preisverleihung sein. 

Ich danke Ihnen, Herr Präsident. 


Empfehlung 758 (1975) 
betr. die Beteiligung der Jugend 
am öffentlichen Leben 

Die Versammlung 

empfiehlt, daß das Ministerkomitee: 

a) weiterhin den Jugendproblemen und insbeson- 
dere der Beteiligung der Jugend am öffentlichen 
Leben besondere Bedeutung beimißt, und die Re- 
gierungen der Mitgliedstaaten einlädt, den Ju- 
gendorganisationen auf internationaler, nationa- 
ler und kommunaler Ebene finanzielle Hilfe zu 
gewähren; 

b) die Regierungen jener Mitgliedstaaten, die das 
aktive Wahl alter noch nicht unter 21 Jahre ge- 
senkt haben, bittet, dies zu tun, sowie die Zweck- 
mäßigkeit einer Senkung des passiven Wahl- 
alters zu prüfen und im Lichte der jüngsten Er- 
fahrungen zu betrachten; 

c) Schul- und Unterrichtssysteme fördert, die ge- 
eignet sind, junge Menschen darauf vorzuberei- 


ten, bereits in frühem Alter an Entscheidungspro- 
zessen teilzunehmen; 

d) bei der mittelfristigen Planung für 1976 bis 1980 
der Notwendigkeit einer Ausweitung der Koope- 
ration mit Jugendorganisation Rechnung trägt 
und die für die Verwirklichung des vom Rat für 
kulturelle Zusammenarbeit (CCC) vorbereiteten 
Programms für eine Beteiligung der Jugend am 
öffentlichen Leben erforderlichen Mittel bereit- 
stellt; 

e) Grundsätze festlegt sowie Vorkehrungen trifft für 
die Beteiligung der Jugend am öffentlichen Leben 
und zwar möglicherweise in Form einer „Euro- 
päischen Charta" über die Beteiligung der „Ju- 
gend", und darauf achtet, daß vermittels der ge- 
nannten Grundsätze und Vorkehrungen die 
Jugendorganisationen mit den demokratischsten 
Entscheidungsstrukturen gefördert werden; 

f) den Rat für kulturelle Zusammenarbeit (CCC) 
anweist, im Rahmen seiner im Zusammenhang 
mit der Beteiligung der Jugend stehenden Tätig- 
keiten mit der Versammlung und dem Europä- 
ischen Jugendzentrum eng zusammenzuarbeiten; 

g) die für das Europäische Jugendzentrum bestimm- 
ten Mittel erhöht, um eine Erweiterung der für 
die Entwicklung der bereits eingeleiteten Aktivi- 
täten erforderlichen Räumlichkeiten, Einrichtun- 
gen sowie des Mitarbeiterstabs sicherzustellen, 
und ferner die zukünftige Entwicklung der im 
gegenwärtigen Programm des Rates für kultu- 
relle Zusammenarbeit (CCC) vorgesehenen Be- 
gegnungen zwischen Forschern, Regierungsver- 
tretern und Vertretern der Jugendorganisationen 
ermöglicht; 

h) die Bedeutung des Europäischen Jugendwerks 
dadurch anerkennt, daß es die Fortsetzung seiner 
Tätigkeiten für einen unbegrenzten Zeitraum und 
seine finanzielle Ausstattung wesentlich erhöht; 

i) sich besonders darum bemüht, es der Jugend zu 
erleichtern, ihre Ansichten zu äußern, was we- 
sentlich ist, wenn sie von den Erwachsenen bes- 
ser verstanden werden soll, und die Regierungen 
der Mitgliedstaaten bittet, finanzielle Unterstüt- 
zung für „Informationszentren" für die Jugend zu 
gewähren, die von jungen Menschen selbst ge- 
leitet werden; 

j) die dank des Europäischen Jugendzentrums be- 
reits bestehende Zusammenarbeit mit Jugend- 
organisationen auf andere Tätigkeitsbereiche des 
Europarates ausdehnt und auf diese Weise in 
der Organisation selbst die Grundsätze und Vor- 
stellungen, die sie zu fördern wünscht, in die 
Praxis umsetzt. 


T agesordnungspunkt: 

Die Beziehungen zwischen Europa und 
Südostasien 

Ansprache des indonesischen . Außenministers, 
Adam Malik 

Dr. Holtz (SPD): Herr Präsident! Ich bin Ihnen, 
Herr Minister, dafür dankbar, daß Sie auch auf die 
weltwirtschaftlichen Probleme eingegangen sind. Sie 
sind für mich nicht nur Minister Ihres Landes Indo- 
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nesien, sondern auch Repräsentant der Ländergruppe 
der Dritten Welt. Idi freue midi, daß Sie davon ge- 
sprochen haben, daß es in Zukunft nicht zu Konflik- 
ten, nicht zu Polarisationen kommen sollte, sondern 
daß nur Konsultationen und Kooperationen das Ge- 
bot der Stunde sind. 

Sie sprachen davon, daß eine neue Art von Part- 
nerschaft notwendig sei und daß die Industrienatio- 
nen strukturelle Anpassungen bei sich selbst vor- 
nehmen müßten, besonders jene Länder, die heute 
noch in der Weltwirtschafts-, Handels- und Wäh- 
rungsordnung privilegiert seien. Ich stimme Ihnen 
darin zu, daß wir, die sogenannten reichen Industrie- 
nationen, auf gewissen Gebieten volle Privilegien 
besitzen, möchte aber dennoch die Gelegenheit neh- 
men, zu drei Bereichen kurze Fragen an Sie zu stel- 
len, die Sie bei zukünftigen Diskussionen mit be- 
rücksichtigen mögen. 

Erstens zum Problem der Rohstoffe. Die Dritte 
Welt fordert, daß die Preise stabilisiert werden. Es 
sei notwendig, daß sie sich darauf verlassen könne, 
ein gewisses Einkommen zu haben. Dies ist sicher 
richtig, nur ist die Lösung schwer zu finden. Auf der 
6. Rohstof fkonferenz in New York, die Sie ange- 
sprochen haben, wurde unter anderem die Preis- 
indexierung gefunden und vorgeschlagen. Meinen 
Sie nicht, daß gerade diese Preisindexierung dazu 
führen würde, daß sich die Preise auf der einen wie 
auf der anderen Seite hochschaukeln, und würde 
man nicht Gefahr laufen, daß diese Preisindexierung 
zu einer ständigen Erosion der Exportkraft auch 
Ihrer Länder führt? So haben Sie nämlich das Phäno- 
men „Inflation“ selbst qualifiziert. 

Zweitens. Sie deuteten darauf hin, daß eine Kon- 
zentration auf der Seite der Aufkäufer von Rohstof- 
fen vorhanden ist, und zwar in einigen Bereichen, 
und daß eine Kollaboration der Produzenten ein 
Gegengewicht schaffen könnte. In der Sprache der 
neuen Weltwirtschaftsordnung heißt dies, daß Sie 
Produzentenkartelle befürworten. Ich hoffe, daß dies 
nur kurze und mittelfristige Maßnahmen sind, keine 
langfristigen, da Sie dann in den gleichen Fehler 
verfallen würden, Anbietermonopole aufzubauen. 
Das wäre genauso wie auf der anderen Seite Auf- 
käufermonopole, die es nach Ihren Worten geben 
soll. 

Ein dritter Bereich. Sie sagten, daß Ihnen Investi- 
tionen auf privatem Gebiet willkommen sind. Dies 
setzt aber voraus, daß die privaten Investoren auch 
Vertrauen in die nationale und in die internationale 
Gesetzgebung haben müssen. Eine stabile rechtliche 
Basis ist sicher eine wichtige Prämisse für die In- 
vestitionsbereitschaft der Privatindustrie aus den 
reichen Industrieländern. Wenn es um die nationale 
Verfügungsgewalt über die natürlichen Ressourcen 
geht, dann bitte ich mit einzubeziehen, wenn Sie da- 
von sprechen, daß hier Verstaatlichungen im Rah- 
men des internationalen Rechts möglich sind, daß 
aber dadurch dieses Vertrauen unterminiert wird. 

Zum Schluß möchte ich folgendes sagen: Von der 
Menschheit benötigte Rohstoffe sollten nicht zur 
Erpressung politischen Wohl Verhaltens und zur Ma- 
nipulation mißbraucht werden. Ich sage das nicht nur 
an die Adresse der Länder der Dritten Welt — bei 


ihnen sind etwa 30 bis 40 °/o der bis jetzt explorier- 
ten Rohstoffe vorhanden — , sondern ich denke auch 
daran, daß etwa Dr. Kissinger auf der Welternäh- 
rungskonferenz damit gedroht hat, daß man auch 
den Weizen, das Brot als eine politische Waffe ein- 
setzen könne. Ich meine, wer Rohstoffe besitzt — 
egal in welchem Land — , hat auch eine Verantwor- 
tung gegenüber jenen Ländern, die diese Rohstoffe 
nicht besitzen, aber auf sie angewiesen sind. 

Der Wille der Industrieländer, einen Beitrag zur 
gerechteren Wirtschaftsordnung in der Welt zu lei- 
sten, und die Einsicht einer globalen Verantwortung, 
die alle Länder tragen, sind für mich Voraussetzun- 
gen für die neue Art von Partnerschaft, von der Sie 
gesprochen haben. 

Außenminister Malik begründet in seiner Antwort 
die Notwendigkeit von Zusammenschlüssen der roh- 
stoffexportierenden Länder damit , daß sie angemes- 
sene Handelsbedingungen erhalten müßten; eine 
Preisindexierung , wie sie für das Rohöl gefordert 
wird, sei vermutlich nicht auf alle Rohstoffe anwend- 
bar. Hinsichtlich der Sicherheit ausländischer Investi- 
tionen in Südostasien weist der Minister auf die be- 
stehenden Garantieverträge und nationalen Gesetz- 
gebungen hin, die er für völlig ausreichend hält. 


T agesordnungspunkt: 

Haushaltsentwurf 1976 der Parlamentarischen 
Versammlung 

(Drucksache: 3604) 

Berichterstatter: Abg. Dequae 

Ansprache des Generalsekretärs des Europarates, 
Georg Kahn- Ackermann 

Dr. Ahrens (SPD): Herr Präsident! Wer in diesen 
Zeiten politisch für Europa tätig ist, muß bereit sein, 
Rückschläge hinzunehmen, mehr noch, wer Mitglied 
dieses Hauses ist, muß bereit sein, mit Enttäuschun- 
gen zu leben. Das ist eine Erkenntnis, der sich wohl 
kein Mitglied dieses Hauses verschließen kann. Ich 
glaube, es wäre nur dann tödlich für den Europarat 
und auch für Europa, wenn wir uns an diesen Zu- 
stand gewöhnten. 

Eine der herbsten und der tiefsten Enttäuschun- 
gen, die man als Mitglied dieses Hauses Jahr für 
Jahr erlebt, ist die jährliche Aussprache über die 
finanziellen Möglichkeiten des Europarates. Viel- 
leicht, Herr Präsident, ist das ein Grund dafür, daß 
jedenfalls in den vergangenen Jahren so viele Kol- 
legen diesen Beratungen ferngeblieben sind. 

Ich finde, daß diese jährliche Aussprache über den 
Etat aus zwei Gründen enttäuschend ist, einmal des- 
halb, weil unsere Versammlung nur sehr begrenzte 
und, wenn man es einmal genau ansieht, de jure 
gar keine Einwirkungsmöglichkeiten hat, was den 
Gesamthaushalt angeht. Wir können beim Gesamt- 
haushalt eigentlich nur zum Haushalt des laufenden 
Jahres Stellung nehmen, also den Haushalt erst im 
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nachhinein diskutieren. Auch die gravierendsten 
Bedenken und unsere nachdrücklichsten Forderun- 
gen können dann nichts mehr ändern. Das ist die 
Rechtslage und das gilt cum grano salis sogar für 
das Kapitel III, die eigentlichen Ausgaben der Ver- 
sammlung. 

Seit Jahren versuchen wir — Herr Dequae hat 
dankenswerterweise sehr ausdrücklich darauf hin- 
gewiesen — , diesen unmöglichen oder, sagen wir 
es noch deutlicher, diesen unwürdigen Zustand zu 
ändern. Ich glaube, wir können einige Anfangs- 
erfolge verzeichnen. Einmal erhalten wir seit kur- 
zer Zeit vom Ministerkomitee eine Darstellung über 
die finanziellen Auswirkungen des jährlichen Ar- 
beitsprogramms, und außerdem werden seit drei 
oder vier Jahren meiner Erinnerung nach Beschlüsse 
der Versammlung zu haushaltsrechtlichen Proble- 
men dem Ministerkomitee — man höre — zur 
Kenntnis gegeben. 

Schließlich haben wir heute — ich glaube, zum 
erstenmal — durch den Herrn Generalsekretär in 
einem sehr frühen Stadium einiges Grundsätzliches 
zum Gesamthaushaltsentwurf für das nächste Jahr 
erfahren. 

Ich möchte Ihnen, Herr Generalsekretär, für diese 
Ihre Bereitschaft ausdrücklich danken. Vielleicht 
erinnern Sie sich noch sehr deutlich der Situation 
in der Zeit, als Sie auf dieser Seite des Hauses sa- 
ßen — einer unwürdigen Situation. Dieses Gefühl 
befällt uns alle bei den Beratungen dieses Gegen- 
standes Jahr für Jahr. 

Die Einwirkungsmöglichkeiten der Versammlung 
muß man auch heute noch auf der Goldwaage wie- 
gen, ein Zustand, der zu Recht als unwürdig bezeich- 
net worden ist. Wir alle werden gemeinsam ver- 
suchen müssen, unsere Befugnisse in bezug auf den 
Haushaltsplan Schritt für Schritt auszuweiten; denn 
gegenwärtig werden dieser Versammlung eigentlich 
noch die primitivsten parlamentarischen Rechte in 
bezug auf den Haushaltsplan vorenthalten. 

Die zweite Enttäuschung, Herr Präsident, bereitet 
Jahr für Jahr das geringe Volumen des Haushalts 
wie auch die mangelnde Möglichkeit, ihn der In- 
flation und den steigenden Ausgaben anzupassen. 
Wir alle wissen aus unseren Ausschüssen, daß 
dringende Aufgaben heute nicht in Angriff genom- 
men werden können, weil das zusätzliche Kosten 
verursachen wird. Es gibt keinen Ausschuß, der nicht 
Jahr für Jahr länger werdende Listen von dringen- 
den Vorhaben vor sich herschiebt. Auch das ist un- 
erträglich und wird immer unerträglicher. Sicher, 
wir alle müssen sparen. Wenn man sich einmal die 
Reden der Finanzminister ansieht, kommt man zu 
dem Ergebnis, daß sie sich eigentlich nur in Nuancen 
unterscheiden. Gleichwohl aber kann ich mich des 
Eindrucks nicht erwehren, als messe man im Mini- 
sterkommitee und in den Regierungen die Bedürf- 
nisse des Europarats mit einer besonders knappen 
Elle. Das kann sich nur ändern, wenn wir alle in un- 
seren nationalen Parlamenten auch weiterhin drän- 
gen, wenn wir etwa das aufgreifen, was Herr Fort- 
heine soeben an praktischen Vorschlägen unterbrei- 
tet hat. Ich will es deutlich sagen: wenn wir uns 


auch nicht scheuen, den zuständigen Ministern lä- 
stig zu fallen. Ich möchte daher dem Herrn Bericht- 
erstatter und allen Vorrednern ausdrücklich bei- 
pflichten und ihre Forderung aufnehmen, auch da- 
heim in unseren Parlamenten mit Nachdruck dafür 
zu sorgen, daß die finanziellen Grundlagen unserer 
Arbeit nicht angetastet werden und daß der Europa- 
rat auch künftig seine Aufgaben erfüllen kann. 

Alber (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Vorab möchte ich mich ebenfalls — zu- 
gleich im Namen des Ausschusses — bei unserem 
Berichterstatter Herrn Dequae sehr herzlich bedan- 
ken. Ich möchte mich auch dem sehr herzlichen Lob 
anschließen, das Herr Page ausgedrückt hat. Aller- 
dings, muß ich sagen, Herr Dequae, ich würde Sie 
noch mehr loben, wenn Sie nicht nur die Fähigkei- 
ten eines Finanzgenies, eines Computers — und was 
Herr Page noch alles an Eigenschaften aufgezählt 
hat — - hätten, sondern wenn Sie darüber hinaus noch 
die Fähigkeit eines Goldesels hätten, der selber die 
Dukaten ausspucken kann, aber das ist leider nicht 
der Fall. 

(Heiterkeit) 

Ich möchte mich auch bei all denen bedanken, die 
an der Aufstellung des Haushalts mitgewirkt haben. 
Das Volumen des Haushalts ist zwar nicht sehr groß. 
Aber in Anbetracht steigender Inflationsraten gehört 
selbst zur Aufstellung eines Budgets dieser Größen- 
ordnung die Fähigkeit eines diplomierten Mathema- 
tikers. 

Meine Damen, meine Herren, ich glaube, der 
Haushalt steht unter einem doppelten Zeichen der 
Bescheidenheit. Er ist deshalb bescheiden, weil er 
etwas weniger als 10°/o des Gesamthaushalts aus- 
macht. Er ist aber auch bezüglich der realen Steige- 
rungsrate bescheiden, die mit 2,3 °/o wirklich sehr 
gering ausgefallen ist. Nehmen Sie dies bitte auch 
als einen Beitrag zur allgemeinen Notwendigkeit 
des Sparens. Wir sind hier offen und leisten dazu 
ebenso unseren Beitrag. 

Der Haushalt ist ein Spiegelbild der Aufgaben. 
Wir müssen uns auf das Wesentliche beschränken, 
das heißt auf Fragen von politischem Gewicht. Die 
Versammlung ist kein Universitätsinstitut, das 
forscht, sondern wir sind ein politisches Gremium, 
das mitgestalten will. Die Arbeiten der politischen 
Gruppen, der zunehmende Dialog mit anderen Län- 
dern — insbesondere mit Nichtmitgliedsländern — , 
die Konsultierung von Experten und Sachverständi- 
gen und anderes mehr, all dies kostet natürlich 
Geld. Ich glaube aber, daß die Erfolge dieser Arbeit 
die Ausgaben rechtfertigen. 

In der Entwicklung der Haushaltsgestaltung sel- 
ber zeigt sich ein Gentlemen's Agreement; darauf 
hat Herr Dequae hingewiesen. Zwar sind die Mit- 
wirkungs- und Mitgestaltungsrechte der Versamm- 
lung relativ bescheiden, und außerdem sind sie nicht 
statutenmäßig festgelegt oder gar gesichert. Aber 
im Hinblick auf die Gestaltung des Haushalts der 
Versammlung selber wurde ein Gentlemen's Agree- 
ment zwischen dem Generalsekretär einerseits und 
der Versammlung andererseits erreicht. 
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Auf der anderen Seite ist aber die Bewilligung 
der Mittel aus unserer Sicht noch sehr unbefriedi- 
gend. Wir befinden uns fast in der Situation eines 
Bittstellers, der im nationalen Bereich um Subven- 
tionen nachsucht; in etwa kommen wir dieser Stel- 
lung gleich. Das ist sehr unbefriedigend. Es wäre 
schön, wenn wir eigene Haushaltsbefugnisse hät- 
ten. Auf der anderen Seite weiß ich aber, daß der 
Europarat selber keine eigenen Einnahmen hat; des- 
halb werden wir immer auf diese Zuschüsse ange- 
wiesen sein. 

Ich möchte Sie aber herzlich bitten, dem Wunsch 
von Herrn Ahrens zu folgen und auch in den natio- 
nalen Parlamenten mit darauf hinzuwirken, daß wir 
genügend Mittel für unsere sehr wichtige Arbeit 
bekommen. Intern müssen wir aber gleichzeitig 
schrittweise die Entwicklung zur eigenen Haushalts- 
gestaltung ausbauen. Ich stimme Herrn Dequae sehr 
zu, wenn er sagt, die Versammlung selber muß die 
Herrin ihrer Arbeit werden. Ich meine, das gehört 
nicht nur zur Würde einer politischen und parlamen- 
tarischen Versammlung, sondern das gehört auch 
zum Wesen der Demokratie selber. Die Versamm- 
lung ist nicht nur ein Anhängsel einer internationa- 
len Organisation, sondern sie ist die politische und 
zugleich die autonome Stelle, die der Weiterent- 
wicklung und Stärkung der Demokratie in Europa 
dient und die diese Aufgabe ernst nimmt. 

Tagesordnungspunkt: 

Abschaffung der Todesstrafe 

Abstimmung über den Antrag des Rechtsausschus- 
ses auf Streichung des Entschließungsantrags betr. 
die Abschaffung der Todesstrafe (Drucksache: 3297) 
aus dem Register der Versammlung 

Der Antrag wird abgelehnt. 

Tagesordnungspunkt: 

Europäische Sozialcharta 

(Drucksache: 3592) 

Berichterstatter: Abg. Büchner 

Büchner (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Diesen Bericht über den Dritten Kontroll- 
zyklus der Europäischen Sozialcharta legen wir im 
zehnten Jahr nach Inkrafttreten dieser Charta vor. 
Heute können wir feststellen: Die Europäische So- 
zialcharta hat sich bewährt. Sie steht mit gleichem 
Anspruch neben der Europäischen Konvention über 
die Menschenrechte und Grundfreiheiten. Diese bei- 
den Staatsverträge bedingen einander und ergänzen 
sich. 

Während in der Rom-Konvention die politischen 
und staatsbürgerlichen Grundrechte proklamiert 
sind, dokumentiert die Sozialcharta die sozialen und 
wirtschaftlichen Ansprüche und Rechte der Men- 
schen in den Mitgliedsländern. Es geht dabei bis 
in die Einzelheiten um die konkrete Gestaltung des 
Alltags besonders der Arbeitnehmer. Die große 


Schwierigkeit, hier zu Übereinkünften zwischen den 
Staaten zu kommen, zeigt sich daran, daß die Ver- 
handlungen über den Text der Sozialcharta nahezu 
ein Jahrzehnt dauerten, während die Menschen- 
rechtskonvention in ungefähr einem Jahr erarbeitet 
war. 

Auch bei den Kontroll- und Schutzmechanismen 
bestehen große Unterschiede zwischen beiden 
Staatsverträgen, über die Einhaltung der Konven- 
tion über die Menschenrechte und Grundfreiheiten 
wachen die europäischen Menschenrechtskommis- 
sion und der europäische Gerichtshof. Die Anwen- 
dung der Bestimmungen der Sozialcharta muß leider 
mit einem viel schwächeren Instrumentarium be- 
werkstelligt werden. Diese Tatsache sollte für uns 
alle eine dringende Aufforderung sein, die uns zur 
Verfügung stehenden Mittel auch wirksam einzu- 
setzen. 

Wir bedauern außerordentlich, daß dies nicht 
geschieht. Unsere Kritik richtet sich dabei besonders 
an das Ministerkomitee. Es ist den von dieser Ver- 
sammlung gegebenen Empfehlungen wieder nicht 
gefolgt. Es hat unsere Aufforderung mißachtet, die 
betroffenen Länder auf die Einhaltung der freiwillig 
übernommenen Verpflichtungen eigens hinzuwei- 
sen. Die Minister nehmen unseres Erachtens die 
ihnen nach Artikel 29 der Charta zustehenden Mög- 
lichkeiten leider nicht ernst genug. Bei der Verwirk- 
lichung der Bestimmungen der Sozialcharta in den 
verschiedenen Mitgliedsländern wird durch dieses 
Verhalten des Ministerkomitees immer wieder eine 
große Chance versäumt. 

Beobachter innerhalb und außerhalb des Europa- 
rates müssen feststellen: Die verantwortlichen Mi- 
nister schätzen offensichtlich die Arbeit der unab- 
hängigen Sachverständigen gering und beweisen 
erheblichen Mangel an praktischer parlamentari- 
scher Demokratie. Diese parlamentarische Ver- 
sammlung allerdings bekräftigt ihre Hochachtung 
vor der hervorragenden Arbeit der Sachverständi- 
gen und erneuert ausdrücklich ihr Vertrauen in die 
Objektivität der Experten. Wir danken den Mit- 
gliedern des Sachverständigenausschusses für ihre 
wertvolle Vorlage. 

Diese parlamentarische Versammlung bringt aber 
gegenüber dei\ Ministern auch unmißverständlich 
zum Ausdruck, daß sie sich von deren Verhalten 
nicht entmutigen läßt. Im Gegenteil: Wir nehmen 
unsere Pflicht nach Artikel 28 ernst und stellen 
unsere Forderungen mit um so größerem Nachdruck, 
nicht zu unserem eigenen Ruhm, sondern als ge- 
wählte Vertreter im Auftrag von Millionen Arbeit- 
nehmern und ihren Familien in unseren Mitglieds- 
ländern. 

So fordern wir das Ministerkomitee erneut und 
mit Nachdruck auf, gemäß der Punkte 6 bis 8 unse- 
res Berichts die Länder in den angesprochenen Be- 
stimmungen zu einer Änderung ihrer nationalen Ge- 
setzgebung und Praxis anzuhalten. Wir ersuchen die 
Minister ebenfalls, den Ländern nach Art. 22 der 
Charta Berichte über die noch nicht angenommenen 
Bestimmungen abzuverlangen. 

Ich bitte aber auch Sie, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, von ihrem Auskunfts- und Kontrollrecht 
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gegenüber ihren nationalen Regierungen Gebrauch 
zu machen und auf die Einhaltung und Anwendung 
der Bestimmungen der Sozialcharta zu drängen. Die 
Forderungen, die wir hier in der parlamentarischen 
Versammlung, erheben, werden nur glaubhaft, wenn 
wir zu ihrer Durchsetzung auch unsere nationalen 
Möglichkeiten ausschöpfen. 

Unsere Feststellung, die Sozialcharta habe sich 
bewährt, steht nicht im Gegensatz zu unseren An- 
merkungen über noch zu beseitigende Mängel in der 
Annahme und Anwendung einzelner Bestimmungen. 
So wird z. B. der Grundforderung „gleicher Lohn für 
gleiche Arbeit“ jeder zustimmen. In der Praxis be- 
klagen wir jedoch da und dort, das Frauen für 
gleichwertige Arbeit immer noch schlechter bezahlt 
werden als Männer. Dies liegt besonders daran, das 
die Definition der Wertigkeit von Arbeit, also die 
Einstufung, nicht befriedigend geregelt ist. Die soge- 
nannten „Leichtlohngruppen" für Frauen sollten 
endlich der Vergangenheit angehören. Auch die 
strikte Anwendung der Mutterschutzbestimmungen 
der Charta fordern wir nicht, weil dies eventuell im 
sogenannten „Jahr der Frau" populär wäre, sondern 
einfach aus humanitären Gründen. Und um noch ein 
Beispiel anzuführen: Wir haben innerhalb der EG 
die Freizügigkeit für die Arbeitnehmer geschaffen 
und können eine irgendwie zweitrangige Behand- 
lung gegenüber den einheimischen Arbeitnehmern 
in der Praxis nicht hinnehmen. 

Frau Präsidentin, für die Sicherung und Anwen- 
dung sozialer Rechte bestehen derzeit erschwerte 
Bedingungen. Wir können und wollen nicht über- 
sehen, daß wirtschaftliche und finanzielle Schwierig- 
keiten, Arbeitslosigkeit, die unzureichende Zahl 
oder Qualität von Ausbildungsplätzen und andere 
Faktoren in unseren Mitgliedsländern heute große 
Probleme aufwerfen. Wir haben die berechtigte 
Sorge, daß dadurch die sozialen Errungenschaften in 
Mitleidenschaft gezogen werden und daß eventuell 
sogar Rückschritte eintreten. Der Wert sozialer Si- 
cherung erweist sich aber gerade in wirtschaftlich 
schwierigen Zeiten. Deshalb stehen wir derzeit in 
einer Bewährungsprobe. 

Durch erhöhte Aufmerksamkeit und durch den 
Einsatz aller unserer Möglichkeiten müssen wir ver- 
hindern, daß soziale Grundrechte zur Diposition 
gestellt werden. Wir dürfen nicht schweigen, wenn 
Arbeitnehmer und ihre Vertretungen in der Anwen- 
dung ihrer Rechte Pressionen ausgesetzt werden. 
Und wir müssen reaktionären Kräften entgegentre- 
ten, die eine günstige Zeit dafür 'sehen, soziale 
Schlachtopfer auf dem unheiligen Altar einseitiger 
wirtschaftlicher Interessen zu bringen. 

Weil diese Befürchtungen leider berechtigt sind 
und weil es dafür bereits traurige Beispiele in der 
Praxis gibt, muß gerade unser Appell an die Mini- 
ster, ihre Verantwortung endlich ernst zu nehmen, 
jetzt so leidenschaftlich sein. 

Darum können wir auch dem Vorschlag, den Be- 
richtszeitraum zu strecken und alle zwei Jahre nur 
V 3 der Bestimmungen zu überprüfen, nur unter den 
im Bericht dargelegten Bedingungen und unter der 
VQraussetzung zustimmen, daß die unabhängigen 
Experten jeweils ihre Zustimmung geben. 


Frau Präsidentin, ich fasse zusammen: Die Euro- 
päische Sozialcharta hat dazu beigetragen, daß durch 
den sozialen Fortschritt in Europa das Leben von 
Millionen von Arbeitnehmern besser, freier und 
menschenwürdiger geworden ist. Wir danken allen, 
die daran mitgewirkt haben: den Parlamenten, den 
Regierungen und den Organisationen. 

Wir werden nicht nachlassen, bestehende Mängel 
aufzuzeigen und unsere Möglichkeiten zu ihrer Be- 
seitigung zu nutzen. Wir betonen dabei die beson- 
dere Verantwortung des Ministerkomitees; wir be- 
dauern dessen bisherige Haltung und fordern ein 
stärkeres Engagement. 

Wir sehen die derzeitige Gefährdung unserer so- 
zialen Ordnung durch aktuelle Schwierigkeiten, die 
z. B. Inflation, Arbeitslosigkeit und Lehrstellenman- 
gel heißen. 

Pressionen auf die Durchsetzung und Praktizie- 
rung der sozialen Errungenschaften müssen wir ent- 
gegentreten. Dabei wird unser Durchhaltevermögen 
stärker sein als die sich belebende Aktivität rück- 
schrittlicher Kräfte. 

Erfolge auf sozialem Gebiet sind nie geschenkt 
worden. Sie mußten hart erarbeitet und oft erkämpft 
werden. Wenn wir in Europa weiter vorankommen 
wollen, so kann und muß es ein Europa für die kon- 
kreten Anliegen der Menschen, muß es ein soziales 
Europa sein. 

Frau Präsidentin, Kolleginnen und Kollegen, er- 
kennen Sie ihre Verantwortung — hier in der Par- 
lamentarischen Versammlung und in Ihren nationa- 
len Parlamenten! 

Ich danke Herrn Prof. Berenstein für die Detail- 
arbeit bei der Erstellung des Berichts, ich danke dem 
Vorsitzenden des Unterausschusses, unserem Kolle- 
gen Voogd, und dem Ausschußvorsitzenden, unse- 
rem Kollegen Grussenmeyer, ebenso für ihre wert- 
volle Unterstützung wie unseren Mitarbeitern, den 
Herren Sand, Reed und Wiebringhaus. 

Ich bitte nun, Frau Präsidentin, um Diskussion 
über den Bericht und um Annahme. 

Schlußwort des Berichterstatters zur Aussprache: 

Büchner (SPD): Frau Präsidentin, lassen Sie mich 
in der Kürze, die die fortgeschrittene Zeit nun leider 
gebietet, einige Bemerkungen zu den Beiträgen der 
Kolleginnen und Kollegen machen, für die ich mich 
ausdrücklich sehr bedanke. 

Wenn man über so detaillierte Fragen der An- 
wendung von Vorschriften einer Sozialcharta einen 
Bericht macht, wäre es ein Wunder, wenn einzelne 
Punkte dieses Berichtes hier im Plenum dieser Par- 
lamentarischen Versammlung nicht auch kritisch 
überprüft werden würden und wenn dazu nicht kri- 
tisch Stellung genommen werden würde. Ich möchte 
allerdings bemerken, daß es wohl einen Unterschied 
gibt. Man kann sich über Grundsätze unterhalten und 
über Prüfungsmethoden streiten. Ich wäre aber sehr 
traurig, wenn man grundsätzlich an der sehr sorg- 
fältigen Arbeit der unabhängigen Sachverständigen 
und an der Unabhängigkeit dieser Experten Zweifel 
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hegen würde. Wir haben bei den intensiven Bera- 
tungen im Ausschuß bezüglich dieser Kriterien je- 
denfalls nie Zweifel gehabt. Wenn aber solche 
Zweifel vorhanden sein sollten, wie ich aus einigen 
Bemerkungen hier herauslese, dann wäre es gut 
gewesen, wenn der Ausschuß als Forum benutzt 
worden wäre, darüber zu sprechen. Dort kann man 
nämlich sehr genau auf solche Details eingehen. 

Daß es sich um Details handelt und daß es hier 
darum geht, Fakten zu überprüfen, dies ist eine 
Tatsache, die wir zur Kenntnis nehmen müssen. Da 
möchte ich dem Kollegen Lord Selsdon doch sagen, 
daß es für uns — eigentlich für jeden, der diese 
Charta ernst nimmt — , nicht eine Frage des Glau- 
bens sein kann — und hier will ich nun einmal bei- 
spielhaft ins Detail gehen — , daß Mütter, wie er so 
allgemein gesagt hat, gut geschützt werden. Wir 
müssen vielmehr die Realität sehen, daß dieser 
Mutterschutz erstens nicht gesetzlich verankert ist 
und zweitens praktisch dadurch außer Kraft gesetzt 
werden kann, daß eine Zahlung angenommen wird. 
Wenn diese geringe Zahlung nicht angenommen 
wird, dann muß gearbeitet werden. Insofern besteht 
also kein ausreichender Mutterschutz. Dies sind 
Fakten. 

Manchem Kollegen und mancher Kollegin mag 
dies ausreichen. Nach der Überprüfung der unabhän- 
gigen Sachverständigen und auch nach der Meinung 
des Ausschusses reicht dies nicht aus. Wir haben ja 
nicht unsere persönlichen Meinungen zu äußern, 
sondern wir haben zu überprüfen, ob die jeweiligen 
Praktiken den Bestimmungen der Charta entspre- 
chen. In diesem Falle ist das eindeutig nicht so. 

Ich muß das einmal an diesen Details darstellen. 
Bei vielen Berichten über die Anwendung der 
Charta kommt es einfach auf diese Details an. Wenn 
wir für die Menschen arbeiten wollen, müssen wir 
auch diese Details diskutieren. Solche Nachweise 
könnte ich auch bei anderen hier angeführten The- 
men — etwa dem der Wanderarbeitnehmer oder 
dem der Familienzusammenführung — in ähnlich de- 
taillierter Weise führen. 

Ich bin deshalb dankbar, daß hier — das ist ja 
gar nichts Schlechtes — auch Meinungen aufein- 
anderprallen. Sie können versichert sein, daß ich es 
nicht als ein Attribut nationalistischer Gesinnung 
ansehe, wenn hier ein Meinungsaustausch statt- 
findet. Er ist notwendig. Aber wir haben Fakten in 
der Sozialcharta. 

Herr Reinhardt hat die heutigen Beschlüsse des 
Sozialausschusses gewürdigt, die sicherlich wichtig 
sind. Er hat von dem Sozialpaß gesprochen und das 
Zentrum für soziale Daten erwähnt. Sie ersehen 
daraus, daß wir in unserem Ausschuß an der Aus- 
formung der Grundsätze der Sozialcharta arbeiten. 
Sie, Frau Präsidentin, wissen das aus Ihrer Mit- 
arbeit. 

Lassen Sie mich noch zwei Bemerkungen zu den 
Reden unserer italienischen Kolleginnen machen. 
Wir sind sicher alle sehr dankbar dafür, daß die 
italienische Gesetzgebung in den letzten Jahren deut- 
lich auf die Erfüllung der Bestimmungen der Sozial- 
charta ausgerichtet worden ist. Sicher ist das auch 


ein Verdienst der italienischen Kolleginnen, die 
hier bei uns im Ausschuß mitarbeiten und in diesen 
Fragen national besonders aktiv sind. Nur muß man 
wissen, daß hier der Prüfungszeitraum und die Fak- 
ten, die in diesem Prüfungszeitraum festgestellt wur- 
den, zur Debatte stehen. Sie müssen in den Bericht 
einfließen. Es gibt keinen Zweifel darüber, daß die 
Fakten in diesem Zeitraum, über den wir berichtet 
haben, so waren. In der Praxis hat es gewisse Ver- 
zögerungen bei der italienischen Gesetzgebung ge- 
geben. Wir alle begrüßen es, daß diese Sache auf 
einem guten Weg ist, und wir hoffen, daß dann auch 
eine eindeutige Auslegung der Wertigkeit der 
Arbeit von Männern und Frauen erfolgen kann. Ich 
halte das für sehr wichtig. Wir haben uns im Aus- 
schuß darüber verständigt, daß diese schwierige 
Frage keine Sache nur zur Proklamation ist und daß 
dann auch ein Kündigungsschutz während des Mut- 
terschaftsurlaubs gesetzlich verankert wird. 

Unserem griechischen Kollegen bin ich herzlich 
dafür dankbar, daß er noch einmal unsere Enttäu- 
schung über die Praxis des Ministerkomitees unter- 
strichen hat. Sie haben recht, verehrter Herr Kol- 
lege, daß die Legitimation dieser Versammlung 
noch stärker wäre und unsere Mitwirkungsmöglich- 
keiten noch nachdrücklicher wären, wenn ein ande- 
res Wahlverfahren Platz griffe. Aber Sie wissen 
besser als ich, wie schwierig das ist. Sie wissen aber 
auch genausogut wie ich, daß wir auf dem Wege 
sind. Hoffentlich kommen wir auf diesem Gebiet 
weiter. Momentan bleibt uns einfach nur — dies 
wollte ich auch noch Herrn Miller sagen — , zu for- 
dern, daß die in Artikel 29 dargelegten Rechte des 
Ministerkomitees auch zur Anwendung kommen. 
Wir haben diese Forderung erneut erhoben, und 
wir hatten Veranlassung, dies mit Nachdruck zu tun. 

Abschließend möchte ich noch einmal das auf- 
greifen, was der Herr Kollege Voogd gesagt hat. 
Wir sind allen Staaten, die bisher die Charta rati- 
fiziert haben und die sich den zugegebenermaßen 
strengen Bestimmungen dieser Charta unterwerfen, 
sehr dankbar. Es sollte auch nicht falsch verstanden 
werden, daß unsere detaillierte Untersuchung, die 
ja in der Charta selbst vorgeschrieben ist, etwa eine 
Mißachtung dieses Schritts der Staaten wäre. Ganz 
im Gegenteil! Unsere Hoffnung geht dahin, daß 
möglichst alle Staaten diesen Schritt bald vollziehen 
und sich dem rauhen Wind dieser Überprüfung 
durch die unabhängigen Sachverständigen stellen. 
In bezug auf die Schweiz konnte Herr Wyler diese 
Hoffnung in eine nahe Erwartung umwandeln. Da- 
für gilt mein besonderer Dank. 


Stellungnahme Nr. 71 (1975) 
zum dritten Kontrollzeitraum der Anwendung 
der Europäischen Sozialcharta 

Die Versammlung 

6. ersucht das Ministerkomitee, folgenden Staaten 
zu empfehlen, die Sozialcharta strikt anzuwen- 
den: 
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— Österreich, betreffend die Anwendung von 
Artikel 8, Abs. 2 und Artikel 19, Abs. 6; 

— Zypern, betreffend die Anwendung von Ar- 
tikel 12, Abs. 2; 

— Dänemark, betreffend die Anwendung von 
Artikel 8, Abs. 1 ; 

— Irland, betreffend die Anwendung von Ar- 
tikel 1, Abs. 2; Artikel 8, Abs. 1, und Ar- 
tikel 18, Absätze 2 und 3; 

— Italien, betreffend die Anwendung von Ar- 
tikel 8, Abs. 2 und Artikel 13, Abs. 1 ; 

— Norwegen, betreffend die Anwendung von 
Artikel 19, Abs. 6? 

— das Vereinigte Königreich, betreffend die 
Anwendung von Artikel 8, Abs. 1, Artikel 
18, Absätze 2 und 3, und Artikel 19, Abs. 6; 

7. schlägt vor, daß das Ministerkomitee die be- 
troffenen Staaten einlädt, ihre nationale Gesetz- 
gebung und Praxis in den im vorstehenden Ab- 
satz genannten Fällen den Bestimmungen der 
Charta anzupassen, und einen Zeitraum fest- 
zulegen, nach dessen Ablauf sie über die zu 
diesem Zweck getroffenen Maßnahmen einen 
Bericht vorlegen; 

8. schlägt vor, daß das Ministerkomitee den be- 
troffenen Staaten in Form von Vorschlägen die 
sonstigen Überlegungen des Sachverständigen- 
ausschusses mitteilt, und dabei insbesondere 
Italien, Norwegen und Schweden auf die in 
Zusammenhang mit der Anwendung von Ar- 
tikel 4, Abs. 3 der Charta stehenden Erwägun- 
gen betreffend das Recht männlicher und weib- 
licher Arbeitnehmer auf gleiche Bezahlung für 
gleiche Arbeit hinweist; 

9. wiederholt ihren Vorschlag, daß das Minister- 
komitee das in Artikel 22 der Charta festge- 
legte Verfahren in die Praxis umsetzt; 

10. lenkt mit Nachdruck die Aufmerksamkeit des 
Ministerkomitees auf die in der Begründung 
zu dieser Stellungnahme (Dok. 3592) dargeleg- 
ten Überlegungen und insbesondere auf die 
Ziffer 25 bis 27 (1), betreffend die Modifizierung 
des Kontrollapparates für die Europäische So- 
zialcharta und ersucht das Ministerkomitee, 
dem Ausschuß unabhängiger Sachverständiger 
offiziell die diesbezüglichen Vorschläge des 
Regierungsausschusses zu unterbreiten und die 
Schlußfolgerungen des Ausschusses unabhängi- 
ger Sachverständiger in dieser Sache der Ver- 
sammlung mitzuteilen, um sie zu einer end- 
gültigen Stellungnahme in dieser Angelegen- 
heit zu befähigen. 


Mittwoch, 23. April 1975 


Tagesordnungspunkt: 

Entwicklungszusammenarbeit in einer sich 
ändernden weltwirtschaftlichen Situation 

(Drucksache: 3547) 
Berichterstatter: Abg. Dr. Holtz 


Dr. Holtz (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Es ist für mich eine große Ehre, daß ich 
heute morgen den Bericht über die Entwicklungszu- 
sammenarbeit in einer sich ändernden weltwirt- 
schaftlichen Situation der Parlamentarischen Ver- 
sammlung des Europarates präsentieren kann. 

Mein Dank gilt vor allem den Mitgliedern der 
Wirtschafts- und Entwicklungskommission — in vie- 
len Beratungen haben wir den Bericht diskutiert, 
korrigiert, erweitert — und den beiden Ausschuß- 
sekretären, den Herren de Jonge und Tincani. 

Der Oktober 1973, in dem die Erdölpreise enorm 
heraufgesetzt wurden, stellt für mich ein Jahr- 
hundertdatum dar, vergleichbar etwa mit der fran- 
zösischen Revolution von 1789. Die Folgen eines 
solchen Jahrhundertdatums spürt man meist erst 
viel später. Warum vollzog sich zu diesem Datum 
eine ungeheure Machtveränderung? Weil zum er- 
stenmal einige Länder der Dritten Welt uns das 
Fürchten gelehrt haben. Zum erstenmal haben wir, 
die relativ reichen Nationen gespürt, was es heißt, 
von anderen abhängig zu sein, abhängig zu sein von 
nur einer einzigen, aber für uns entscheidenden 
Energiequelle, nämlich dem Erdöl. 

Viele Länder, die heute bekanntgeworden sind — 
wie Abudabi, Bahrein, Kuweit — , haben früher 
keine Rolle im Mächteparallelogramm gespielt. 
Diese erdölproduzierenden Länder haben den Pro- 
zeß einer gerechteren Neuordnung der Weltwirt- 
schaft in Gang gebracht. Insofern möchte ich von 
einer Oktoberrevolution in den weltwirtschaftlichen 
Beziehungen sprechen. Wie gestern hier an dieser 
Stelle der Außenminister Indonesiens, Herr Malik, 
deutlich gemacht hat: nicht Konfrontation, nicht Po- 
larisation, sondern Kooperation und Konsultation 
sind das Gebot der Stunde. Wir müssen sehen, daß 
wir — berechtigterweise — immer mehr von einer 
Art Weltinnenpolitik sprechen müssen. Dement- 
sprechend gilt es auch für unsere Politik in den 
Staaten des Europarates Konsequenzen zu ziehen. 

Für mich geht es bei dieser Entwicklungszusam- 
menarbeit nicht nur um die Frage der Solidarität, 
sondern vor allem um die Frage des Überlebens in 
einer revolutionären globalen Situation. Wir, die 
Mitgliedstaaten des Europarates, sind von vielen 
Ländern der Dritten Welt abhängig, etwa weil wir 
dringend benötigte Rohstoffe von ihnen beziehen 
oder weil wir von ihren Märkten abhängen. Wir 
verkaufen unsere Produkte nach dort, das stabili- 
siert Arbeitsplätze bei uns, z. B. in der Bundes- 
republik Deutschland 750 000. 

Insofern meine ich, daß wir nicht mehr nur von 
Entwicklungshilfe sprechen sollten. In diesem Begriff 
kommt immer der karitative Charakter zum Vor- 
schein, der mir nicht angebracht zu sein scheint. 
Deshalb nennen wir den Bericht auch „Bericht über 
die Entwicklungszusammenarbeit in einer sich än- 
dernden weltwirtschaftlichen Situation". 

Zu dieser Entwicklungszusammenarbeit gehört 
einmal die Öffentliche Entwicklungshilfe, das, was 
die einzelnen Staaten von ihrem Bruttosozialpro- 
dukt abzweigen und was sie — meist zu günstigen 
Bedingungen — in die Dritte Welt transferieren. 
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Allerdings sind auch viele Kredite dabei; diese 
Gelder müssen dann meist zurückgezahlt werden, 
was vielen Bürgern unbekannt ist. Zu der Entwick- 
lungszusammenarbeit gehört weiter die wirtschaft- 
liche, die technologische, die industrielle Zusammen- 
arbeit mit diesen Ländern. 

In meinem Bericht bin ich im wesentlichen nur 
auf die Veränderungen eingegangen, die seit dem 
Oktober 1973 eingetreten sind. Grundsätzliche Posi- 
tionen habe ich in dem Bericht vom Mai vergange- 
nen Jahres angesprochen. 

Was hat die sogenannte Energiepreiskrise be- 
wirkt, wenn wir die Entwicklungsländer insgesamt 
betrachten? Ich glaube, eine sehr starke Differenzie- 
rung der Entwicklungsländer untereinander. 

Erstens gibt es Länder mit relativ hohem Ein- 
kommen; sie haben ein Pro-Kopf-Einkommen von 
über 640 Dollar. Dazu zählen relativ stark industria- 
lisierte Entwicklungsländer wie Mexiko und Argen- 
tinien. Ferner gehören dazu die Hauptexporteure 
von wichtigen stark nachgefragten Rohstoffen. Auch 
einige Mittelmeerländer wie Griechenland und Spa- 
nien und die meisten erdölproduzierenden Länder 
gehören dazu. Diese Länder mit relativ hohem Ein- 
kommen sind in der Regel in der Lage, sich das not- 
wendige Kapital zu kommerziellen Bedingungen auf 
den internationalen Kapitalmärkten zu besorgen. 
Sie benötigen also die öffentliche Entwicklungshilfe 
nicht so stark, wie das bei der anderen Gruppe der 
Fall ist. 

Die zweite Gruppe wird von Ländern mit mittleren 
Einkommen gebildet; auch hier folge ich dem Vor- 
schlag der Europäischen Gemeinschaften, der soge- 
nannten Freske. Diese Länder haben ein Einkom- 
men von 220 bis 640 Dollar pro Kopf im Jahr. Dazu 
würden Länder zählen wie Brasilien, Sambia, die 
Philippinen, Taiwan, aber auch die Türkei und Al- 
gerien. Sie können von einer weiteren Liberalisie- 
rung des Welthandels und von einer Verbesserung 
der allgemeinen Präferenzen profitieren. 

Dann haben wir eine dritte Gruppe; das sind die 
ärmsten Entwicklungsländer, die Länder mit einem 
sehr geringen Einkommen, mit einem Pro-Kopf-Ein- 
kommen unter 220 Dollar. In ihnen leben zwei Drit- 
tel der Bevölkerung der Dritten Welt, China aus- 
genommen. Diese Länder leiden besonders unter 
den Preiserhöhungen des Erdöls, der Investitions- 
güter, der Nahrungs- und der Düngemittel. Die öf- 
fentliche Entwicklungshilfe sollte besonders auf 
diese Länder konzentriert werden. 

Der Einfluß der sich ändernden weltwirtschaft- 
lichen Situation ist auch bei der Entwicklungshilfe 
festzustellen. Die öffentliche Entwicklungshilfe der 
Mitgliedstaaten des Europarates stagniert seit den 
letzten Jahren, ja sie ist bei einigen Ländern sogar 
zurückgegangen. 

Woran liegt dies? Einmal am plötzlichen Ent- 
stehen von „Neureichen" unter den Ländern der 
Dritten Welt. Viele unserer Bewohner sagen jetzt: 
Dort haben wir doch die reichen Ölscheichs, die sol- 
len dafür sorgen, daß die Dritte Welt das notwen- 
dige Kleingeld erhält. Zum anderen sagen viele von 


uns: Allein an diese wenigen erdölproduzierenden 
Staaten — es sind 13 — haben wir, die relativ rei- 
chen Industrienationen, 1,5 bis 2 °/o des Bruttosozial- 
produktes zusätzlich transferieren müssen; für die 
Bundesrepublik Deutschland sind dies im vergange- 
nen Jahr 17 Mrd. DM zusätzlich gewesen. Insofern 
sagt man — in fast kleingeistiger Revanche — : Die 
sollen ihren Surplus in die Dritte Welt übertragen. 
Allerdings haben wir früher ein großes Handels- 
Surplus gehabt, und damals haben wir es uns sehr 
schwer gemacht, das international gesteckte Ziel zu 
erreichen, nämlich 0,7 °/o des Bruttosozialproduktes 
für die öffentliche Entwicklungshilfe zur Verfügung 
zu stellen. Da haben wir argumentiert, dies sei den 
Bürgern, den Wählern nicht zuzumuten. Auf einmal 
können wir, mir nichts, dir nichts, 1,5 bis 2 °/o nur 
an die erdölproduzierenden Länder transferieren. 
Dies zeigt, daß wir als Politiker nicht ganz glaub- 
würdig argumentiert haben. 

Zweitens erlahmen wir in unserer Bereitschaft 
zur öffentlichen Entwicklungshilfe, weil wir in un- 
seren eigenen Ländern wirtschaftliche Schwierig- 
keiten vorfinden, die mit der Erdölpreiskrise im Zu- 
sammenhang stehen. Viele Länder haben Zahlungs- 
bilanzprobleme, müssen ein Zusammenschmelzen 
der Devisenbestände hinnehmen und sehen sich 
mit den Geißeln unserer Welt, der Inflation und der 
Arbeitslosigkeit, konfrontiert. 

Drittens stellen wir deshalb eine mangelnde Be- 
reitschaft zur öffentlichen Entwicklungshilfe fest, 
weil uns die öffentliche Meinung in unseren Län- 
dern nur mangelhaft unterstützt. Woher rührt diese 
mangelhafte Unterstützung? Ich meine einmal daher, 
daß die Massenmedien meist die chronique scanda- 
leuse, also gescheiterte Projekte der öffentlichen 
Entwicklungshilfe in der Dritten Welt, vorstellen, daß 
sie Vorurteile befestigen, etwa, daß sich die Fürsten 
in den Ländern der Dritten Welt nur goldene Betten 
von unseren hart erarbeiteten Steuergeldern kauf- 
ten. Es liegt aber auch daran, daß Gewerkschaften 
und Arbeiter häufig dazu erzogen worden sind, 
mehr an ihre eigenen Interessen zu denken als an 
die Interessen derjenigen Menschen, die weit außer- 
halb des europäischen Horizontes wohnen. Und es 
liegt daran, daß einige Regierungen in den Mitglied- 
staaten des Europarats zuwenig für die Öffentlich- 
keitsarbeit in diesem Bereich tun. Mein Land gibt in 
einem Jahr pro Kopf nur 4 Pfennig für die Öffent- 
lichkeitsarbeit aus. Die Niederländer geben 45 Pfen- 
nig und die Schweden eine D-Mark aus. Schweden 
ist das einzige Land, das im Budget 1975/76 das 
1 °/o-Ziel anvisiert — eine rühmliche Ausnahme, der 
nachzueifern wäre. Politiker denken letztlich meist 
nur an ihre Wähler in ihrem Wahlkreis, also an 
die nächste Wahl und weniger an die nächste Gene- 
ration. Ich meine, gerade wir Politiker müssen deut- 
lich machen, wie notwendig die Entwicklungszusam- 
menarbeit, also die öffentliche Entwicklungshilfe, 
die wirtschaftliche, technische und kulturelle Koope- 
ration mit den Ländern der Dritten Welt ist, und 
zwar einmal aus humanitären oder christlichen oder 
philantropischen Gründen, aber auch aus politi- 
schen Gründen — etwa wegen der Friedenssiche- 
rung in dieser Welt — , auch aus ökologischen Grün- 
den — uns kann nicht egal sein, ob weiterhin die 
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Ozeane vollgekippt werden — und schließlich aus 
wirtschaftlichen Gründen, auf die ich vorhin hinge- 
wiesen habe. 

Bei dieser Entwicklungszusammenarbeit in einer 
sich verändernden weltwirtschaftlichen Situation 
geht es besonders auch um die Weiterentwicklung 
der internationalen Wirtschaftsordnung. Die 6. Son- 
derkonferenz der Vereinten Nationen im April/Mai 
1974 in New York hat deutlich gemacht, daß die Län- 
der der Dritten Welt nicht länger gewillt sind, die 
Zustände, so wie sie heute bestehen, zu akzeptieren. 
Bei uns war häufig ein Aufschrei über das soge- 
nannte Unverständnis dieser Länder zu vernehmen. 
Wir sprachen von der Tyrannei der Mehrheit, die 
sich in den Vereinten Nationen austoben, und ha- 
ben dabei vielleicht vergessen, daß wir selbst das 
Prinzip der Mehrheit, das Prinzip der Demokratie, 
hochhalten, wir haben vergessen, daß dies ein ver- 
zweifeltes Anrennen der Länder der Dritten Welt 
gegen die Weltwirtschaftsordnung ist, die im evolu- 
tionären Maße zu verändern sie bislang häufig ver- 
geblich versucht haben. Wenn wir wollen, daß diese 
Weltwirtschaftsordnung peu ä peu ohne große Er- 
schütterungen für unsere Volkswirtschaften und für 
die Menschen in unseren Ländern weiterentwickelt 
wird, müssen wir bereit sein, an dieser Veränderung 
der Weltwirtschaftsordnung aktiv mitzuarbeiten. 
Diese Zwei-Drittel-Welt — wie ich sie nennen 
möchte, weil zwei Drittel der Menschen in den 
Ländern der Dritten Welt leben — läßt sich, um es 
krass zu sagen, auf die Dauer nicht mit dem Linsen- 
gericht der öffentlichen Hilfe, einer Art Ablaßpfen- 
nig, abspeisen, wenn gleichzeitig die Industrielän- 
der das Welthandels-, -währungs- und -Wirtschafts- 
system einseitig in ihrem Sinne nutzen und ver- 
ändern. 

Deshalb gehe ich in meinem Bericht auf die Pro- 
bleme der Handelserleichterungen, der Rohstoffe, 
der allgemeinen Präferenzen und der Technologie 
ein und vertrete z. B. die Auffassung, daß im Rah- 
men der GATT- Verhandlungen in Genf, die jetzt 
laufen, die Interessen der Entwicklungsländer mit- 
berücksichtigt werden sollen, daß wir eine Lösung 
finden müßten, um zu einer Verstetigung der Roh- 
stoffpreise zu gelangen, daß die allgemeinen Präfe- 
renzen so gestaltet werden müßten, daß sie zu 
wirklichen Handelsvorteilen und Liberalisierungen 
für die Dritte Welt führen — der Anteil der Dritten 
Welt am Welthandel ist von 30 °/o in den 50er Jah- 
ren auf 18% heute gesunken — , und daß der Tech- 
nologietransfer für die Entwicklungsländer — ihr 
Anteil an der Weltindustrieproduktion stagniert im 
Augenblick bei 7 %; also einer ganz geringen 
Marge, wenn man an die Zwei-Drittel-Welt denkt — 
erleichtert werden sollte. 

Ein Beispiel für neue Partnerschaft, von der ge- 
stern auch der Herr Außenminister Malik gespro- 
chen hat, sehe ich in der Konvention von Lom6 mit 
den Staaten Afrikas, der Karibik und des Pazifiks, 
also mit diesen 46 AKP-Ländern r wo zum erstenmal 
versucht worden ist, für zwölf Rohstoffe eine Export- 
stabilisierung zu erreichen, und wo auch neben 
einem Entwicklungsfonds für industrielle Zusam- 
menarbeit neue Wege gefunden worden sind. 


Zum Abschluß, Frau Präsidentin, darf ich zusam- 
men mit meinen Kollegen folgende Schlußfolgerun- 
gen ziehen. Einmal müssen wir das Verständnis für 
die Probleme der Weltinnenpolitik und damit auch 
der Länder der Dritten Welt verstärken. Wir müssen 
besonders an die Politiker, an uns selbst, an unsere 
Kollegen und an die Gewerkschaften appellieren, 
auch altruistisch zu denken. Es gilt, die Entwick- 
lungszusammenarbeit selektiv entsprechend der Auf- 
fächerung der verschiedenen Entwicklungsländer zu 
gestalten. Dies bedeutet, daß wir die ärmsten Län- 
der — das sind die am wenigsten entwickelten Län- 
der; von den Vereinten Nationen werden dazu 25 
gezählt — und die Länder, die von der Energiekrise 
am stärksten betroffen sind — insgesamt etwa 32 
bis 40 Länder — besonders unterstützen müssen. 
Für sie heißt Entwicklung im Grunde genommen 
nichts anderes als zunächst Befriedigung der exi- 
stentiellen Grundbedürfnisse, d. h. genügend Nah- 
rung, genügend Beschäftigung, ein Dach über dem 
Kopf, ausreichende medizinische Versorgung, Recht 
auf Bildung — mehr zunächst nicht. 

Außerdem unterstützen wir — als Konsequenz 
der sich verändernden globalen Situation — den 
Gedanken einer Dreieckskooperation, d. h. zwischen 
den Ländern und den Institutionen, die über genü- 
gend Kapital verfügen — wie etwa die erdölprodu- 
zierenden Staaten, aber vielleicht auch die Welt- 
bank — und den Ländern, die über genügend Ma- 
nagement und technisches Know-how verfügen — 
wie wir, die relativ reichen Industrienationen — , 
mit den Ländern der Dritten Welt und eben zu ihren 
Gunsten. Wir sind der Auffassung, daß das Welt- 
wirtschaftssystem weiterentwickelt werden muß, 
allerdings unter Beachtung des Prinzips einer kon- 
struktiven Koexistenz unterschiedlicher wirtschaft- 
licher Systeme. 

Ein Punkt, der im Ausschuß umstritten war — 
auch bei der Abstimmung — , war der Wunsch, zu 
einer militärischen Abrüstung in unseren Ländern 
zu kommen, um gleichzeitig Mittel für die Entwick- 
lungszusammenarbeit im umfassenden Sinne freima- 
chen zu können. Ich habe die Auffassung vertreten, 
daß diese militärische Abrüstung notwendig ist, daß 
sie aber nicht einseitig hier bei uns, bei den west- 
lichen Industrieländern erfolgen darf, sondern daß 
dies parallel und gut ausgewogen ebenso im Ost- 
block geschehen muß und daß auch die Länder der 
Dritten Welt ermuntert, ja auf gefordert werden 
müssen, ihre eigenen Ausgaben für die Rüstung zu 
begrenzen und zu reduzieren. Ich meine, daß die 
Forderung nach der notwendigen militärischen Ab- 
rüstung nicht als bloßes Propagandainstrument, 
etwa seitens der Sowjetunion, mißbraucht werden 
sollte. Wir alle, die wir für eine freiheitlich-demo- 
kratische Grundordnung eintreten, verspüren ge- 
nauso den Wunsch nach einer aktiven Friedens- 
sicherung und nach einer umfassenden Zusammen- 
arbeit in dieser Welt. Im übrigen hat auch der 
zweite Bericht an den Club of Rome die militärische 
Abrüstung empfohlen. Er hat dort mehr oder we- 
niger apokalyptisch die These aufgestellt, daß sich 
die Menschheit heute an einem Wendepunkt be- 
finde. Tun wir das Notwendige in dieser revolu- 
tionären Weltlage! Tun wir das Entscheidende, um 
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jedem Bürger bei uns klarzumachen, daß es bei die- 
ser Entwicklungszusammenarbeit um seine, um un- 
sere Zukunft geht! Jeder muß das Gefühl, muß die 
Erkenntnis haben: mea res agitur — hier wird auch 
meine Sache mit verhandelt! 

Schlußwort des Berichterstatters zur Aussprache: 

Dr. Holtz (SPD): Frau Präsidentin! Liebe Kollegen! 
Meine Damen und Herren! Wir haben eine lebhafte 
und in einigen Punkten kontroverse Diskussion ge- 
führt. Dies ist bei solch einem Thema auch verständ- 
lich und notwendig. Viele Kollegen haben dankens- 
werterweise ihre Interventionen nicht auf das Thema 
der öffentlichen Entwicklungshilfe beschränkt, son- 
dern auf die für mich noch wichtigeren Fragen ab- 
gehoben, etwa die der internationalen Zusammen- 
arbeit auf wirtschaftlichem, technologischen und 
industriellem Gebiet. Gerade deshalb habe ich in 
meinem Bericht dem Handel großen Raum einge- 
räumt. 

Ich glaube, ich darf aber demnächst solch einen 
Bericht, falls ich nochmals Berichterstatter werden 
sollte, gar nicht mehr mit dem Wort „Development" 
versehen, um deutlich zu machen, daß es hier nicht 
nur um die Entwicklungshilfe geht, sondern eben 
um die Neuordnung der wirtschaftlichen, technolo- 
gischen und industriellen Beziehungen zu den Län- 
dern der Dritten Welt. Deshalb heißt es in dem 
Bericht nicht „Development Aid", sondern „Deve- 
lopment Cooperation". Insofern meine ich, Herr 
Snape, daß ich das nur unterstützen kann, was Sie 
vorhin gesagt haben, daß es besonders wichtig 
ist, diese Handelsproblematik anzusprechen. 

Ich möchte nochmals betonen, es geht mir nicht 
nur um den moralischen Appell — und den auch — , 
aber der Bericht wäre völlig falsch verstanden, 
wollte man mir unterstellen, daß ich dieses nur aus 
solidarischer, christlicher, ethischer Verantwortung 
tun wollte. Ich fühle mich ethischen Prinzipien ver- 
pflichtet, und ich glaube, dies kann man keinem zum 
Vorwurf machen. Ich sehe aber ganz deutlich, daß 
jede Seite ihre Interessen hat. Viele Redner, die 
sich kritisch gegenüber einigen Punkten meines Be- 
richts ausgesprochen haben, unterstützten meist den 
Gedanken, daß wir besonders aufgeklärtes Selbst- 
interesse zeigen müssen, wie Herr Grieve das ge- 
sagt hat. Ich betone nochmals, es geht hier um den 
gegenseitigen Nutzen, und insofern ist Solidarität 
keine Einbahnstraße, sondern sie dient dem beider- 
seitigen Nutzen. 

Nun zu einigen Einzelpunkten. Lord Walston und 
Herr Farr haben besonders unterstrichen, wie not- 
wendig die Entwicklung der Landwirtschaft in den 
Ländern der Dritten Welt ist. Lord Walston hat den 
Begriff „rurale Industrialisierung" eingeführt; ich 
bin ihm dafür dankbar. Ich habe zusammen mit 
meinen Kollegen versucht, diesen Gedanken in 
den operativen Teil mit aufzunehmen, indem ich 
sagte, daß neben einer Förderung der industriellen 
und der handwerklichen Produktion gleichzeitig 
die landwirtschaftliche Entwicklung vorangetrieben 
werden muß. Darunter verstehe ich nicht nur, daß 
wir dort Agrarwirtschaft machen, es ist vielmehr 


die ländliche Region zu entwickeln. Dort sind selbst- 
verständlich auch handwerkliche Betriebe zu för- 
dern. Insofern trifft der Begriff „rurale Industriali- 
sierung" den Kern des Problems. Gleichzeitig haben 
wir auf Vorschlag eines Kollegen, der sich mit dem 
Bericht über die Grenzen des Wachstums beschäf- 
tigt hat, eine Ergänzung aufgenommen, daß bei die- 
ser landwirtschaftlichen Entwicklung auch Umwelt- 
aspekte berücksichtigt werden sollten. Dies kommt 
Ihnen, Herr Farr, entgegen, denn Sie haben biolo- 
gische Kontrollen als sehr notwendig bezeichnet. 

Das Hauptziel sollte sein, so Herr Skulberg, den 
ärmsten Gruppen zu helfen. Gerade deshalb heißt 
es in 9.iii. der Resolution, daß besonders den ärm- 
sten Ländern und den ärmeren Schichten der Be- 
völkerung geholfen werden muß. Der Präsident 
der Weltbank, Herr McNamara, hat darauf hinge- 
wiesen, und zwar auf Grund einer Spezialstudie 
über Brasilien, daß in den letzten Jahren, ja, Jahr- 
zehnten, 40 °/o der Bevölkerung vom Entwicklungs- 
prozeß im Zusammenhang mit dem sogenannten 
brasilianischen Wirtschaftswunder überhaupt nicht 
berührt worden sind. Dies muß uns, Herr Skulberg, 
in der Tat zu denken geben. Dort sollten wir die 
öffentlichen Mittel konzentriert einsetzen. 

Was die intermediäre Technologie oder die an- 
gepaßte Technologie angeht, so haben wir darüber 
schon im vergangenen Jahr diskutiert. Ich darf dazu 
nur sagen, daß dieses Thema sehr umstritten ist. 
Natürlich ist es Unsinn, wie in Sao Paulo geschehen, 
eine hochmoderne auf elektronische Datenverarbei- 
tung beruhende Postverteilmaschine einzusetzen 
und dadurch gleich 200 Arbeitsplätze zu vernichten. 
Dies ist sicher sinnlos und entspricht auch nicht der 
Entwicklung, die die Länder selbst Vorhaben. Es 
gibt viele Bereiche, wo wir den Entwicklungsländern 
nicht eine Art Morgenthau-Plan verpassen sollten, 
wonach sie die geringerwertige industrielle Tech- 
nologie in Anspruch nehmen sollen. Ich erinnere 
mich an ein Gespräch vor fünf Monaten mit dem 
indischen Außenminister. Ich fragte ihn: „Was wün- 
schen Sie für eine Technologie?" Das erste, was er 
sagte, war: „Highly sophisticated technology, die 
beste verfügbare Technologie ist gerade gut genug 
für uns." Insofern muß man bei dem Gebiet sicher 
stark differenzieren und darauf achten, daß die Län- 
der der Dritten Welt das Arbeitsplatzbeschaffungs- 
programm realisieren. Insofern würde „Entwick- 
lung" heißen: Entwicklung durch Arbeitsplatzbe- 
schaffung. Gleichzeitig muß darauf geachtet wer- 
den, daß sie technologisch nicht noch weiter hinter 
unseren Stand zurückfallen; denn dies würde be- 
deuten, daß sie dann eine Kluft zwischen arm und 
reich in Kauf nehmen müßten, die immer größer 
würde, wie dies von mehreren Rednern unterstri- 
chen worden ist. 

Mehrere Ausführungen bezogen sich auf die 
Weltwirtschaftsordnung und auf das, was wir da 
tun sollten. Frau Gradin hat die Frage gestellt: Sol- 
len die Kräfte des Marktes eigentlich darüber ent- 
scheiden, ob die Menschen zu verhungern haben 
oder nicht? Herr Waltmans schloß die Frage an: 
Kann die staatsmonopolistische, kapitalistische Wirt- 
schaftsordnung überhaupt eine Abhilfe schaffen? 
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Ich bin der Auffassung, daß unsere Wirtschaftsord- 
nung — die kapitalistische, weif sie auf der privaten 
Verfügungsgewalt über Produktionsmittel beruht 

— sich seit Jahrhunderten weiterentwickelt hat. 
Wir haben heute keine frühkapitalistischen Zu- 
stände mehr. Wir haben nicht mehr den Laissez- 
faire-Kapitalismus. Wir erkennen, daß das freie 
Spiel der Kräfte — der Marktkräfte — dazu führen 
kann, daß im Grund genommen gegen die Sozial- 
pflichtigkeit unserer demokratischen Ordnung ver- 
stoßen wird, daß es also Bereiche gibt, wo wir Ele- 
mente der Planung, der Planification oder wie im- 
mer man das nennt, in diese Wirtschaftsordnung 
einführen müssen, daß man soziale Auffangnetze 
für die von diesem freien Spiel der Kräfte bedroh- 
ten Bevölkerungsschichten schaffen muß. Daß es 
also notwendig ist, diese Wirtschaftsordnung weiter- 
zuentwickeln. Es gibt keinen Status quo. Egal wo 
man steht, ob man konservativer oder progressiver 

— eine Qualifizierung, die heute jemand gebraucht 
hat — Politiker ist: einen Status quo wird es nicht 
geben, sondern Veränderungen werden schon auf 
Grund des technologischen Fortschritts notwendig 
sein. 

Ein Beispiel für die Fortschreibung der weltwirt- 
schaftlichen Situation bietet die Konvention von 
Lome. Da ist bei dem System der Exportstabilisie- 
rung zum erstenmal von den freien Marktwirtschaf- 
ten erkannt worden, daß sich das freie Spiel der 
Kräfte eben nicht immer zum Wohl der Betroffenen 
entfaltet. Ich kann die Befürchtungen nachvollziehen, 
die darauf hinausliefen, zu sagen, daß die Kon- 
vention von Lome die Entwicklungsländer in zwei 
Kategorien einteilt: einmal diejenigen Länder, die 
bevorzugt industrielle Kooperation mit uns betrei- 
ben — ein Entwicklungsfonds steht zur Verfügung; 
wir stabilisieren Exporterlöse — , und zum anderen 
die großen Länder — Pakistan ist soeben erwähnt 
worden, auch Indonesien, Indien, Sri Lanka — , die 
davon nicht profitieren. Wir müssen deshalb dieses 
Abkommen von Lome in der Tat nur als einen ersten 
Schritt in die richtige Richtung auf fassen. Ich freue 
mich, daß es der englischen Ministerin Judith Hart 
gelungen ist, dafür zu sorgen, daß sich auch die 
mondialistische Auffassung im Ansatz durchge- 
setzt hat, die Auffassung also, daß wir diese Koope- 
ration weltweit betreiben müssen. 

Ein letzter Punkt, Frau Präsidentin, und zwar die 
Frage der Abrüstung. Man hat für meine „Illusio- 
nen" sogenannte „realistische" Formulierungen ge- 
funden. Man hat gesagt, dies sei weltfremd und — 
na ja — ich hätte den toleranten Glauben an das 
Gute im Menschen. Wenn man Thomas Hobben ge- 
lesen hat, weiß man nicht, ob man diesen Glauben 
noch hat. Wenn man nur 31 Jahre alt ist wie ich, 
weiß man auch nicht, ob man diesen Glauben an 
das spezifisch Gute im Menschen noch weiterhin 
hat. Und weil dies eben nicht so ist, müssen wir 
realistisch die Zusammenarbeit mit den Ländern der 
Dritten Welt suchen. Wenn es noch erlaubt ist, 
meine lieben Kollegen, davon zu sprechen, daß ich 
für den Frieden in dieser Welt eintrete und daß wir 
unsere Entspannungsbemühungen verstärken soll- 
ten, dann lassen Sie mich auch noch hinzufügen, daß 
ich dafür eintrete, daß es zu militärischen Ab- 


rüstungen kommen sollte. Ich hänge nicht der Phan- 
tasie nach, daß dies schon heute oder morgen ge- 
schehen könnte, aber ich sehe, daß sich die hier so 
qualifizierten Satellitenstaaten der Sowjetunion und 
auch die Sowjetunion selbst bereit gefunden haben, 
mit uns, den westlichen Industriestaaten, zu verhan- 
deln. Ich erinnere an die MBFR-Gespräche und an 
die Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa. Amerikaner und Russen haben sich be- 
müht, auf dem Nuklearsektor zu Übereinkommen 
zu gelangen. Ich verkenne nicht, daß etwa jenseits 
des früheren sogenannten Eisernen Vorhangs die 
Sowjetunion über mehr als 30 000 Panzer verfügen 
soll und wir noch nicht einmal den zehnten Teil da- 
von haben. Deshalb wäre ich niemals so leichtfertig, 
zu sagen, wir brauchten unsere Verteidigungskraft 
nicht zu erhöhen. Aber dennoch: Wir treten hier im 
Europarat mit der Sozialcharta für wirtschaftlichen 
und sozialen Fortschritt ein, obwohl er in vielen 
Ländern, auch in Mitgliedstaaten dieses Europarats, 
mit Füßen getreten wird, wie sich in der gestrigen 
Diskussion in einigen Punkten gezeigt hat. Nun, 
genauso wie man für den sozialen Fortschritt ein- 
treten kann, kann man auch für den Frieden in die- 
ser Welt und für eine realistische Zusammenarbeit 
mit den Ländern der Dritten Welt eintreten. Diese 
Zusammenarbeit nützt uns langfristig selbst. Inso- 
fern teile ich die Unterscheidung, daß es kurzfristige 
Hilfsmaßnahmen gibt, um die Menschen am Sterben 
zu hindern, und daß es dann eine langfristige Zu- 
sammenarbeit zu beiderseitigem Nutzen gibt. Sie 
muß vorangetrieben werden. Ich halte das für eine 
realistische Politik, aber auch für eine Politik, die 
eben nicht populär ist. 

Sir Frederic, es ist nicht der leichteste Weg, für 
die Entwicklungshilfe zu sein. Fragen Sie doch 
einmal die Schweizer Kollegen, warum es dort noch 
nicht zu einem Referendum gekommen ist, sondern 
man es vorgezogen hat, die Bevölkerung bezüglich 
der Entwicklungshilfe noch nicht zu fragen. Schauen 
Sie sich einmal die Umfragen in der Bundesrepublik 
an; da wird die Bevölkerung gefragt: „Bei dieser 
schwierigen Situation in der Bundesrepublik, in der 
es uns so schlecht geht, was würden Sie da zuerst 
kürzen, wo würden Sie anfangen?" — Fast 70 °/o 
der Bevölkerung sagten: „Bei der Entwicklungs- 
hilfe." 

Mit anderen Worten: Ich halte es überhaupt nicht 
für leicht, in dieser schwierigen Situation für die 
Entwicklungszusammenarbeit einzutreten. Ich hoffe 
nur, daß viele, die sich hierzu geäußert haben, den 
Mut finden, auf die Zusammenhänge hinzuweisen, 
und — ich betone es nochmals — sich weniger als 
Politiker erweisen, die an die nächste Wahl denken, 
sondern als Staatsmänner, die an die nächste Gene- 
ration denken. 

Der Berichterstatter zu seinem Änderungsantrag 
zum Entschließungsentwurf: 

Dr. Holtz (SPD) : Frau Präsidentin, ich möchte gern 
eine Ergänzung zu meiner Resolution Vorschlägen. 
Es handelt sich dabei um den § 9, Absatz 3. Dort 
hatte ich formuliert, daß die öffentliche Entwick- 
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lungshilfe zu besonders günstigen Bedingungen 
nicht an die Länder mit hohem Einkommen gehen 
sollte, also nicht an jene, die ein Pro-Kopf-Einkom- 
men von über 1 000 Dollar jährlich haben. Ich möchte 
dies anders formulieren, da der Ausdruck "Länder 
mit hohem Einkommen" nicht unbedingt die rich- 
tigen Vorstellungen weckt. Ich möchte sagen, daß 
wir unsere öffentliche Entwicklungshilfe auf die 
„ärmeren Länder" konzentrieren sollten. Im eng- 
lischen Text heißt es: „to the least developed 
countries". Es müßte heißen: „to the poorer deve- 
loping countries", also jene, die ein Pro-Kopf-Ein- 
kommen von weniger als 1 000 Dollar haben. 

Der Berichterstatter zum Änderungsantrag zu 
Abs . 9/ Ziffer 8 des Abg. Heger (Österreich): 

Dr. Holtz (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Kollegen! Ich finde, daß dieser Paragraph 
sehr ausgewogen formuliert ist. Niemand braucht 
die Befürchtung zu haben, daraus könne gelesen 
werden, daß einseitig von unseren, von den west- 
lichen Industrienationen, verlangt würde, abzurü- 
sten. Zu dem, was hier gesagt wird, müßten wir 
eigentlich bereit sein. Das tun wir bei vielen Reso- 
lutionen, bei vielen politischen Willenserklärungen, 
auch wenn wir wissen, daß das heute nicht zu ver- 
wirklichen ist. Wir tun es, um das öffentliche Be- 
wußtsein zu präparieren. Wir wollen eben keine 
Aufrüstung, wir wollen nicht die Welt militarisie- 
ren, um das andere Extrem zu nehmen. 

Deshalb meine ich, daß man wegen der Ausge- 
wogenheit in Ost und West und bei den Staaten 
der Dritten Welt, egal, welchen politischen Standort 
man hat — - diesem § 8 ohne Verrenkung zustimmen 
kann. Ich möchte deshalb den § 8 erhalten sehen und 
bitte meine Kollegen, gegen den Vorschlag von 
Herrn Heger zu stimmen. 

(Der Änderungsantrag wurde abgelehnt.) 


Entschließung 591 (1975) 
über Entwicklungszusammenarbeit in einer 
sich ändernden weltwirtschaftlichen Situation 

Die Versammlung 

1. hat den Bericht ihres Ausschusses für Wirt- 
schafts- und Entwicklungsfragen über Entwick- 
lungszusammenarbeit in einer sich ändernden 
weltwirtschaftlichen Situation (Dok. 3597) sowie 
den Jahresbericht des Vorsitzenden des Entwick- 
lungsausschusses (DAC) der OECD (Dok, 3527) 
zur Kenntnis genommen; 

2. verweist auf ihre Entschließung 557 (1974) betr. 
die Entwicklungszusammenarbeit; 

3. bedauert den ungerechtfertigten relativen Ge- 
samtrückgang der offiziellen Entwicklungshilfe 
der Industriestaaten; begrüßt jedoch die jüngste 
Entscheidung der Regierungen einiger Mitglied- 
staaten des Europarates, diese Hilfe spürbar auf- 
zustocken; 


4. weiß das beträchtliche Ansteigen der Hilfelei- 
stungen bestimmter ölproduzierender Entwick- 
lungsländer mit hohem Einkommen zu schätzen; 

5. hebt nachdrücklich hervor, daß eine Vorbedin- 
gung zur Sicherstellung der wirtschaftlichen Un- 
abhängigkeit der Entwicklungsländer in einer 
Verbindung von fortgesetzter Entwicklungszu- 
sammenarbeit und den Bemühungen um die Re- 
form des Welthandels- und Währungssystems 
zu ihren Gunsten besteht, und verweist mit Nach- 
druck darauf, daß diese Länder ihre eigenen An- 
strengungen verstärken, ihre Mittel mobilisie- 
ren und radikale innere Reformen, insbesondere 
auf sozialem Gebiet durchführen müssen; 

6. ist besorgt über die ernsten Auswirkungen der 
jüngsten Entwicklung der Preise für öl, Roh- 
stoffe, Nahrungsmittel und Kunstdünger auf die 
ärmeren und die am dichtesten besiedelten Län- 
der; 

7. ist ferner besorgt über die Auswirkungen der In- 
flation in den Industriestaaten auf die Preise der 
von den Entwicklungsländern für den Ausbau 
ihrer Industrie, Landwirtschaft und Infrastruktur 
benötigten technischen Ausrüstungen und ist sich 
dessen bewußt, daß die wirtschaftlichen Schwie- 
rigkeiten in den Geberländern die Bereitschaft 
der breiten Öffentlichkeit verringern, Entwick- 
lungshilfe als notwendig anzusehen; 

8. begrüßt die zwischen der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft und 46 afrikanischen, karibi- 
schen und pazifischen Staaten abgeschlossene 
Konvention von Lome; 

9. fordert die DAC-Länder, insbesondere die Mit- 
glieder des Europarates unter ihnen, auf: 

i. ihre offizielle Entwicklungshilfe zu erhö- 
hen, um mehr Gelder für offizielle Aktionen 
zur Förderung des Verständnisses der Öf- 
fentlichkeit für die Entwicklungszusammen- 
arbeit verfügbar zu machen und zusammen 
mit verantwortlichen Politikern und Ge- 
werkschaftlern die Aufmerksamkeit auf die 
beiderseitigen langfristigen Vorteile einer 
solchen Zusammenarbeit zu lenken; 

ii. die Entwicklungszusammenarbeit selektiv an 
die unterschiedlichen Notwendigkeiten der 
Entwicklungsländer anzupassen, wobei die 
offizielle Hilfe zuerst auf die ärmsten Ent- 
wicklungsländer, für die „Entwicklung" Be- 
friedigung der einfachsten menschlichen Be- 
dürfnisse bedeutet (finanzielle und humani- 
täre Zuschüsse oder Darlehen zu günstigen 
Bedingungen), konzentriert und dann eine 
technische und industrielle Zusammenarbeit 
mit relativ „reichen" Entwicklungsländern 
(in jedem Fall bezahlte technische Hilfe) 
eingeleitet werden soll und schließlich für 
die mittlere Gruppe der Entwicklungsländer 
Maßnahmen mit differenzierten Bedingun- 
gen für Investitionen und technische Hilfe 
in Verbindung mit dem Anwachsen ihres 
Handels ergriffen werden sollten, um ihre 
Ausfuhr zu erleichtern; 

iii. die bilateralen und multilateralen Pro- 
gramme der Zusammenarbeit zu koordinie- 
ren, um eine gerechtere Verteilung der 
Hilfeleistungen, auf die unterschiedlichen 
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geographischen Gebiete zu erreichen, die 
Hilfe insbesondere auf die ärmsten Schich- 
ten der Bevölkerung zu konzentrieren sowie 
die offizielle Entwicklungshilfe zu Vorzugs- 
bedingungen den ärmsten Entwicklungslän- 
dern und insbesondere solchen mit einem 
Pro-Kopf-Einkommen von weniger als 
1 000 Dollar zukommen zu lassen; 

iv. neben der Ankurbelung der industriellen 
und handwerklichen Produktion vordring- 
lich die landwirtschaftliche Entwicklung zu 
fördern, wobei der Nachdruck auf die Stei- 
gerung der Nahrungsmittel- und Kunstdün- 
gerproduktion unter Berücksichtigung der 
Vorstellungen des Umweltschutzes gelegt 
werden sollte; 

v. unverzüglich die trilaterale Zusammenar- 
beit (und folglich die Dreierkombination 
von Kapital, Technologie und Arbeit) zwi- 
schen den finanzstarken Ländern und Insti- 
stutionen, den Anbietern von technischem 
„know-how" und Investitionsgüter und den 
bedürftigen Entwicklungsländern auszuwei- 
ten oder zu fördern; 

vi. das internationale Wirtschaftssystem im 
Hinblick auf eine Verbesserung der wirt- 
schaftlichen Lage der Entwicklungsländer 
unter Beachtung des Grundsatzes der kon- 
struktiven Koexistenz unterschiedlicher 
wirtschaftlicher Systeme weiterzuentwickeln 
und zur gleichen Zeit: 

a) die regionale Zusammenarbeit unter den 
Entwicklungsländern zu fördern; 

b) die Anstrengungen der UNTAD zur Vor- 
bereitung und Ausführung eines inte- 
grierten Rohstoffprogramms zu unter- 
stützen, das die Anlegung internationa- 
ler Rohstoffvorräte, die gemeinsame 
internationale Finanzierung der Vorräte, 
Liefer- und Kaufverpflichtungen, Aus- 
gleichszahlungen für Exportschwankun- 
gen im Rohstoffhandel, sowie die Roh- 
stoff- und Nahrungsmittelverarbeitung 
in den Entwicklungsländern vorsieht, um 
unter anderem für die Entwicklungslän- 
der angemessene Preise und stabile Ex- 
porterträge sowie die Umwandlung 
ihrer Wirtschaft und die Streuung ihrer 
Exporte sicherzustellen; 

c) sicherzustellen, daß ein weiterer Zoll- 
abbau zwischen den Industriestaaten 
nicht die den Entwicklungsländern durch 
verallgemeinerte Präferenzsysteme oder 
andere bilaterale oder multilaterale Ver- 
einbarungen gewährten Vorteile unter- 
höhlt, sowie sich bei den laufenden Ver- 
handlungen im Rahmen des GATT um 
eine beträchtliche Erhöhung der Außen- 
handelsgewinne der Entwicklungsländer 
zu bemühen; 

vii. soweit sie es noch nicht getan haben, der 
„Vereinbarung zur Ablösung bilateraler 
Entwicklungsdarlehen in der Form von Käu- 
fen in den Entwicklungsländern", über die 
sich mehrere DAC-Länder im Juli 1974 ge- 
einigt haben, beizutreten: 

viii. in die Entwicklungszusammenarbeit die 
durch die Rüstungsbegrenzungen freigewor- 
denen Mittel zu investieren, was die An- 
nahme einer gemeinsamen Haltung von 


seiten aller Industriestaaten in Ost und 
West sowie die erklärte Bereitschaft der 
Entwicklungsländer zur Begrenzung ihrer 
eigenen Rüstungsausgaben notwendig ma- 
chen würde. 

Tagesordnungspunkt: 

Bericht des Ministerkomitees 
an die Versammlung 

(Drucksache: 3596 und Anhang) 

Tagesordnungspunkt: 

Die allgemeine Politik des Europarates — 
die Lage in Zypern 

(Drucksache: 3600) 

Berichterstatter: Abg. Karasek 

Ansprache des irischen Außenministers und Präsi- 
denten des Ministerrats der Europäischen Gemein- 
schaften, Garret FitzGerald 


Donnerstag, 24. April 1975 

Tagesordnungspunkt: 

Die allgemeine Politik des Europarates — 
Die Lage in Zypern 

(Fortsetzung der Aussprache) 

Tagesordnungspunkt: 

Probleme des Wachstums 

Wirtschaftliche Folgen der Grenzen 
des Wachstums 

(Drucksache: 3598) 

Berichterstatter des Ausschusses für Wirtschaft 
und Entwicklung: Abg. Dr. Vohrer 

Die Grenzen des Wachstums und die 
sozialen Werte 

(Drucksache: 3591) 

Berichterstatter des Ausschusses für Sozialfragen 
und Gesundheit: Abg. Prescott 

Wissenschaft, Technologie und Gesellschaft — 
Folgerungen aus den Wachstumsproblemen 

(Drucksache: 3603) 

Berichterstatter des Ausschusses für Wissenschaft 
und Technologie: Abg. Warren 
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Dr. Vohrer (FDP): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Kollegen! Ich habe ihnen den Bericht zu 
den wirtschaftlichen Konsequenzen der Grenzen des 
Wachstums, den wir im Wirtschaftsausschuß ausge- 
arbeitet und diskutiert haben, vorgelegt. Ich möchte 
Ihnen in der gebotenen Kürze den roten Faden 
dieses Berichts erläutern. 

Grundlage des Berichts sind die Studien des Clubs 
von Rom, zusammengefaßt in zwei Berichten: 1972 
„Grenzen des Wachstums", 1974 „Menschheit am 
Wendepunkt". Wichtigste Themen sind die festge- 
stellten begrenzten Ressourcen und die Problematik, 
die im Zusammenhang mit der wachsenden Bevöl- 
kerung und den limitierten Rohstoffen auf uns zu- 
kommt. Die Probleme sind nach den Aussagen des 
Berichts nur auf Weltebene lösbar. Insofern ist es 
nicht überraschend, daß die gesamte in den Berich- 
ten dargestellte Problematik in Form von Global- 
modellen abgehandelt wird. 

Man kann sich nun über die Rechtfertigung und 
über den Sinn von Globalmodellen unterhalten. 
Doch eines steht fest: Wir Politiker können uns 
nicht damit entschuldigen, daß wir über die Genauig- 
keit der Zahlen hinter dem Komma bei solchen 
Berechnungen diskutieren und über der Diskussion 
solcher Details den Blick für die Gesamtfrage ver- 
lieren. Für mich steht eines fest, das sich die vor- 
liegenden Ausssagen keineswegs als so falsch er- 
weisen werden, wenn wir als Politiker nicht rea- 
gieren und die notwendigen Konsequenzen nicht 
ziehen. Wir müssen uns die Frage stellen, ob die 
aufgezeigten Konsequenzen zwangsläufig auf uns 
zukommen und inwieweit wirtschaftliches Wachs- 
tum zwangsläufig zu wesentlich verstärkten Um- 
weltbelastungen führen muß. Wir müssen uns auch 
die Frage stellen, inwieweit wir in der Lage sind, 
mit einem marktwirtschaftlichen System den Pro- 
blemen gerecht zu werden, bzw. inwieweit andere 
Wirtschaftssysteme eher geeignet sind, der aufge- 
zeigten Problematik Herr zu werden. Ich denke hier 
insbesondere an die Alternative von marktwirt- 
schaftlichen und planwirtschaftlichen Systemen. 

Ich habe mich in dem Bericht ganz dem marktwirt- 
schaftlichen Ansatz zugewandt und möchte mögliche 
Wege zur Lösung der Fragen in marktwirtschaft- 
lichen Systemen aufzeigen, zumal die hier versam- 
melten Mitglieder im Grundsatz marktwirtschaft- 
liche Systeme repräsentieren. Der von mir aufge- 
zeigte Weg geht über das Verursacherprinzip. Der 
etwas theoretische Ansatz lautet so, daß wir von 
dem klassischen wirtschaftlichen Gleichgewicht von 
privaten Kosten und privatem Nutzen ausgehen. 
Private Kosten umfassen die traditionellen betriebs- 
wirtschaftlichen Kosten für Rohstoffe, Löhne und 
alle sonstigen betriebswirtschaftlichen Kosten. Das 
Gegenstück dazu ist der private Nutzen, der im 
Preis zum Ausdruck kommt, den der einzelne für 
das Produkt zu bezahlen bereit ist. Von jenem 
Gleichgewicht müssen wir wegkommen. Wir müssen 
in die Produktionskosten auch die gesellschaftlichen 
Kosten, die Umweltkosten einbeziehen. Umwelt- 
kosten umfassen unter anderem die Kosten aus der 
Verunreinigung von Wasser und Luft. Neben dem 
privaten Nutzen gibt es auch gesellschaftlichen Nut- 
zen: beide müssen keineswegs identisch sein. 


Wir müssen uns überlegen, mit welchen Methoden 
wir zu dem Ziel kommen, das wir uns stecken, näm- 
lich zu einem Absenken der Umweltbelastungen. 
Wir werden sehr schnell feststellen, daß jede Maß- 
nahme zur Verminderung der Umweltbelastungen 
zu steigenden Produktionskosten führt. Dabei gibt 
es verschiedene Möglichkeiten, wem diese Kosten 
angelastet werden sollen. Die Kosten können vom 
Staat übernommen werden. Dann zahlt zwar der 
einzelne mittelbar über die Steuer einen Betrag, um 
die Kosten zu reduzieren. Aber der Weg über den 
Staatshaushalt ist mir zu indirekt. Der einzelne 
wird dabei nicht genügend darauf aufmerksam ge- 
macht, daß er mit seinem Konsum und seiner Pro- 
duktion die Umwelt belastet. Mir erscheint es sinn- 
voller, einen Weg aufzuzeigen, auf dem der einzelne 
durch die Überwälzung der Kosten auf die Preise 
die Umweltbelastungen mitträgt. Nur über diesen 
direkten Weg führen Preisänderungen zu einer Sub- 
stitution von Rohstoffen, von Produktionsmethoden 
und von Produkten in der gewünschten Weise. Bei 
exakter Anrechenbarkeit — und das ist sicherlich 
für absehbare Zeit noch ein wissenschaftliches Pro- 
blem — wird es möglich sein, den einzelnen Pro- 
dukten die tatsächlichen Kosten anzulasten und so 
letztlich zu einer volkswirtschaftlich gewünschten 
optimalen Allokation der Ressourcen zurückzufin- 
den, aber nur unter der Voraussetzung, daß auch die 
Kosten aus den Umweltbelastungen einbezogen 
sind. 

Eines erscheint mir wichtig, wenn in den nationa- 
len Parlamenten die Gesetze diskutiert werden, die 
zur Verminderung der Umweltbelastungen notwen- 
dig sind, nämlich der Hinweis, auf welche Weise 
wir die Umweltbelastungen reduzieren. Wir kön- 
nen dazu starre Gesetze erlassen, die Mindestnor- 
men für die Umweltqualität definieren. Das führt 
dazu, daß einige Betriebe nur mit ungeheuer hohen 
Kosten in der Lage sind, jene Normen einzuhalten, 
während andere Betriebe relativ leicht unter diesen 
gesetzlichen Standards bleiben könnten, aber wenig 
Anreiz haben, unter den Grenzwerten zu bleiben, 
weil sie ja die gesetzlichen Bedingungen formal er- 
füllen. 

Aus diesem Grunde habe ich in meinem Bericht 
den Vorschlag gemacht, daß wir die Kosten jeder 
Sdiadeinheit den Betrieben anlasten. Das führt da- 
zu — und das ist ganz wichtig, daß jeder einzelne 
Betrieb die Umweltbelastungen so lange reduziert, 
bis die Kosten einer solchen Schadeinheit seinen 
Grenzkosten zur Vermeidung der Umweltbelastung 
entsprechen. Das heißt, es gibt Betriebe, die bei den 
Verunreinigungen weit unter den angestrebten öko- 
logischen Grenzwerten bleiben, und es gibt einige, 
die über der vorher erwähnten starren Norm liegen 
werden. Die volkswirtschaftlichen Kosten einer sol- 
chen Regelung liegen aber in der Größenordnung 
zwischen der Hälfte und einem Drittel des Betrages, 
der notwendig würde, wenn wir die starre gesetz- 
liche Regelung einführten. 

Ich glaube, gerade vor dem Hintergrund der hohen 
Kosten, die mit der Erreichung geringerer Umwelt- 
belastungen verbunden sind, sollten wir den billig- 
sten Weg beschreiten und sollten einen Weg wäh- 
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len, der uns das aufgezeigte Ziel mit minimalen Mit- 
teln erreichen läßt. 

Zusammen mit der Diskussion über Umweltfragen 
wird immer wieder die These vom Nullwachstum 
in die Diskussion geworfen. Mir liegt sehr viel 
daran, hier grundsätzlich festzustellen, daß Um- 
weltschutz keineswegs mit Nullwachstum verbun- 
den sein muß. Es ist zwar eindeutig, daß höhere Um- 
weltkosten den privaten Konsum reduzieren, aber 
die dadurch getätigten Investitionen werden dazu 
führen, daß auch weiterhin in der Wirtschaft Wachs- 
tum stattfindet, jedoch — und das ist das Entschei- 
dende — ein Wachstum, das nicht mehr mit einer 
Umweltbelastung einhergeht, wie das bisher üblich 
war. Wir müssen alles tun, um unser rein quantita- 
tives Wachstum durch konsequente Anwendung des 
Verursacherprinzips in ein qualitatives Wachstum 
umzuwandeln. Wir müssen uns auch neben der tra- 
ditionellen Berechnung des Bruttosozialprodukts 
stärker darum kümmern, daß wir soziale Indikato- 
ren entwickeln — die OECD hat hier bereits einige 
sehr vernünftige Ansätze geliefert — , die uns die 
Qualität des Lebens operational erfassen lassen. 

Mit dem hier aufgezeigten Problemkreis verbin- 
den sich aber auch verschiedene schwierige inter- 
nationale Probleme. Dies ist sicherlich mit ein 
Grund, weshalb der Europarat das geeignete Forum 
für die Diskussion der gesamten Umweltproblematik 
ist; denn national differenzierte Umweltgesetzc füh- 
ren bei den Betrieben zu unterschiedlichen Kosten- 
strukturen und damit letztlich zu Wettbewerbsver- 
zerrungen. Es ist nicht möglich zu warten, bis der 
letzte Staat in dieser Welt oder wenigstens in 
Europa sich dazu durchgerungen hat, in diesem 
Felde harmonisierte Gesetze anzuwenden. Hier müs- 
sen umweltbewußte Staaten vorangehen, selbst auf 
die Gefahr hin, daß Schutzzölle notwendig werden 
und somit neue Handelshemmnisse auftreten. Es 
wäre jedoch sehr erfreulich, wenn zumindest Wirt- 
schaftsräume wie Europa ihre Einzelmaßnahmen 
rechtzeitig so koordinieren könnten, damit solche 
Handelshemmnisse soweit wie möglich vermieden 
werden. 

Ein zweiter wichtiger Problemkreis internationa- 
ler Art ergibt sich aus der Standortwirkung nationa- 
ler Gesetze. Unter der Prämisse, daß die Unterneh- 
men möglichst zu minimalen Kosten produzieren 
wollen, ist davon auszugehen daß diese Unterneh- 
men daran interessiert sind, den Standort aufzusu- 
chen, an dem die nationalen Gesetze am wenigsten 
streng sind, oder aber, wenn die Gesetze harmoni- 
siert sind, den Standort, wo die Kontrollen am we- 
nigsten streng gehandhabt werden. Insofern müs- 
sen wir vorsichtig sein, daß nicht plötzlich Stand- 
ortwirkungen eintreten, die auch nicht im Sinne 
des kurzfristig begünstigten Staates liegen. Dieser 
wird nämlich mit den Folgekosten später erheblich 
belastet. 

Ich spreche hier nicht von rein theoretischen Pro- 
blemen. Sie alle wissen, daß in der Oberrheinregion 
mit der Ansiedelung der Kernkraftwerke gewich- 
tige Probleme solcher Art entstanden sind. Es ist 
dringend notwendig und Aufgabe des Europrates, 
sich solcher grenzüberschreitenden Probleme inten- 


siv anzunehmen und zu verhindern, daß die Grenz- 
regionen zum typischen Standort solcher umweltbe- 
lastenden Unternehmungen werden. Wir müssen 
uns aus hier im Europarat intensiv darum bemühen, 
daß alle Regionen, die von umweltbelastenden Pro- 
jekten berührt werden, in die Genehmigungsverfah- 
ren einbezogen werden. 

In dem Zusammenhang darf ich ganz deutlich noch 
einmal eine persönliche Kritik anbringen. Die in- 
ternationale Süßwasserkonvention könnte längst 
verabschiedet werden — dann wäre der Rhein si- 
cherlich nicht mehr in dem Maße ein europäischer 
Abwasserkanal — , wenn von seiten des Europarats 
mehr unternommen würde. 

Ein großer Teil meines Berichts beschäftigt sich 
mit der Frage der Abfallwirtschaft. Wir müssen uns 
daran gewöhnen, daß eine bessere Ausnutzung 
knapper* Ressourcen durch Wiederverwendung der 
Rohstoffe notwendig wird. Hier ist für jedes ein- 
zelne Produkt — was immer ich herausgreife: ob 
Metall, Papier oder Glas — eine gezielte Strategie 
notwendig. 

Es ist keineswegs sehr einfach, solche Strategien 
in das marktwirtschaftliche System einzupassen. Der 
Stand der Wiederverwendung für solche Produkte 
hängt wesentlich von den jeweiligen technischen 
Möglichkeiten ab. Ich könnte mir vorstellen, daß 
der Ausschuß für Technologie und Wissenschaft eine 
entscheidende Clearing-Stelle in Europa für solche 
Wiederverwendungsmethoden wird und der Europa- 
rat hier eine wichtige Funktion erfüllen könnte, um 
das Recycling von Rohstoffen zu fördern. 

Ich habe den Eindruck, daß zwischenzeitlich auch 
deutlich erkannt wurde, daß der Staat verpflichtet 
ist, zur Rohstoffsicherheit beizutragen. Die Ereig- 
nisse im Zusammenhang mit der Ölknappheit um 
die Jahreswende 1973/74 können hier als Beweis 
herangezogen werden. Wenn der Staat aber ver- 
pflichtet ist, zur Rohstoffsicherheit beizutragen, so 
hat er auch das Recht, mit gesetzlichen Regelungen 
— ich denke hier an den Beimischungszwang und 
auch an gewisse preisliche Interventionen — dafür 
zu sorgen, daß die Schwankungen bei den Rohstof- 
fen, die wiederverwendet werden, nicht allzu groß 
werden. Wer die Investitionen kennt, die beispiels- 
weise für Shredder-Anlagen notwendig sind, der 
weiß genau, daß eine gewisse Kontinuität der Preise 
die Voraussetzung dafür ist, daß solche Investitio- 
nen überhaupt privatwirtschaftlich getätigt werden. 

Ich möchte in aller Kürze noch das Thema „Ener- 
gie" behandeln, zumal jetzt zur gleichen Stunde im 
Deutschen Bundestag eine Debatte darüber geführt 
wird. Wir sollten davon ausgehen, daß bei einem 
angenommenen durchschnittlichen langfristigen 
Wirtschaftswachstum von zirka 3 °/o zukünftig der 
Energiebedarf unter diesem Satz zu liegen kommt. 
Wir müssen alles tun, um über eine bessere Aus- 
nutzung der Abwärme, über strengere Isolations- 
vorschriften, über einen besseren Ausnutzungsgrad 
der technischen Geräte und auch über bessere In- 
formationen den Verbraucher zum Energiesparen 
anzuregen. Wir sollten aber auch — das sage ich 
hier in aller Deutlichkeit — bei den Überlegungen 
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über die Substitution der Energieträger die Priorität 
von den Kernkraftwerken beenden. Wir sollten uns 
alternative Energiequellen überlegen und bei dem 
Bau von Kernkraftwerken den Gesichtspunkt der 
Ökologie vorrangig sehen. 

Wir haben in den Bericht auch noch einen Hin- 
weis darauf aufgenommen, daß energiesparende 
natürliche und erneuerbare Rohstoffe, z. B. Holz, 
Kautschuk, Baumwolle oder pflanzliche öle, den 
Vorzug vor synthetisch erzeugten Rohstoffen haben 
sollten, nicht nur weil damit Energie gespart wer- 
den kann, sondern auch weil dies einen Beitrag zur 
internationalen Arbeitsteilung und zum internatio- 
nalen Handel, insbesondere mit Entwicklungslän- 
dern darstellt. 

In aller Kürze noch ein Wort zu raumplanerischen 
Konsequenzen. Wir sollten ein konzentrierteres 
Wohnen anstreben, zumal dadurch die Infrastruktur 
billiger wird. Die Umweltreinheit kann vergrößert 
werden, wenn intakte Abwassersysteme vorhanden 
sind. Auch sollte die Verkehrsstruktur eindeutiger 
auf die Siedlungsstruktur abgestellt werden, wobei 
öffentliche Verkehrssysteme erst bei einer Agglo- 
meration die Rentabilitätsschwelle überschreiten 
sollte. 

Zum Schluß möchte ich noch einige konkrete Bei- 
spiele des Verursacherprinzips aufzeigen. In der 
Bundesrepublik wurde die Frage der Beseitigung 
von ölen, die bisher teilweise in den Abwasser- 
kanal wanderten, dadurch gelöst, daß die Folge- 
kosten einer umweltfreundlichen Beseitigung dem 
Produkt auferlegt wurden und daß der Rückfluß 
solcher Produkte gewährleistet und organisiert 
wurde. In diesem Fall ist es einfach, das Verursa- 
cherprinzip anzuwenden, da Kosten und Verursa- 
cher bekannt sind. Komplizierter wird es, wenn in 
dem Beispiel von Abwasser keine Klärung bei 
jedem einzelnen Verschmutzer möglich ist, son- 
dern gemeinsam geklärt wird und die Kosten nicht 
mehr ganz eindeutig dem einzelnen zugerechnet 
werden können. Hier sind dann die Gesamtkosten 
bekannt, aber eine eindeutige Zurechnung der Ko- 
sten ist nicht möglich. 

Noch weit komplizierter wird die Sache, wenn 
die Gesamtkosten nicht bekannt sind und die Zu- 
rechnung nahezu unmöglich ist. Ich denke z. B. an 
den Verkehr und die Bekämpfung der Unfallgefah- 
ren. Es ist notwendig, die Kosten für die Kraftfahr- 
zeuge, die Kosten, die bei der Bekämpfung des 
Lärms und der Luftverunreinigung entstehen, die 
Wegekosten und all die sonstigen gesellschaftlichen 
Kosten zu beziffern, und wenn die Kosten bekannt 
sind, müssen sie so gerecht wie möglich den einzel- 
nen Verursachern zugerechnet werden. Wenn Sie 
dann noch verschiedene Verkehrsträger in das Mo- 
dell einbeziehen und die Frage der optimalen Ver- 
kehrsstruktur zwischen Schiene, Straße, Wasser und 
Luft lösen wollen, dann sehen Sie, welche wissen- 
schaftlichen Aufgaben noch zu bewältigen sind, bis 
in diesem Sektor eindeutig nach dem Verursacher- 
prinzip vorgegangen werden kann. 

Ich komme dennoch zu dem Ergebnis, daß wir 
zumindest einige Schritte in Richtung auf das Ver- 


ursacherprinzip realisieren müssen. Sie bestehen 
meiner Ansidit nach darin, die variablen Kosten des 
Individualverkehrs zu erhöhen. Weil hierüber im 
Ausschuß Diskussionen aufkamen und das nicht 
eindeutig verstanden wurde, möchte ich es noch 
einmal deutlich machen. In dem Moment, wo Sie 
zwischen verschiedenen Verkehrsträgern wählen, 
ist es notwendig, daß Sie auch die variablen Kosten 
für den einzelnen Verkehrsträger kennen. Wenn 
Sie für das Auto so oder so die Versicherung und 
die Kraftfahrzeugsteuer als Fixum bezahlen, dann 
vergleichen Sie nur noch die Benzinkosten mit den 
Kosten der Eisenbahn oder des Flugzeugs. Wenn 
sich der einzelne rationell verhalten soll, ist es not- 
wendig, daß er die variablen Kosten des Pkw's mit 
den Fahrtkosten des Zuges oder dem Flugticket ver- 
gleicht. Nur auf diesem Wege wird es möglich sein, 
daß sich der einzelne rationell verhält in dem Sinne, 
daß er die Kosten, die mit den einzelnen Verkehrs- 
trägern verbunden sind, in sein Entscheidungskalkül 
einbezieht. 

Ich komme in dem Bericht zu dem Ergebnis: 
Staatliche Eingriffe sind im Umweltbereich notwen- 
dig. Sie werden sich fragen, inwieweit Liberale hier 
dirigistische Tendenzen befürworten könnten. Ich 
halte das nicht für dirigistische Tendenzen. Wir 
müssen die Rahmenbedingungen unserer Wirtschaft 
so setzen, daß die Wirtschaft umweltfreundlicher 
abläuft Nur darin sehe ich die langfristige Recht- 
fertigung der Marktwirtschaft. Es genügt nicht, daß 
der Wettbewerb funktioniert, daß innerhalb der 
Marktwirtschaft Einkommen und Vermögen gerecht 
verteilt werden und auch die Mitbestimmungsfrage 
gelöst wird, sondern wir müssen, wenn wir die 
Marktwirtschaft langfristig erhalten wollen, auch 
dafür sorgen, daß der Gegensatz zwischen wirt- 
schaftlichem Wachstum und ökologischem Gleich- 
gewicht gewahrt wird. Diesem Ziel sollte der Be- 
richt dienen. 

Ich würde mich freuen, wenn die Diskussion dar- 
über neue Anregungen brächte, und ich bitte Sie 
alle, den Bericht in diesem Sinne zu diskutieren. 
Jede Kritik halte ich für sinnvoll und für das ge- 
steckte Ziel förderlich. 

Lemmrich (CDU/CSU): Herr Präsident! Die Gren- 
zen des Wachstums werden, glaube ich, immer mehr 
Menschen sichtbar. Dasselbe gilt für die Begrenzt- 
heit unserer Ressourcen. Etwas Nachhilfe haben wir 
durch den ölschock bekommen. Immer bewußter 
werden sich die Menschen auch der Notwendigkeit, 
den Lebensraum zu erhalten. Es ist deshalb eine 
sehr dankbare Aufgabe, der sich hier unser Kollege 
Vohrer mit seinem interessanten Bericht unterzogen 
hat. 

Ich möchte mich nicht zu den allgemeinen Aspek- 
ten äußern, sondern zu einigen Punkten des Berichts 
und zu den hier aufgeworfenen Problemen Stellung 
nehmen. Zur Beseitigung der Umweltschäden sind 
zweifellos beträchtliche finanzielle Mittel erforder- 
lich. Derjenige, der die Umwelt belastet, also solche 
Schädigungen verursacht, soll die Kosten zu ihrer 
Beseitigung aufbringen. Dieses Prinzip ist bekannt 
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unter dem Begriff „Veranlasserprinzip". Auch ich 
halte dieses Veranlasserprinzip für vernünftig. 

Bei seiner praktischen Anwendung ergeben sich 
jedoch Probleme, und die sollten wir nicht über- 
sehen. Welche Probleme dabei auftauchen, habe ich 
als junger Abgeordneter schon im Jahre 1963 im 
Deutschen Bundestag erfahren können, als es um das 
Gesetz über Kreuzungen von Straßen und Wasser- 
straßen mit Eisenbahnen ging. Dort mußten wir fest- 
stellen, daß das in der Theorie recht gut aussieht, 
aber in der Praxis eben doch Schwierigkeiten hervor- 
ruft. 

Wo das Veranlassungsprinzip anwendbar ist, 
sollte es eingesetzt werden. Man sollte jedoch die- 
ses Prinzip nicht überstrapazieren. Nach wie vor 
werden auch Steuermittel der Staaten und der Ge- 
meinden eingesetzt werden müssen, um vorsorglich 
oder im Nachhinein solche Umweltschäden zu besei- 
tigen. An der Aufbringung dieser Mittel sind natür- 
lich auch die Wirtsdiaftsunternehmen beteiligt und 
nicht nur — wie vielleicht im Bericht der Eindruck 
erweckt wird — die einzelnen Steuerbürger. 

Wenn die Wirtschaftsunternehmen Gewinne ma- 
chen — oder: den Profit maximieren, wie hier ge- 
sagt worden ist — , so muß man natürlich wissen, 
daß diese Gewinne unerläßlich sind, um Investitio- 
nen zu tätigen. Eben weil in einigen Ländern Euro- 
pas die Unternehmen nicht mehr richtig investieren 
oder investieren können, gibt es ja, wie z. B. in 
Großbritannien, beträchtliche wirtschaftliche Schwie- 
rigkeiten und Probleme. Aus diesen Gewinnen der 
Wirtschaftsunternehmen werden natürlich auch 
Steuern bezahlt. Nur wenn es Gewinne gibt, wer- 
den Steuern bezahlt; wenn es keine Gewinne gibt, 
gibt es keine Steuerzahlungen, und damit geht dann 
auch die Allgemeinheit leer aus. Mir tut es eigent- 
lich leid, daß es notwendig ist, diese Zusammen- 
hänge noch einmal zu erwähnen. 

Entscheidend scheint mir für den Schutz unserer 
Umwelt zu sein, daß konkrete gesetzliche Auflagen 
gemacht werden, die jeder einzelne, aber auch jedes 
Land einhalten muß. Es ist notwendig, daß man sich 
in Europa darüber einigt, damit es nicht zu zusätz- 
lichen Wettbewerbsverzerrungen zwischen den ein- 
zelnen Volkswirtschaften kommt. Diese Auflagen 
gehen natürlich in die Kosten für die Erzeugung der 
Güter letztlich ein. Wenn aber jeder unter dieselben 
Bedingungen gestellt wird, ist der Wettbewerb, der 
ja eine der Antriebskräfte unseres wirtschaftlichen 
Systems ist, nicht verzerrt. Jeder ist dann diesen 
Bedingungen unterworfen. Mir scheint es — um ein 
Beispiel zu nennen — einfach nicht möglich zu sein, 
an die Reinhaltung des Rheins scharfe Maßstäbe an- 
zulegen — was durchaus richtig ist und was man 
durchaus kann — , aber nicht an die Reinhaltung 
der Rhone, der Schelde, der Themse oder des Po. 
Hier zeigt sich die große Bedeutung für unsere 
Arbeit in der Parlamentarischen Versammlung des 
Europarats. Es ist unerläßlich — so meine ich — , 
daß alle bereit sind, einen Teil des Sozialprodukts 
zur Erhaltung der Umwelt abzuzweigen und damit 
auch auf einen gewissen Anteil des privaten Ver- 
brauchs zu verzichten. Es ist ein Irrtum, zu glauben, 
daß nur wenige diese Belastungen tragen müßten. 


So geht das wohl nicht. Letztlich müssen alle Bürger 
dafür aufkommen. 

Zur Lösung solcher Probleme brauchen wir ein 
gewisses Maß an wirtschaftlichem Wachstum. Ich 
teile die Auffassung des Berichterstatters, daß es 
Wachstum um jeden Preis letztlich nicht geben kann. 
Wachstum um jeden Preis wird — das sollte man 
sehen — am Ende für alle sehr teuer werden. 

Nun noch ein kurzes Wort zu der Frage, ob die 
Marktwirtschaft diese Aufgabe bewältigen kann. Ich 
meine: sie kann es, weil sie sich als das flexibelste 
Wirtschaftssystem erwiesen hat, das es gibt. Sie hat 
sich auch als das beste und effektivste Wirtschafts- 
system für den Menschen und die Befriedigung sei- 
ner Bedürfnisse erwiesen. Daß es die Problematik 
des Wirtschaftswachstums und des Umweltschutzes 
nicht nur bei uns gibt, sondern daß diese Probleme 
in den kommunistischen Staaten noch gravierender 
sind, hat hier ein Kollege schon dargelegt. Ich kann 
deswegen die im Bericht unter Ziffer 35 aufgeführte 
Kritik an der Marktwirtschaft nicht teilen, wo es 
heißt, daß sich die Marktwirtschaft letztlich nur 
rechtfertigen lasse, wenn die Sozialkosten der Pro- 
duktion dem für diese Kosten Verantwortlichen auf- 
gebürdet würden. Natürlich können sie ihm aufge- 
bürdet werden, und sie sollten es auch. Aber die 
Auffassung, daß man die Marktwirtschaft nur dann 
rechtfertigen könne, scheint mir einfach nicht richtig 
zu sein. Die Marktwirtschaft hat ihre Rechtfertigung 
durch ihre Leistungen für den Menschen. Sie ist allen 
anderen Wirtschaftssystemen bisher überlegen, und 
sie sollte deshalb meines Erachtens nicht in einem 
solchen Licht dargestellt werden. 

Ich möchte noch kurz etwas zu dem sagen, was 
hier über den Verkehr dargelegt worden ist. Auch 
der Bericht befaßt sich mit dem Problem der Bela- 
stung der Umwelt durch den Verkehr. Mein Land, 
die Bundesrepublik Deutschland, wird als Beispiel 
aufgeführt. Ich muß hier feststellen, daß die in dem 
Bericht genannten Zahlen nicht zutreffend sind. 
Wenn man schon solche Zahlen bringt, sollten sie 
auch hieb- und stichfest sein. Auch ich halte es für 
notwendig, daß der Kraftverkehr die von ihm ver- 
ursachten Kosten trägt; doch es dürfen keine Phan- 
tasiezahlen sein, sondern solide Zahlen. 

Was den Kostenvergleich zwischen Individualver- 
kehr — hier „Privatfahrzeug" genannt — und den 
öffentlichen Verkehrsmitteln anlangt, so ist dieses 
Problem vielschichtiger, als es in dem Bericht darge- 
stellt wird. Die Kürze der Zeit verbietet mir, darauf 
näher einzugehen. Jedenfalls spricht die Tatsache, 
daß auf Grund eines Parlamentsantrags in der Bun- 
desrepublik Deutschland die Kosten des öffentlichen 
Verkehrs durchleuchtet werden müssen, eine beredte 
Sprache. Auch der Vorschlag, die Mineralölsteuer 
bei uns um 10 Pfennig zu erhöhen, um die Preise 
für die öffentlichen Verkehrsmittel zu senken, wirft 
meines Erachtens sehr schwerwiegende raumpoliti- 
sche Probleme auf, weil viele Bereiche peripherer 
Regionen, aber auch wirtschaftsschwacher Gebiete 
auf den Kraftverkehr angewiesen sind. Die Eisen- 
bahnen ziehen sich aus diesen Bereichen heute lau- 
fend zurück, und diese Bereiche werden in unge- 
rechtfertigter Weise zusätzlich belastet. 
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Deshalb möchte ich empfehlen, diese Problematik, 
wenn man sie weiter behandelt, etwas konkreter 
und treffender abzuhandeln. 

Frau Dr. Wolf (CDU/CSU): Herr Präsident! Auch 
ich möchte es begrüßen, daß in unserer Diskussion 
über die Grenzen des Wachstums, in deren Mittel- 
punkt zuerst die technischen und wirtschaftlichen 
Veränderungen standen, nunmehr menschliche und 
soziale Aspekte im Vordergrund stehen. Es kann 
meines Erachtens dahingestellt bleiben, ob der Club 
of Rome seine Untersuchungen richtig angesetzt hat 
oder ob sie Fehler enthalten. Es ist sicher wichtig, 
daß wir eine interdisziplinäre Untersuchung vorneh- 
men über alle Fragen, die mit diesem Bericht ver- 
bunden sind, und daß wir neben dem Umweltschutz 
und der Veränderung der Technik die vielfachen 
Bereiche des Lebens ansprechen, wie das heute in 
der Diskussion geschehen ist. 

Mir scheint es notwendig, zu unterstreichen, daß 
nicht der Fehler gemacht werden darf, die sozialen 
Aspekte mit wirtschaftlichen Maßstäben allein zu 
messen. Es ist sicher richtig, daß wir eine bessere 
soziale Sicherung für alle brauchen. Mir scheint aber 
ebenso notwendig, zu prüfen, ob die jungen Men- 
schen, die alten Menschen, die Arbeitsunfähigen und 
die Arbeitslosen, also alle diejenigen, die die soziale 
Sicherung in unserer Gesellschaft in Anspruch neh- 
men, eine angemessene Stellung einnehmen. 

Es scheint mir auch richtig, daß man ein Mindest- 
einkommen für jeden sichern sollte. Aber ebenso 
wichtig ist wohl, die Gestaltung des Arbeitslebens 
und die Bereitschaft zur Leistung zu untersuchen. 
Es ist richtig, eine bessere Verteilung der öffent- 
lichen Mittel zu fordern und eine Untersuchung dar- 
über, wie sie richtig eingesetzt werden. Aber mir 
scheint es genauso wichtig, die soziale Verantwor- 
tung der Arbeitgeber anzusprechen, wie es im 
Punkt 5 dieses Berichtes geschehen ist. 

Der Bericht der OECD, auf den sich die Empfeh- 
lung an den Ministerrat bezieht, umfaßt weitrei- 
chende Untersuchungen auf sehr verschiedenen 
Gebieten. Ich darf hier auf die Nummer 23 und auf 
den Anhang hinweisen. Es sollen verglichen und 
untersucht werden die Bereiche der Gesundheit, der 
Bildung und Ausbildung, der Wohnung, der Be- 
schäftigung, des Rechts, der Demokratie, ja der Reli- 
gion, der Freizeitgestaltung und des Familienlebens. 
Dazu ist es sicher notwendig, auch festzustellen, 
welche Auswirkungen alle diese Maßnahmen auf 
das Leben der Menschen haben. Wie es vorhin schon 
einmal gesagt wurde: die Rate der Selbstmorde, der 
Gebrauch von Drogen und auch die Frage der Krimi- 
nalität wären in diesem Zusammenhang zu unter- 
suchen. Darum scheint es auch mir — wie es vor- 
hin schon geäußert wurde — außerordentlich zwei- 
felhaft, ob es richtig ist, zu fordern, daß in jedem 
Jahr ein Bericht vorgelegt wird. 

Ich weiß, daß Mister Prescott die Marktwirtschaft 
ändern will; oder vielleicht sollte ich nach den Bei- 
trägen, die ich soeben gehört habe, richtiger sagen: 
daß er sie abschaffen will. Ich möchte ausdrücklich 
betonen, daß ich diese Ansicht nicht teile, weil ich 
überzeugt bin, daß die Marktwirtschaft in den ver- 
gangenen Jahren viele Verbesserungen mit sich ge- 


bracht hat und daß sie ausbaufähig ist. Ich bin sicher, 
daß ihre soziale Komponente verstärkt werden kann 
und muß, damit sie wirklich zu einer sozialen Markt- 
wirtschaft wird. Sie erscheint mir auch der beste 
Weg, unser Ziel zu erreichen, die Freiheit zu erhal- 
ten — die Freiheit des einzelnen, die natürlich ihre 
Grenzen findet, an dem Recht des Nächsten — , und 
die Werte unserer Gesellschaft immer wieder richtig 
zu überprüfen. Ich bin mit Mister Prescott bereit, 
auf Harmonie, statt auf Konflikte hinzuarbeUen. Ich 
bin überzeugt, daß wir das am besten können, wenn 
wir jedem Mitglied unserer Gesellschaft die Chance 
geben, nach seiner Begabung eine Leistung zu er- 
bringen, die nicht unbedingt wirtschaftlich gemessen 
wird. Ich denke hier nicht nur an die Hausfrauen, 
deren Arbeit im Bruttosozialprodukt keine Berück- 
sichtigung findet, sondern an viele andere Kräfte in 
unserer Gesellschaft, die auch ohne eine meßbare 
Arbeitsbeteiligung eine Leistung für uns alle er- 
bringen. — Ich danke. 

Lenzer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Lassen Sie mich in der Kürze der Zeit, 
die uns zur Verfügung steht, einen Teilaspekt in der 
Diskussion ansprechen. Wann immer man sich mit 
Wachstumsproblemen beschäftigt, wird man an 
einen Zielkonflikt gelangen: Energieversorgung auf 
der einen Seite und Umweltschutzansprüche auf der 
anderen Seite. Es wird sich hierbei immer um eine 
Gratwanderung handeln, die der Politiker und die 
Verantwortlichen in den verschiedenen Bereichen 
hierzu vollziehen müssen. Ich möchte ganz deutlich 
sagen, daß es nach meiner Auffassung weder abso- 
luten Umweltschutz noch Nullwachstum geben kann. 
Das würde zum Kollaps unseres Wirtschaftssystems 
führen und damit die Sicherheit der Arbeitsplätze 
gefährden, d. h. einen sozialen Abstieg herbeifüh- 
ren, der unsere gesamte demokratische Ordnung zer- 
stören würde. Dieser Zielkonflikt beinhaltet also 
keine Alternative, sondern verschiedene einander 
bedingende Faktoren. 

Früher oder später taucht in diesem Zusammen- 
hang — und das ist ein Thema, dem ich einige Be- 
merkungen widmen möchte — die Frage der fried- 
lichen Nutzung der Kernenergie auf, die gerade in 
meinem Land in der letzten Zeit heftig diskutiert 
worden ist. Wir müssen uns im Zusammenhang mit 
dieser Debatte fragen, welcher Beitrag zur Sicherung 
eines vernünftigen Wachstums bei gleichzeitiger 
Schonung unserer Umwelt und bei optimaler Nut- 
zung unserer Rohstoffe durch die. Kernenergie ge- 
leistet werden kann. Etwa 60 bis 70 °/o der benötig- 
ten Energierohstoffe stammen gegenwärtig aus aus- 
ländischen Quellen. Nur verstärkter Einsatz der 
Kernenergie kann deshalb langfristig die Energie- 
versorgung sichern und das Mineralöl für die Be- 
reiche schonen, wo es, wie bei Treibstoff und in der 
Petrochemie, kaum substituiert werden kann. Selbst- 
verständlich ist die friedliche Nutzung der Kern- 
energie, wie im übrigen alle anderen Techniken mit 
Risiken verbunden. Nach den Erfahrungen ist das 
sogenannte Restrisiko, welches bleibt, jedoch be- 
herrschbar, weil in kaum einer anderen modernen 
Technik mit ähnlichen Aufgaben und Sicherheitsfor- 
derungen gearbeitet wird. 
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Ein Beispiel aus meinem Land: Der Bundesmini- 
ster des Innern, der in meinem Land für den Um- 
weltschutz zuständige Ressortminister, hat im Juli 
1974 eine Übersicht über die Störfälle bei Reaktor- 
anlagen gegeben, die seit Einberufung der Reaktor- 
sicherheitskommission im Oktober 1971 auftraten. 
Daraus lassen sich folgende Schlüsse ableiten: 

1. Störanfälle in Kernkraftwerken sind im Vergleich 
zu konventionellen Industrieanlagen selten. 

2. Störungen traten an konventionellen Bauteilen 
auf und waren nie — dies ist besonders wich- 
tig — nuklearer Art. 

3. Durch die umfangreichen Sicherungsmaßnahmen 
wurden die Störfallfolgen ohne Schwierigkeit auf 
das Innere der jeweiligen Reaktoranlage be- 
grenzt. 

4. In keinem Fall wurde unkontrollierbar und in 
unzulässigen Mengen Radioaktivität an die Um- 
gebung abgegeben. 

5. Das ist eine beruhigende Feststellung: In keinem 
Fall wurde irgend jemand aus der Bevölkerung 
durch einen solchen Störfall geschädigt. 

In der nun etwa dreißigjährigen Entwicklung von 
Kernkraftwerken ist nicht ein einziger Störfall auf- 
getreten, der zum grundsätzlichen Zweifel an der 
Sicherheit dieser Art der Energiegewinnung Anlaß 
bieten würde. Vielmehr wurden die Sicherheitsmaß- 
nahmen laufend verbessert und in einem Maße ver- 
vollkommnet, wie in kaum einem anderen Zweig 
unserer modernen Technik. 

Auch mit einem anderen Bericht, der im Deutschen 
Bundestag diskutiert worden ist und der jedes Jahr 
von der Bundesregierung erstattet wird, möchte ich 
dies belegen. Im meine den Bericht über die Um- 
welt-Radioaktivität, der am 29. August 1974 erstat- 
tet wurde. Der Bericht stellt fest, daß die betrieb- 
lichen Ableitungen radioaktiver Stoffe aus kern- 
technischen Anlagen nur zu einem sehr geringen 
Teil zur Strahlenbelastung der Bevölkerung bei- 
tragen. Auf Grund einer von Anfang an restriktiven 
Auslegung der auf internationalen Empfehlungen 
beruhenden Strahlenschutzvorschriften und entspre- 
chenden technischen Maßnahmen sind in dem Be- 
richtszeitraum die zulässigen Grenzwerte weder er- 
reicht noch gar überschritten worden. Dies gilt auch 
für die bisher aufgetretenen Zwischenfälle. Die mitt- 
lere natürliche Strahlenbelastung der Bevölkerung 
durch kosmische Strahlung, terrestrische Strahlung 
oder durch inkorporierte radioaktive Stoffe beträgt 
bei uns in der Bundesrepublik Deutschland etwa 
110 mrem/a. Man kann dies in Vergleich zu anderen 
Werten setzen: Die Strahlenbelastung durch Rönt- 
gendiognose liegt bei 60 mrem/a, also die Hälfte der 
natürlichen Strahlenbelastung. Die durch die fried- 
liche Nutzung der Kernenergie erzeugte künstliche 
Radioaktivität liegt bei etwa 1 mrem/a, das heißt, 
sie beträgt noch nicht einmal 1 °/o der natürlichen 
Strahlenbelastung. Ich teile dies nur mit, damit die 
Dinge in der richtigen Relation gesehen werden. 

Wegen der Ölkrise erhält die Kernenergie er- 
höhte Bedeutung. Sie bietet auf Grund des im Brenn- 
stoffkreislauf vorhandenen Energiepotentials und 


der problemlosen Lagerung großer Energiemengen 
in Form des Kernbrennstoffs eine hohe Versorgungs- 
sicherheit. Sie würde in absehbarer Zukunft durch 
die Erzeugung von nuklearer Prozeßwärme und 
ihren Einsatz bei der Fernwärmeversorgung größe- 
rer Wohngebiete und Industrieanlagen neue erwei- 
terte Anwendungsmöglichkeiten finden. Nicht zu- 
letzt wird sie die einheimische Kohle als Rohstoff 
erschließen. 

Meine Damen und Herren, Herr Präsident, die Zeit 
ist fast abgelaufen. Es wäre noch eine Fülle von 
Detailproblemen anzusprechen wie zum Beispiel das 
Genehmigungsverfahren, das immer komplizierter 
wird und uns vor große Probleme stellen wird. Wir 
werden uns die Frage stellen müssen, ob man die 
Errichtung von Standardkraftwerken, die zeichnungs- 
gleich immer wieder gebaut werden können, einmal 
angehen soll. Man wird auch fragen können, ob man 
es für möglich hält, unverzüglich zur Erteilung von 
Genehmigungen für standardisierte Kernkraftwerks- 
konzepte zu kommen. 

Um die Planziele der Energieprogramme zu er- 
reichen, müssen in absehbarer Zeit außer den in Be- 
trieb und Bau befindlichen Anlagen eine Fülle von 
weiteren Standorten für Kraftwerksblöcke gefunden 
werden. Es ist deshalb erforderlich, daß als Vor- 
sorgemaßnahme auch projektfreie Standortgenehmi- 
gungen erteilt werden. Hier haben alle Mitglieds- 
regierungen eine umfassende Aufgabe. 

Anzusprechen wäre noch die Weiterentwicklung 
der Sicherheitstechnik, die natürlich vorangetrieben 
werden muß, die Beherrschung des Brennstoffkreis- 
laufes, wo uns immer noch die Fragen der Endlage- 
rung und der Wiederaufarbeitung vor große Pro- 
bleme stellen. In letzter Zeit hat auch die Lösung 
des Problems der Transportsicherheit bei spaltbarem 
Material eine Rolle gespielt, also das, was man im 
weitesten Sinne unter dem Plutonium-Komplex ver- 
steht. 

Lassen Sie mich als Fazit sagen, das Restrisiko, 
was die friedliche Nutzung der Kernenergie beinhal- 
tet, ist auch bei optimalen Umweltansprüchen nach 
wie vor beherrschbar, auch wenn dies erhebliche In- 
vestitionen erfordern sollte. Die Kernenergie ist des- 
wegen nach meiner Auffassung auch in einer Ge- 
sellschaft, die umweltschutzbewußt ist, ohne lang- 
fristige Alternative. 

Schlußwort des Berichterstatters zur Aussprache: 

Dr. Vohrer (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Kollegen! Ich habe mich über die sehr rege 
Diskussion gefreut. Einige der hier gestellten Fragen 
habe ich zu beantworten. Ich glaube, diese Fragen in 
einem Sinne beantworten zu können, daß die Mehr- 
zahl der Fragesteller im Anschluß daran dem Bericht 
zustimmen kann. 

Frau Hubinek fürchtete, daß im Zusammenhang 
mit der Anwendung von mehr Umweltschutz diri- 
gistische Maßnahmen angewendet werden könnten. 
Ich hoffe, daß durch den Bericht und auch durch 
meine Ausführungen deutlich wurde, daß das Ver- 
ursacherprinzip der Ansatz ist, um Dirigismus in 
der Marktwirtschaft zu verhindern. 
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Der englische Kollege Farr hat hier einige Mög- 
lichkeiten angesprochen, wie Energie umweltfreund- 
lich erzeugt werden kann, und er hat technologische 
Verfahren genannt. Ich habe im Rahmen meiner 
Ausführungen darauf hingewiesen, daß der Aus- 
schuß für Wissenschaft und Technologie hier noch 
sehr viele Aufgaben vorfinden wird. Es geht dabei 
um die Frage, welche neuen technologischen Ver- 
fahren zur Energieerzeugung wie auch zur Wieder- 
verwendung von Rohstoffen angewandt werden 
können. 

Eine Frage von Herr Waltmans bezog sich auf das 
Null-Wachstum. Dabei ging es um die systemimma- 
nente Problematik, was eher geeignet ist — Plan- 
wirtschaft oder Marktwirtschaft — , die Probleme zu 
lösen. Ich bin der Ansicht — und diese Meinung be- 
zieht sich auch zu einem gewissen Teil auf die Aus- 
führungen meines Kollegen Lemmrich — , daß die 
Marktwirtschaft in der Lage ist, im jetzigen Zeit- 
punkt einige Probleme zu lösen; die Marktwirtschaft 
muß aber mit der Entwicklung mitgehen, damit die 
Fragen des Umweltschutzes besser bewältigt werden 
können. Insofern habe ich den Ansatz von Herrn 
Lemmrich, daß die Marktwirtschaft bisher — wie er 
selber wörtlich sagte — überlegen war, begrüßt. 
Wir sollten dafür sorgen, daß die Marktwirtschaft 
auch zukünftig in der Lage ist, der Planwirtschaft 
überlegen zu sein. 

Der Kollege Aano hat bei seinen sehr detaillier- 
ten Ausführungen die ökologischen Zusammenhänge 
dargelegt; was er gesagt hat, stimmt im übrigen mit 
der großen Linie des Berichtes überein. 

Der italienische Kollege Treu hatte den Eindruck, 
daß das Auto hier Angeklagter wäre. Dieser Ein- 
druck ist falsch. Wir wollen das Auto nicht verdam- 
men, aber wir wollen es in eine optimale Verkehrs- 
struktur einfügen. Wir fragen, welche Fähigkeiten 
das Auto hat und in welchen Bereichen zum Beispiel 
die Bahn oder das Flugzeug überlegen sind. Ich ver- 
stehe unter einer optimalen Verkehrsstruktur: wir 
müssen dafür sorgen, daß das Auto seinen spezifi- 
schen Fähigkeiten gemäß eingesetzt wird und daß 
die Verkehrsstruktur nicht einseitig auf das Auto 
abgestellt wird. 

Der englische Kollege Fletcher hat darauf hinge- 
wiesen, daß der Europarat mit seinen Überlegungen 
den nationalen Gesetzgebungen oftmals zehn Jahre 
voraus sei. Ich begrüße es, daß wir einen solchen 
gedanklichen Vorsprung haben. Die Marktwirtschaft 
braucht nämlich zur Anpassung an solche Überle- 
gungen Zeit. Wenn die Marktwirtschaft zehn Jahre 
Zeit hat, sich an diese Überlegungen anzupassen, 
die heute hier in diesem Parlament angestellt wur- 
den, dann kann nachher niemand mehr sagen, daß 
wir sie mit neuen Überlegungen überfallen hätten. 

Dem Kollegen Stoffelen war der ganze Bericht zu 
theoretisch. Herr Stoffelen, ich bin mit Ihnen einig, 
wenn Sie sagen, Sie seien mit der Ideologie nicht 
ohne weiteres einverstanden. Aber eines sollte hier 
gesagt werden: zu allen Überlegungen theoretischer 
Art haben wir auch praktische Beispiele angeführt; 
wir haben Vorschläge gemacht, wie die Umweltbe- 
lastung zurückgeführt werden kann. Wenn wir diese 
Vorschläge zum Beispiel im Bereich der Abfallwirt- 


schaft nicht für jedes einzelne Produkt unterbreitet 
haben, dann ganz einfach deshalb, weil wir die Auf- 
gabe irgendwo limitieren müssen. Wir wollen ja 
auch mit den anderen Ausschüssen dieses Hauses 
Zusammenarbeiten. Insbesondere was die Wieder- 
verwendung von Rohstoffen anlangt, habe ich das 
Gefühl, daß wir mit dem Ausschuß für Technologie 
und Wissenschaft sehr eng Zusammenarbeiten soll- 
ten, um für die einzelnen Produkte Lösungsvor- 
schläge vorzulegen. 

Der Kollege Lemmrich hat hier einige Probleme 
angesprochen. Er sagte unter anderem, daß wir den 
Unternehmern Gewinne zubilligen müssen und daß 
wir Umweltschutz nicht auf dem Rücken der Unter- 
nehmer betreiben sollten. Das würde ich unterschrei- 
ben. Vielleicht nimmt der Kollege Lemmrich zur 
Kenntnis, daß das Verursacherprinzip darauf beruht, 
die Aufwendungen für Umweltschutz als Kosten zu 
überwälzen. Daraus ist also logisch der Schluß zu 
ziehen, daß die Gewinne dadurch nicht reduziert 
werden. Das ist ein ganz entscheidender Punkt des 
Verursacherprinzips. 

Insofern möchte ich dem Kollegen Lemmrich be- 
züglich des zweiten Vorschlages, den er gemacht 
hat, widersprechen. Er sagte, wir sollten konkrete 
gesetzliche Auflagen vorsehen, die dazu führen, die 
Kosten zu harmonisieren. Mir ging es darum darzu- 
legen, daß das Verursacherprinzip bei strengen ge- 
setzlichen Vorschriften teurer wird, als wenn es eine 
Ausprägung erfahren hat, bei der die eigentlichen 
Schadeinheiten belastet werden. Insofern ist das 
Konzept, das ich hier vorgetragen habe, unterneh- 
merfreundlicher. Die einzelne Unternehmung hat 
nämlich mehr Möglichkeiten, sich an eine Konzep- 
tion anzupassen, die eine Belastung der Schadein- 
heiten vorsieht, als an eine Gesetzgebung mit sehr 
strengen Umweltschutzauflagen. Einige Unterneh- 
mungen könnten nämlich nicht überleben, wenn die 
Umweltauflagen nach strengen Gesetzen vorgenom- 
men würden. Dagegen können bei dem Vorschlag, 
den wir in dem Bericht und in der Resolution ma- 
chen, einige Unternehmungen überleben. Sie können 
nämlich mit geringen wirtschaftlichen Mitteln die 
Normen wesentlich unterschreiten. Die Gesamtbe- 
lastung der Ökologie bleibt aber im Durchschnitt 
wesentlich geringer. 

Herr Lemmrich sprach dann weiter davon, daß 
falsche Zahlen angegeben worden seien. In Ziffer 47 
des Berichtes wird aber von einer Hypothese aus- 
gegangen. Ich darf den Satz einmal zitieren, er 
lautet: „Wenn die Kosten zum Beispiel 50 Milliarden 
betragen würden, dann könnte der einzelne Politi- 
ker das Verursacherprinzip nicht konsequent verfol- 
gen." Es ist aber nicht so, daß ich hier konkrete 
Zahlen genannt habe. Es geht ganz schlicht darum, 
daß wir in dem Bericht deutlich machen wollten: 
nicht alle Kosten können unreflektiert und ohne 
politische Überlegungen überwälzt werden; es gibt 
vielmehr Bereiche, wo wir die Kosten sehr exakt 
auf die politische Realisierbarkeit hin untersuchen 
sollten. Aus dem Grunde bin ich der Ansicht — das 
habe ich in dem Bericht zum Ausdruck gebracht — , 
daß wir, egal, wie hoch die Kosten für den Indivi- 
dualverkehr sind, nur einen gewissen Teil überwäl- 


24 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3837 


zen können, wenn wir nicht politisch Harakiri be- 
gehen wollen. 

Meine Schlußfolgerung daraus war, daß wir sehr 
kleine Schritte unternehmen sollten, daß wir aber 
immerhin den Mut haben sollten, den Individualver- 
kehr zu verteuern und ihm zugunsten alternativer 
Verkehrssysteme langsam in eine Kostenstruktur 
zu bringen, bei der gesellschaftliche Kosten mitbe- 
rücksichtigt werden. An dieser Stelle gehe ich noch 
etwas weiter und sage: selbst wenn es nicht möglich 
ist, den Individualverkehr zu verteuern, sollten wir 
wenigstens den einen Schritt machen, die Kosten- 
struktur in der Weise zu verändern, daß wir beim 
Auto mehr Kosten zu variablen Kosten machen. 
Wenn Sie heute vor einer Reise stehen, dann fragen 
Sie sich doch ganz einfach: was kostet die Reise mit 
dem Auto, mit der Bahn und mit dem Flugzeug? 
Beim Auto gehen Sie dabei von den Ihnen entste- 
henden Kosten aus. Sie nehmen aber dabei nur die 
Benzinkosten, weil Sie die Versicherungskosten und 
die Kraftfahrzeugsteuer in jedem Falle bezahlen. 

Aus diesem Grunde habe ich in meinem Bericht 
und auch in der Resolution den Vorschlag gemacht, 
mehr fixe Kosten in variable Kosten überzuführen, 
damit die Entscheidung, welche Verkehrsmittel ge- 
wählt werden, rationaler gefällt wird. 

Insofern verstehe ich auch den Einwand des Kol- 
legen de Bruyne nicht. Er hat sich gegen die Über- 
legungen gewendet, die hier zum Benzinpreis ange- 
stellt wurden. Es ist sehr wichtig, daß das, was ich 
jetzt sage, zwischen uns beiden klar wird; denn nur 
so kann ich mir vorstellen, daß Herr de Bruyne dem 
Bericht zustimmen kann. Bei konstanten Kosten für 
den Individualverkehr sollten wir die Kosten im 
fixen Bereich vermindern, und dieser Teil sollte 
dann dem Benzin angelastet werden. Das heißt, das 
Autofahren sollte nicht unbedingt teurer gemacht 
werden. Die Kostenstruktur sollte aber in einer, 
Weise verändert werden, daß der Vergleich zwi- 
schen den Verkehrsmitteln ehrlicher wird. Darauf 
zielen auch die Überlegungen der Resolution ab. Ich 
glaube, Herr de Bruyne, wenn wir uns in dem 
Punkte verstehen, dann können Sie der Resolution 
ohne weiteres zustimmen. Wenn wir uns darüber 
einig, sind, daß wir die fixen Kosten vermindern und 
dafür die variablen Kosten erhöhen wollen, ohne 
daß wir das Autofahren insgesamt verteufeln oder 
unbedingt teurer machen wollen, dann kommen wir 
sicher zu einem gemeinsamen Nenner. 

Der Herr Kollege Lenzer hat gesagt, wir hätten 
keine Alternative zur Kernenergie. Das, was er be- 
züglich des Risikos der Kernenergie gesagt hat, ist 
bisher von den Wissenschaftlern keineswegs ein- 
deutig belegt. Deshalb geht der Bericht davon aus, 
daß wir auch weiterhin Alternativen zu der Kern- 
energie entwickeln müssen und daß wir keineswegs 
in der Kernenergie den einzigen Ausweg sehen 
sollten. 

Ich würde mich freuen, meine Kolleginnen und 
Kollegen, wenn Sie Ihre Fragen damit einigermaßen 
beantwortet sehen könnten und wenn Sie auf Grund 
der Antworten dem Bericht insgesamt Ihre Zustim- 
mung geben könnten. — Herzlichen Dank. 


Schlußwort des Vorsitzenden des Ausschusses für 
Wissenschaft und Technologie zur Aussprache: 

Richter (SPD): Herr Präsident! Nur ein paar An- 
merkungen. Ich muß mich für das gute Klima be- 
danken, in dem diese Aussprache stattgefunden 
hat, soweit sie die Aspekte und die Möglichkeiten 
der Wissenschaft und der Technologie betraf. Wir 
fanden ein überraschendes Maß an Verständnis bei 
dem Herrn Berichterstatter, Herrn Vohrer, und bei 
seinem gesamten Komitee. Aber ich habe mich auch 
über die Ausführungen des norwegischen Kollegen 
Skulberg gefreut. Hier ist ein Weg der Kooperation 
aufgezeigt worden, den wir gern zu gehen bereit 
sind. 

In der Debatte tauchte das Zauberwort „Wieder- 
verwendung" auf. Vielleicht kann ich an einem 
Beispiel eine etwas ausgleichende Formel verwen- 
den. In den Vereinigten Staaten fand ein Farmer, 
der des Weges zu Fuß ging, im Straßengraben ein 
Stück Blech. Er erinnerte sich daran, daß an dieser 
Stelle vor einigen Jahren ein Ford-Fahrzeug ver- 
unglückt war, und schickte dieses Stück Blech an 
die Ford-Werke. Nach sechs Wochen stand ein 
Auto vor der Tür, und in dem Brief hieß es: Wir 
haben Ihr Auto repariert; sagen Sie uns, wie Sie 
den Unfall überlebt haben. (Heiterkeit) Dies soll 
nicht heißen, daß wir hier der Autoindustrie neue 
Wege für die Zukunft aufweisen wollen. Aber Sie 
sehen daraus, daß uns auch die Atome einer Bier- 
büchse oder einer Metallbüchse am Straßenrand in 
irgendeiner Form erhalten bleiben. Ich sehe in den 
hier angesprochenen Bereichen — bei den Metallen, 
beim Dünger, beim Wasser — in der Tat die Not- 
wendigkeit, neue Technologien zu entwickeln. Mein 
Ausschuß wird diese Gedankengänge aufnehmen 
und verfolgen. 

Ich darf hinzufügen, daß sich die 4. Konferenz 
„Wissenschaft und Parlament" in erheblicher Breite 
mit dem heute behandelten Themenkreis befassen 
wird. Wir haben namhafte Wissenschaftler aus ganz 
Europa nach Florenz eingeladen, und ich hoffe, daß 
die theoretische Diskussion aus diesem Anlaß ein 
bißchen weitergebracht werden kann. 

Ich möchte mich noch einmal bei dem jetzt nicht 
mehr anwesenden Kollegen John Osborn bedan- 
ken, der unseren Bericht erstellt hat. Ken Warren 
hat ihn wie in vielen vergleichbaren Fällen auch 
hier sehr ordentlich vertreten. Ich bedanke mich 
auch bei ihm. 

Der Versammlung darf ich sagen: wir haben ein 
Amendment vorgelegt, unterzeichnet von den Kol- 
legen Boulloche, Brown und Warren. Dieses Amend- 
ment wird vom Ausschuß getragen. Auch der Wirt- 
schaftsausschuß hat sich unseren Vorstellungen in 
diesem Bereich angeschlossen. Das kann also hier 
unterstützt werden. 
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Empfehlung 760 (1975) 
betr. die Grenzen des Wachstums 
und die sozialen Wertvorstellungen 

Die Versammlung 


empfiehlt, daß das Mmisterkomitee: 

i. seinen Sachverständigenausschuß für die soziale 
Sicherheit anweist, Möglichkeiten zu prüfen, 
durch die in jedem Mitgliedstaat soziale Sicher- 
heit und Besteuerungssysteme miteinander 
koordiniert und als Instrument des sozialen 
Fortschritts genutzt werden können, und dabei 
insbesondere eine Umverteilung der Einkom- 
men zugunsten der ärmsten Mitglieder der Ge- 
sellschaft in Betracht zu ziehen; 

ii. seinen Sozialausschuß an weist, die vom Europa- 
rat und anderen internationalen Organisatio- 
nen, namentlich der OECD, bisher geleistete 
Arbeit zu bewerten, um einen Entwurf für einen 
international vergleichbaren Bericht über die 
soziale Lage in jedem Mitgliedstaat auszuarbei- 
ten und Vorschläge für die Aufstellung solcher 
Berichte in der Praxis sowie ihre Vorlage in 
regelmäßigen Zeitabständen von mindestens 
drei Jahren zu machen; 

Ui. die Mitgliedsregierungen einlädt, bei der Aus- 
gestaltung ihrer Politik den sozialen Problemen 
als anzustrebendes Gesamtziel besondere Be- 
deutung zuzuweisen, und die im Anhang auf- 
geführten Maßnahmen anzunehmen. 


Anhang 

1.1. Bereitstellung größerer öffentlicher Mittel für 
folgende Zwecke: 

a) wesentliche Erhöhung der Einkünfte der 
ärmsten Schichten und insbesondere der 
Arbeitslosen; 

b) Anhebung der öffentlichen Dienstleistungen 
im Gesundheits-, Wohnungs- und Unter- 
richtswesen auf einen annehmbaren Stand, 
insbesondere wenn sie subventioniert oder 
bestimmten Mitgliedern der Gesellschaft 
unentgeltlich zur Verfügung gestellt wer- 
den; 

1.2. Finanzierung des unter 1.1. skizzierten Pro- 
gramms für den Fall, daß eine Verlangsamung 
des Wirtschaftswachstums den natürlichen An- 
stieg der Staatseinnahmen einschränken wür- 
de, durch Reduzierung der öffentlichen Ausga- 
ben in anderen Bereichen oder durch Erhöhung 
des dem Staat zufallenden Anteils am Brutto- 
sozialprodukt und nicht durch äußere Anleihen 
oder Aufblähung des Geldvolumens; 

1.3. Festsetzung des nationalen Mindesteinkom- 
mens auf eine ausreichende und für beide Ge- 
schlechter vertretbare Höhe entsprechend dem 
Lebenshaltungskostenindex ; 

1.4. weitestmögliche Lenkung der begrenzten In- 
vestitionsmittel in Richtung der Wirtschafts- 
bereiche, in denen sich am unmittelbarsten und 
umfassendsten die Bedürfnisse der Gesellschaft 
befriedigen lassen; 


I. 5. Schaffung von Anreizen für die Unternehmen 

auf dem Wege der Besteuerung, Subventionen 
und sonstiger geeigneter Maßnahmen, um sie 
zu einer Politik zu veranlassen, durch die ein 
besseres Gleichgewicht zwischen Gewinnstre- 
ben und ihrer sozialen Verantwortung, insbe- 
sondere hinsichtlich der Arbeitsbedingungen, 
der Nutzung der verfügbaren Ressourcen und 
der Verschmutzung sichergestellt wird; 

II. 1. Konzentrierung der öffentlichen Ausgaben auf 

die wissenschaftlichen und technologische Ent- 
wicklung von Projekten zur Erreichung sozial 
sinnvoller Ziele; 

11. 2. Herstellung eines Mechanismus zur Koordinie- 
rung der einzelnen Sektoren der technologi- 
schen Entwicklung und Anwendung, um Ver- 
geudung und Doppelarbeit zu vermeiden; 

III. 1. Anpassung der Beschäftigungsstrukturen in 
einer Weise, die sicher stellt, daß Produktions- 
verbesserungen mangels fehlenden Wirtschafts- 
wachstums nicht zu einem Ansteigen der Ar- 
beitslosenziffer führt; 

111. 2. Verbesserung des Gleichgewichts des Be- 
schäftigungsmarktes durch Bereitstellung aus- 
reichender und geeigneter Umschulungsein- 
richtungen; 

111.3. Zahlung von Zulagen an Arbeitslose, die 
ihnen die Beibehaltung eines angemessenen 
Lebensstandards sichern; 

IV. 1. In regelmäßigen Zeitabständen von mindestens 
drei Jahren Vorlage von Berichten über die 
soziale Situation in den jeweiligen Ländern, 
die nach einem noch zu erarbeitenden Modell 
anzufertigen sind, beim Generalsekretär des 
Europarates. 


Entschließung 592 (1975) 
betr. die wirtschaftlichen Folgen 
der „Grenzen des Wachstums" 

Die Versammlung 


fordert die Regierungen der Mitgliedstaaten des 
Europarates nachdrücklich auf: 

i. über geeignete internationale Gremien den 
Versuch einer Bewertung der gegenwärtig zur 
Verfügung stehenden und in Reserve gehal- 
tenen Nahrungsmittel, Rohstoffe und Energie- 
quellen der Welt und der sich daraus erge- 
benden Auswirkungen für Europa zu unter- 
nehmen sowie die Grundlagenforschung und 
die angewandte Forschung und Entwicklung 
auf diesen Gebieten wie ebenfalls bei der 
Wiederaufbereitung von Abfallprodukten zu 
koordinieren und zu intensivieren: 

ii. ihre wirtschaftliche Entwicklung in einer mit 
den ökologischen Notwendigkeiten der Welt 
verträglichen Weise zu organisieren, wobei 
größerer Nachdruck auf die rationellste Nut- 
zung der Weltressourcen gelegt wird; 

III. in Übereinstimmung mit den in Absatz 6 ge- 
nannten Empfehlungen Gesetze anzunehmen, 
durch die die negativen Auswirkungen der 
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Produktionsverfahren auf die Umwelt vermin- 
dert und auf einen rationelleren Verbrauch 
der knappen Rohstoffe hingewirkt werden 
kann; 

iv. das Verursacherprinzip einzuführen und seine 
einheitliche Einhaltung durchzusetzen, um 
einen unlauteren Wettbewerb durch Verzer- 
rungen im internationalen Handels- und In- 
vestitionsbereich zu vermeiden; 

v. umfassende Programme für die Rückgewin- 
nung und Aufbereitung städtischer und indu- 
strieller Abfälle durchzuführen und die For- 
schung über wirksamere Methoden der Abfall- 
sammlung und des Abfalltransports zu inten- 
sivieren; 

vi. die Produktionsverfahren nach ökologisch ein- 
wandfreien Richtlinien umzugestalten, um ins- 
besondere die Verwendung erneuerungsfähi- 
ger Naturprodukte, wie Gummi und Baum- 
wolle, in einem ausgewogenen Verhältnis zu 
den für das ökologische Gleichgewicht schäd- 
lichen synthetischen Stoffen zu halten; 

vii. die gegenwärtigen Bemühungen um eine Über- 
einkunft mit den rohstoffproduzierenden Län- 
dern über angemessene Preise für diese Pro- 
dukte zu unterstützen, sowie ihre rationelle 
Verwendung zu fördern und gleichzeitig jene 
Entwicklungsländer, die Rohstoffe exportieren, 
in ihrer wirtschaftlichen und sozialen Entwick- 
lung zu unterstützen; 

viii. darauf zu achten, daß die Produkte und ihre 
auf dem Markt eingeführte Verpackung um- 
weltverträglich sind, indem gewährleistet 
wird, daß sie biologisch zerfallen oder in den 
industriellen Kreislauf zurückgeführt werden 
können; 

ix. den Schwerpunkt auf die Entwicklung neuer 
Energiequellen, wie die Sonnen- oder geo- 
thermische Energie zu legen, und die Produk- 
tion fester Brennstoffe parallel zur Entwick- 
lung der Kernenergie zu intensivieren; 

x. gemeinsame Normen für die Einrichtungen von 
Energieerzeugungsanlagen, insbesondere von 
Kernkraftwerken, die wie alle menschlichen 
Aktivitäten dazu neigen, nachteilige Wirkun- 
gen auf die Umwelt zu haben, mit dem Ziel 
festzulegen, diese Wirkungen einzudämmen 
und sicherzustellen, daß Unterschiede zwischen 
nationalen Normen keinen Anlaß zu Konflik- 
ten geben, wenn solche Anlagen in Grenz- 
gebieten errichtet werden; 

xi. die beim Kraftfahrzeugverkehr anfallenden 
„sozialen Kosten" (d. h. jene Kosten, die von 
verschiedenen Formen der Verunreinigung, 
vom Straßenbau, Unfällen usw. herrühren) 
stärker auf die Kraftfahrzeugbenutzer über- 
zuwälzen, wobei der variable Faktor der Ge- 
samtnutzungskosten durch Umlagen auf öl 
und Benzin mit dem Ziel, optimale Transport- 
strukturen zu erreichen, vergrößert werden 
sollte; 

xii. die Gesetzgebung für Kraftfahrzeugabgase zu 
harmonisieren, um einen unlauteren inter- 
nationalen Wettbewerb infolge unterschied- 
licher nationaler Regelungen zu vermeiden. 


Tagesordnungspunkt: 

Die Lage in Portugal 

(Drucksache: 3609) 

Berichterstatter: Abg. Dr. Geßner 

Dr. Geßner (SPD): Herr Präsident! Verehrte Kol- 
leginnen! Verehrte Kollegen! Vor vierzehn Tagen 
trat in Paris der Ausschuß für Nichtmitgliedstaaten 
zusammen. Im Verlaufe der Sitzungen wurde darauf 
hingewiesen, daß der ursprüngliche Berichterstatter, 
unser Kollege Mendelson, erkrankt ist und deswe- 
gen den Ausschußbericht nicht würde vorlegen kön- 
nen. Inzwischen war vom Ausschußsekretariat ein 
Entwurf erarbeitet worden. Ich , möchte an dieser 
Stelle dem Sekretariat sehr herzlich für die Mühe 
danken, die mit der Ausarbeitung verbunden gewe- 
sen ist. Der Kollege Mendelson hatte selbst keine 
Gelegenheit, den Entwurf zu lesen. Da man von nie- 
mandem verlangen kann, seinen Namen unter einen 
Entwurf zu setzen, den zu lesen man keine Möglich- 
keit hatte, geschweige denn zu überarbeiten, bat 
mich der Ausschuß in Paris, die Berichterstattung zu 
übernehmen, was ich auch getan habe. 

Der Bericht basiert auf drei Quellen, auf einem 
Report der Kollegen Mendelson und Hofer, die im 
August vergangenen Jahres im Aufträge des Euro- 
parätes Lissabon besucht hatten, auf der Auswer- 
tung von Nachrichten und Berichten der Massen- 
medien und auf Kenntnissen und Gesprächen, die 
ich durch meine Beschäftigung mit Fragen der aus- 
wärtigen Politik im Parlament gewonnen habe. 

Berücksichtigt wurden aber auch die drei Ände- 
rungsanträge, die in der Januarsitzung dem Aus- 
schuß vorgelegt worden waren. Es handelt sich um 
die Dokumente Nr. 3532, Nr. 3577 und 3578. Sie 
werden sich sicherlich, verehrte Kolleginnen und 
Kollegen, daran erinnern, daß in diesen Dokumen- 
ten die Garantie der grundlegenden demokratischen 
Freiheiten unter Bezugnahme auf die schweren Stö- 
rungen des Parteikongresses des CDS und unter Be- 
zugnahme auf das Gesetz über die Herstellung einer 
Einheitsgewerkschaft, gefordert worden war. 

Der vorliegende Bericht ersetzt das Dokument 
Nr. 3467, nachdem am 28. September wegen der Un- 
übersichtlichkeit der damaligen Situation der Bericht 
zurückgezogen worden war. Außerdem ist in dem 
Bericht die Empfehlung 740 ausdrücklich erwähnt. 
Sie werden sich ebenfalls daran erinnern, daß wäh- 
rend der Septembersitzung der Versammlung anläß- 
lich der dramatischen Ereignisse, die zu jener Zeit 
abiiefen, dieser Text angenommen worden war. Dar- 
in äußert die Versammlung die Hoffnung, „daß sich 
der Demokratisierungsprozeß glatt und ohne Hin- 
dernisse vollziehen möge", und sicherte weiter die- 
sem Prozeß und allen an dieser schwierigen Aufgabe 
Beteiligten ihre Befürwortung und uneingeschränkte 
Unterstützung zu. Sie appellierte damals ferner an 
die Regierungen, Hilfeleistungen zu erbringen, und 
richtete eine „Empfehlung an das Ministerkomitee, 
die in Kapitel 4 des Berichtes „Portugal und der 
Europarat" zur Sprache gekommen ist. 
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Meine Damen und Herren, der Bericht selbst ent- 
hält folgende Schwerpunkte: Einmal geht er ein auf 
die Septemberkrise; er beschäftigt sich mit der Re- 
gierungstätigkeit zwischen dem Rücktritt Präsident 
Spinolas bis hin zur Krise vom 11. März dieses Jah- 
res; er beschäftigt sich mit einigen Problemen der 
Wirtschaft und erörtert außerdem die Frage der 
Grundfreiheiten. Er enthält außerdem eine kurze 
Darstellung der Parteien sowie eine Bewertung der 
zukünftigen Rolle der Bewegung der Streitkräfte 
einschließlich der präjudizierenden Verfassungs Vor- 
schläge, die vor einigen Wochen gemacht worden 
waren, und geht letztlich auf das Kapitel „Portugal 
und der Europarat" über. 

Ich habe nicht die Absicht, diesen Bericht hier zu 
verlesen. Ich möchte aber einige wichtige Punkte, 
die im Bericht erörtert werden, zur Sprache bringen 
und das eine oder andere ergänzend erläutern. 

Meine Damen und Herren, Sie wissen, daß seit 
dem 25. April 1974 in Portugal ein zweifellos drama- 
tischer Entwicklungsprozeß begonnen hat, in dem 
sowohl Hoffnung als auch Befürchtungen zugleich 
vereinigt sind. Es bedarf keines Zweifels, daß sich 
dieser Prozeß in gewissen Etappen vollzieht. Ich füge 
hinzu: Das vorläufige Ende ist noch nicht abzusehen. 
Dennoch steht außer jedem Zweifel, für mich jeden- 
falls: in Portugal hat trotz mancher unerfreulicher 
Erscheinungen eine staatliche und gesellschaftliche 
Veränderung eingesetzt, die noch vor wenigen Jah- 
ren kaum für möglich gehalten worden wäre. Das 
portugiesische Volk genießt heute Rechte, die Be- 
standteile einer jeden Demokratie sind. Nach jahr- 
zehntelanger Tyrannei darf es sich wieder politisch 
artikulieren. Trotz Zerschlagens seiner politischen 
Organisationen hat es begonnen, ein breites Spek- 
trum politischer Parteien zu gründen. Die Massen- 
medien haben an Vielfalt gewonnen. Das Leben 
insgesamt ist in Portugal ungleich freier geworden, 
als dies noch zur Zeit von Salazar und Caetano der 
Fall gewesen ist. Ich behaupte nicht, daß dieser 
Staat heute schon eine Demokratie ist. Dazu fehlen 
ihn die notwendigen Institutionen, die eine Demo- 
kratie zu ihrer Praktizierung notwendig hat. Es fehlt 
außerdem die Teilung der Herrschaft in legislative, 
rechtliche und exekutive Gewalt. 

Ich will hier aber nicht verschweigen, daß ich 
glücklich wäre, wenn in anderen Diktaturen, gleich 
wo sie geographisch liegen, gleich wo sie ideolo- 
gisch und politisch angesiedelt sind, eine ähnliche 
Entwicklung wie in Portugal zum Durchbruch kom- 
men würde. Gewiß, die Chance der Demokratie, die 
das portugiesische Volk gewonnen hat, hat inzwi- 
schen auch Risiken deutlich werden lassen, doch 
wer das Risiko scheut, schlägt auch seine Chancen 
aus. Die Demokratie ist die schwierigste Form poli- 
tischen Zusammenlebens, die wir kennen. Wir alle 
wissen, daß sich eine Demokratie selbst aufgibt, 
wenn sie nicht jeden Tag von ihren Bürgern neu 
gelebt wird. Wir haben gelernt, wieviel seelische 
Kraft, politische Konzeption und wieviel Mut auch 
zum Bekenntnis notwendig ist, besonders auch in 
wirtschaftlich unruhigen Zeiten, um den Bestand 
einer demokratischen Lebensform zu sichern. Um 
wieviel schwieriger und auch riskanter ist es dage- 


gen, aus dem politischen Nichts einer 50 Jahre dau- 
ernden Diktatur heraus dem Staat Verstand, Herz 
und Seele einer Demokratie einzupflanzen. 

Es liegt mir fern, auch nur den geringsten Kom- 
promiß in bezug auf die Verteidigung von Gefahren 
für die Freiheit zu machen. Ich bitte aber die Ver- 
sammlung, bei der Beurteilung der politischen 
Szene in Portugal auch diesen Gesichtspunkt mit in 
Betracht zu ziehen. 

Ich habe diese Bemerkungen insbesondere in be- 
zug auf die innerstaatliche Entwicklung von der 
Septemberkrise bis heute gemacht. Sie werden sich 
daran erinnern, verehrte Kollegen und verehrte Kol- 
leginnen, daß im Juni des vergangenen Jahres in 
Portugal eine Regierungsumbildung stattgefunden 
hat. Gonzalves wurde Premierminister, Offiziere, die 
nicht zur Anhängerschar Spinolas gehörten, wurden 
Minister, und Präsident Spinola äußerte seine Sorge 
über die innere Entwicklung des Landes. Am 
10. September 1974 trat er die Flucht nach vom an. 
Er richtete einen Appell an die schweigende Mehr- 
heit, sich gegen die totalitären Extremisten zu erhe- 
ben. Wir alle wissen inzwischen auch, daß er beacht- 
liche Resonanz gefunden hat. Die Spannungen ver- 
schärften sich, als Plakate im Namen von Spinola 
gegen die Extremisten in Lissabon und anderswo 
erschienen. Hinzu kam, daß Aufstände in Angola 
stattfanden, und zwar am 12. September. Ich darf 
hier zitieren, was Präsident Spinola damals als 
Reaktion darauf erklärt hat: „In Afrika ist die Mehr- 
heit der Bevölkerung Afrikaner. So werden wir im 
Entkolonialisierungsprozeß keine Minderheitsregie- 
rung in irgendeiner Form dulden. Angolas Zukunft 
sollte auch auf dem Votum und dem Mandat der 
afrikanischen Mehrheit beruhen." 

Dieses Zitat gibt mir Gelegenheit, an dieser Stelle 
für die hervorragende Leistung zu danken, die der 
portugiesischen Regierung gelang, als sie den Krieg 
in Afrika zu beenden wußte. 

Massendemonstrationen wurden in Portugal am 
28. September angekündigt, und das kommunistische 
Blatt „Avante" schrieb, diese Demonstrationen seien 
von antirevolutionären Kräften in Szene gesetzt 
worden. Dies war die Situation, als Außenminister 
Suarez hier im Europarat sprach. Bald wurde klar 
und bestätigt, daß Präsident Spinola uneingeschränkt 
die Macht im Staate übernommen hatte. Gegende- 
monstranten errichteten Barrikaden, um die Demon- 
stration der schweigenden Mehrheit zu verhindern. 
Es gibt Quellen seitens der kommunistischen Partei, 
in denen zum Ausdruck gekommen ist, daß sie die 
Initiative ergriffen habe, und erst später, so wissen 
wir heute, haben die bewaffneten Streitkräfte diese 
Barrikaden übernommen. 

Unter dem Druck der Ereignisse willigte dann Ge- 
neral Spinola ein, die Demonstrationen abzubrechen. 
Zwei Parteien des rechten Flügels, die Fortschritts- 
partei und die liberale Partei wurden verboten. Ob- 
wohl Spinalo nicht beschuldigt wurde, die Ver- 
schwörung gewollt zu haben, trat er am 30. Septem- 
ber zurück. Die Folge war die Entlassung der letzten 
drei Mitglieder der ursprünglichen Junta. 
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Zu jenem Zeitpunkt umfaßte der Komplex der 
Regierungstätigkeit vier provisorische Organe der 
Souveränität, wie es hieß: Erstens der Präsident der 
Republik, zweitens die Junta des nationalen Heils, 
drittens der Staatsrat, der sich in gemischter Zu- 
sammensetzung bot, überwiegend jedoch aus Mili- 
tärs zusammengesetzt war, und viertens die pro- 
visorische Regierung, in der sowohl Zivilisten als 
auch Militärs mitarbeiteten, zahlenmäßig ungefähr 
in ausgeglichener Weise. 

Obwohl damals schon vermutet worden war, daß 
die Entwicklung zur Schaffung eines Revolutions- 
rates hindränge, blieb diese Struktur jedoch bis zum 
März 1975 erhalten. Erste Anzeichen, daß sich ein 
Revolutionsrat bilden würde, ergaben sich aus 
einem Kommunique der Bewegung der Streitkräfte 
vom 9, Dezember, in der die Arbeiter und progres- 
sistischen Kräfte sich mit der Bewegung der Streit- 
kräfte zusammenschließen sollten „zur Bewältigung 
eines langfristigen Wiederaufbauprogramms". Das 
Ziel sollte eine Allianz zwischen Zivilbevölkerung 
und bewaffneten Streitkräften sein. 

Mitte Dezember kommt es dann zur Schaffung 
des Rates der Zwanzig, der praktisch den Staatsrat 
ersetzt und bereits die Schaffung des Revolutions- 
rates andeutet. Mitte Januar konnte man bereits in 
Offizierskreisen hören, daß die Institutionalisierung 
notwendig sei, worunter man verstand, die Macht 
des Militärs auch gegen den Willen der Parteien 
so zu stärken, daß bestimmende Präjudizien für den 
künftigen staatlichen und gesellschaftlichen Aufbau 
des Landes geschaffen werden konnten. Einen Mo- 
nat später trafen sich dann die Vertreter der fünf 
größten Parteien mit der Bewegung der Streitkräfte, 
und es wurde ihnen ein Sieben-Punkte-Plan vor- 
gelegt, der die Errichtung der Bewegung der Streit- 
kräfte außerordentlich weitgehend sichern sollte. 

Sie erinnern sich sicherlich auch daran, daß es 
dann zu Protesten aus den politischen Parteien 
gekommen ist. 

Als dann am 11. März ein Putsch ausbricht, unter- 
nommen von paramilitärischen Einheiten und eini- 
gen anderen bewaffneten Streitkräften, benutzen 
die Offiziere diese Gelegenheit, um das Gespräch 
mit den Parteien abrupt abzubrechen. Die Bewegung 
der Streitkräfte institutionalisiert sich im Höchsten 
Revolutionsrat, der erst 24 und später 28 Mitglieder 
umfaßt. 

Am 9. April dieses Jahres wurde eine zwischen 
der MFA, der Bewegung der Streitkräfte, und den 
Parteien gemeinsam vereinbarte Plattform veröf- 
fentlicht. Der Text — praktisch ein Verfassungsent- 
wurf — wurde von der MFA vorgelegt, die den 
Parteien 48 Stunden Zeit gab, um ihre Bemerkungen 
vorzutragen, obgleich klargemacht wurde, daß die 
wesentlichen Punkte unabänderlich seien. Am Frei- 
tag, dem 11. April, Unterzeichneten sechs Parteien 
einschließlich der Partei der provisorischen Regie- 
rung den Text, der folgende Hauptpunkte zum Ge- 
genstand hatte: Die zwei MFA-Organe Höchster 
Revolutionsrat und MFA-Plenarversammlung wer- 
den weiterhin im politischen Leben Portugals für 
eine Übergangszeit von drei bis fünf Jahren eine 


wichtige Rolle spielen, z. B. wird der Präsident der 
Republik nicht von der Nation gewählt — wie es 
im Programm der Streitkräfte geheißen hatte — , 
sondern von einem aus der zukünftigen gesetz- 
gebenden Versammlung und der Plenarversamm- 
lung der MFA bestehenden Wahlkollegium. Der 
Präsident benennt im Einklang mit dem Höchsten 
Revolutionsrat den Premierminister, der seine Re- 
gierung aus den in der gesetzgebenden Versamm- 
lung vertretenen Parteien wählt, freilich unter dem 
Vorbehalt, daß die Minister der Verteidigung, des 
Innern und der Wirtschaft das Vertrauen der MFA 
besitzen müssen. Der Höchste Revolutionsrat wird 
die allgemeinen Richtlinien der Innen- und Außen- 
politik des Landes darlegen und ein sehr exten- 
sives Vetorecht im Bereich der Gesetzgebung aus- 
üben. Er kann die gesetzgebende Versammlung auf- 
lösen, wenn es zu einem politischen Engpaß — wie 
es dort heißt — gekommen ist. Es wird darauf hin- 
gewiesen, daß sich zumindest für den Zeitraum der 
Übergangsperiode nicht die Frage der Ausübung 
der Souveränität durch das Volk stellt. 

Meine Damen und Herren, ich will nicht verken- 
nen, daß die Wahlen, die morgen in Portugal statt- 
finden, von außerordentlich großer Bedeutung für 
das Land sind; denn sie zeigen sehr deutlich, wie 
die Kräfteverhältnisse im Lande gestaltet sein müs- 
sen. Dennoch wird ihr Zweck beeinträchtigt; denn 
die verfassunggebende Versammlung ist in ihren 
Entscheidungen nicht frei. Der Verfassungsentwurf 
ist durch diese Abmachung bereits vorprogrammiert. 
Die MFA wird die politische Macht für drei bis 
fünf Jahre behalten, d. h. die politischen Parteien 
sind an der Gestaltung des politischen Lebens und 
auch des staatlichen Lebens nur bedingt beteiligt. 

Ich will den Worten der Offiziere Glauben schen- 
ken, wenn sie von der Absicht sprechen, nach Ab- 
lauf der Frist das Militär auf seine eigentlichen Auf- 
gaben zu beschränken. Aber es wäre das erstemal 
im Laufe der Weltgeschichte, daß ein Militärapparat 
sich von seinen politischen Zielsetzungen entfernt 
und die Durchsetzung politischer Macht okkupiert. 
Wie gesagt: niemand wird der Bewegung der Streit- 
kräfte den guten Willen zur Herstellung demokra- 
tischer Verhältnisse in Portugal abstreiten wollen. 
Unsere Unruhe wird vielmehr durch die Kenntnis 
der historisch belegbaren Eigengesetzlichkeit aus- 
gelöst, denen Militärapparate immer wieder bei der 
Anwendung politischer Macht ausgesetzt waren. 

Ich möchte die Bewegung der Streitkräfte ermun- 
tern, ein Beispiel des Gegenteils zu setzen. Wir 
wissen, daß die Bewegung der Streitkräfte politisch 
und ideologisch außerordentlich divergierende Strö- 
mungen aufweist, und wir haben mit innerer Be- 
klemmung zur Kenntnis nehmen müssen, daß hohe 
Militärs die Bedeutung der morgigen Wahlen her- 
unterzuspielen versuchen. Ich erinnere mich an die 
Versuche einiger extremistischer Gruppen in der 
Bundesrepublik, Stimmenthaltung als Votum für 
die eigene Richtung zu werten. Derartige Tricks sind 
absurd und verraten ein außerordentlich unterent- 
wickeltes Demokratieverständnis. Ich bin ganz 
sicher: wir alle würden es als eine sehr gefährliche 
Entwicklung der Demokratie in Portugal ansehen, 
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wenn nach den morgigen Wahlen der weiße Stimm- 
zettel in der von mir erwähnten Sinnesverfäl- 
schung Bedeutung erlangen würde. 

Unruhe bereitet uns aber auch, wenn wir bei- 
spielsweise von Dr. Soares hören, daß die Kommu- 
nisten systematisch den Staatsapparat unterwan- 
dern und darüber hinaus versuchen, die Massen- 
medien personell und damit politisch in den Griff 
zu bekommen. Schließlich erfüllt uns auch mit gro- 
ßer Sorge, wenn berichtet wird, daß Parteitage durch 
aufgebrachte Demonstranten in schlimmer Weise 
gestört und Parteien, die mehr oder weniger im 
rechten Spektrum der Demokratie angesiedelt sind, 
in ihrer Arbeit einschneidend behindert werden. 
Zur Demokratie gehört die demokratische Rechte 
ebenso wie die Mitte oder die Linke. Ich bitte aller- 
dings sehr eindringlich darum, mich nicht so ver- 
stehen zu wollen, als hätte ich für die Notwendig- 
keit linksextremer oder rechtsextremer Parteien 
plädiert. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, es gehört 
selbstverständlich zu den Pflichten eines Bericht- 
erstatters, nicht nur die positiven, sondern auch die 
negeativen Elemente des Untersuchungsgegenstan- 
des in Augenschein zu nehmen. Mir liegt allerdings 
sehr daran, deutlich zu machen, daß es mir dabei 
nicht darum geht, mich schulmeisterlich in die in- 
neren Angelegenheiten Portugals einzumischen. 
Dies steht niemandem zu, und ich hoffe, daß das 
portugiesische Volk unbeeinflußt von außen seine 
politische Selbstbestimmung in Freiheit vollziehen 
kann. Ich habe vielmehr deswegen auf einige gra- 
vierende Probleme hingewiesen, um mitzuhelfen, 
daß sich die Parlamentarische Versammlung ein 
ausgewogenes Urteil über die Entwicklung bilden 
kann; denn es wird der Zeitpunkt kommen, an dem 
wir über die Aufnahme Portugals in die Parlamen- 
tarische Versammlung werden entscheiden müssen. 
Von entscheidendem Gewicht wird dabei sein, ob 
bzw. inwieweit die Menschenrechte Grundlage für 
das Verhältnis zwischen Bürger und Staat geworden 
sind. Dieser Maßstab ist eine unabdingbare Selbst- 
bindung der Parlamentarischen Versammlung, und 
niemand wird uns verübeln können, wenn wir un- 
ter diesem Gesichtspunkt sowohl positive als auch 
negative Entwicklungstendenzen analytisch in 
Augenschein nehmen. 

So gesehen wird die Versammlung sicherlich be- 
fürworten, daß im Bericht an mehreren Stellen die 
Resolutionen erwähnt werden, die sich mit dem 
Thema der Menschenrechte befassen. 

Ich habe soeben davon gesprochen, daß es nicht 
darum gehen könne, sich in die inneren Angelegen- 
heiten Portugals einzumischen. Die Versammlung 
wird sicherlich Verständnis aufb ringen, wenn ich 
mich im Bericht aus diesem Grunde sehr zurück- 
haltend in bezug auf die Umgestaltung der Sozial- 
und Wirtschaftsverfassung geäußert habe. Für uns 
als Europarat ist entscheidend, wie es um die Ver- 
wirklichung der Menschenrechte in einem Lande 
bestellt ist. Meiner Rechtsauffassung nach ist es kein 
Menschenrecht, Eigentümer einer weite Teile der 
Wirtschaft kontrollierenden Privatbank zu sein. Je- 
der von uns weiß, daß in Frankreich das Bankwesen 


in staatlichen Händen liegt. Dennoch kommt nie- 
mand auf die Idee, Frankreich als eine Diktatur zu 
bezeichnen. Es hat gewiß auch nichts mit dem Ge- 
brauch von Menschenrechten zu tun, wenn, wie im 
Bericht erwähnt, der Anbau landwirtschaftlicher 
Produkte von den Eigentümern größerer Ländereien 
unterbunden wird, weil die Einfuhr von Agrar- 
erzeugnissen mehr Profit abwirft. 

Ich machte diese Bemerkungen, weil die Diskus- 
sion über die Verstaatlichung der Banken und die 
beabsichtigte Bodenreform in der Öffentlichkeit zu- 
weilen mit falschen Akzenten geführt wird. Auch 
in westlichen Demokratien sind in der Vergangen- 
heit in diesem Bereich der Wirtschafts- und Gesell- 
schaftspolitik Schritte in die erwähnte Richtung 
vollzogen worden. Wir würden den demokratischen 
Kräften Portugals keinen guten Dienst erweisen, 
wenn wir die Absicht, Portugal auf der Grundlage 
der Menschenrechte eine neue Wirtschafts- und So- 
zialverfassung zu geben, als Beweis totalitärer Ab- 
sichten brandmarken würden. 

Lassen Sie mich zum Schluß auf den Punkt im 
Programm der Streitkräfte hinweisen, in dem die 
Grundfreiheiten, nämlich Rede-, Gedanken-, Ver- 
sammlungs- und Koalitionsfreiheit einschließlich 
der Abschaffung der Sondergerichte, garantiert 
werden. Es würde jedoch den Tatsachen widerspre- 
chen, wollte man leugnen, daß sich seit dem 25. April 
1974 vieles zum besseren gewandelt hat. Unterlas- 
sen wir daher alles, was die demokratischen Kräfte 
Portugals als Entmutigung empfinden könnten. Er- 
mutigen wir sie vielmehr, in ihrem Kampf fortzu- 
fahren! Lassen wir keinen Zweifel daran aufkom- 
men, daß wir die in freien Wahlen gewählten Ver- 
treter des portugiesischen Volkes in unserer Mitte 
sehen möchten! Unterlassen wir alles, was die Hin- 
wendung Portugals zu den demokratischen Staaten 
Europas behindern könnte! 

Abg. Bettiol (Italien) erklärt , der Ausschluß der 
Christlich-Demokratischen Partei von den bevor- 
stehenden Wahlen in Portugal beraube diese ihrer 
eigentlichen Bedeutung. Die Wahlen bedeuteten 
lediglich noch den Beginn einer politischen Ordnung 
in Portugal die der Europarat nicht vertrete. 

Dr. Müller (München) (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Ich ver- 
stehe die Erregung, die gerade in diesem Moment 
entstanden ist, nach den Äußerungen, die der Kol- 
lege Bettiol gemacht hat. Ich glaube, daß es auch bei 
meinen Äußerungen vielleicht bei dem einen oder 
anderen Erregung geben wird. Aber es ist wohl not- 
wendig, daß in diesem Raume die Dinge so ange- 
sprochen werden, wie wir sie tatsächlich sehen. Wir 
dürfen uns nicht scheuen, die Probleme auch von 
verschiedenen politischen Standpunkten her offen 
und ehrlich zu erörtern. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, was 
kann man überhaupt in der Frage Portugals sagen? 
Man kann hier zwei Standpunkte vertreten. Man 
kann sagen: man äußert sich überhaupt nicht, man 
mischt sich nicht in das ein, was in einem anderen 
Land stattfindet, das überhaupt nicht zum Europarat 


30 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3837 


gehört. Man kann aber auch dazu Stellung nehmen. 
Wenn man sich dazu entschließt, Stellung zu neh- 
men, dann müssen die Dinge aber auch so ange- 
sprochen werden, wie sie sich tatsächlich darstellen. 

Hier muß ich mit großem Bedauern feststellen, 
daß z. B. eine andere Versammlung auf europäischer 
Ebene, das Europäische Parlament, vor kurzem eine 
Resolution zu Portugal beschlossen hat. Bei der Ver- 
abschiedung dieser Resolution waren immerhin zwei 
politische Gruppierungen — die Kommunisten und 
die Sozialisten — - nicht bereit, sich einer bestimmten 
Entschließung in aller Deutlichkeit anzuschließen. 

Meine Damen und Herren, vor über hundert Jah- 
ren hat ein spanischer Philosoph, der die Zukunft 
der iberischen Halbinsel geschildert hat, Donoso 
Cortez, ein Konservativer, einmal die Alternative 
zwischen der Diktatur des Säbels und der Diktatur 
des Dolches aufgestellt. An dieses Wort werde ich 
erinnert, wenn ich die gegenwärtige Lage auf dieser 
iberischen Halbinsel betrachte. 

Ich weiß, daß es in der Politik Kräfte gibt, die 
bereit sind, sich zu allen politischen Entwicklungen 
zu äußern. Ich zitiere hier die Präsidentin des Deut- 
schen Bundestages, die gesagt hat: „Terror muß 
Terror genannt werden dürfen, Mord muß Mord ge- 
nannt werden dürfen. “ Sie verteidigte in diesem 
Zusammenhang ein Mitglied der deutschen Bundes- 
regierung, der sich zur Militärregierung in Chile 
geäußert hat. Herr Matthöfer, der ein Freund des 
Antidemokraten Allende war, hat sich nach dem 
Sturz Allendes und der Einrichtung eines Regimes, 
das ebensowenig demokratisch war, wie das in der 
Endphase das Regime Allende war, zu der Regie- 
rung in Chile geäußert und diese dortige Regierung 
als Mörderbande bezeichnet. Die gleichen Leute, die 
hier als Moralapostel auftreten, die bereit sind, in 
einer ganz bestimmten Richtung klare Verurteilun- 
gen auszusprechen, sind offensichtlich nicht bereit, 
solche Verurteilungen dann vorzunehmen, wenn es 
um Vorgänge auf der linken Seite geht, um hier 
einmal dieses klassische Spektrum — rechts und 
links — , das sicher nicht genau stimmt, in diesem 
Zusammenhang zu gebrauchen. 

Wenn wir heute die Entwicklung betrachten und 
wenn wir sehen, wie sich in der Vergangenheit die 
Auseinandersetzung mit Diktaturen abgespielt hat, 
dann müssen wir feststellen, daß es sich für Demo- 
kraten noch nie ausgezahlt hat, gegenüber diktato- 
rischen Kräften nachsichtig zu sein und ihnen sozu- 
sagen von vornherein eine gewisse besondere 
Schonzeit zuzugestehen. Die Diktatur des Faschis- 
mus vor dem zweiten Weltkrieg in meinem eigenen 
Lande — der Nationalsozialismus — hatte unter 
anderem auch deswegen vor 1936, vor den Olym- 
pischen Spielen in Berlin, Erfolg, weil die demokra- 
tische Welt bereit war, eine Politik des appeasement 
gegenüber solchen diktatorischen Strömungen zu be- 
treiben. Wir dürfen nicht dreimal den gleichen Feh- 
ler begehen. Wir dürfen auch heute keine Politik 
des appeasement gegenüber antidemokratischen 
Kräften — ganz gleich wo sie sind — betreiben. 

Ich darf hier einmal mit der Genehmigung des 
Präsidenten zitieren, was ein Mann, der sicher nicht 
im Verdacht steht, etwa ein Faschist zu sein, hier 


vor dem Europarat gesagt hat; ich meine Herrn 
Soares, der inzwischen als Außenminister bereits 
abgelöst wurde, was für die Verhältnisse in Portu- 
gal sehr bezeichnend ist. Er hat hier am 28. Septem- 
ber folgendes gesagt: 

In Portugal wird eine pluralistische Demokratie 
errichtet werden. Die Freiheiten der Gedanken, 
Meinungen, Presse, Versammlung und Partei- 
gründung werden garantiert, damit die ver- 
schiedenen politischen Auffassungen authentisch 
repräsentiert werden können. Die bevorstehen- 
den Wahlen stellen ein fundamentales Kriterium 
einer pluralistischen Demokratie dar. Portugal 
bekennt sich zur demokratischen Ordnung und 
zur Europäischen Konvention der Menschen- 
rechte. Alle politischen Parteien, auch die nicht 
zur Regierung gehörenden, können ihre Auf- 
fassung in größter Freiheit zum Ausdruck brin- 
gen, von der extremen Rechten bis zur extremen 
Linken. Alle Parteien haben das gleiche Zu- 
gangsrecht zu Radio, Fernsehen und Presse. Wir 
wollen die jetzige militärische Lösung nicht ver- 
ewigen, sondern zu einer demokratischen Legi- 
timation kommen. 

Das waren große Worte eines großen Demokraten, 
so möchte ich ihn bezeichnen, den Herrn Soares, 
hier in diesem Raume. Wir wissen alle, daß die 
Wirklichkeit in Portugal heute diesen Worten des 
Herrn Soares nicht mehr entspricht. Da gibt es in 
dieser Militärjunta — - anders ist sie nicht zu bezeich- 
nen — einen Admiral, Herr Coutinho, der erklärt: 
„Wahlen sind für die Parteien das gleiche wie eine 
Puppe für ein Kind." So macht er sich über das 
Grundrecht einer parlamentarischen Demokratie, 
nämlich bei Wahlen eine Entscheidung zu treffen, 
lustig. 

Auf der anderen Seite wissen wir, daß Parteien 
verboten sind, daß Versammlungen von Parteien, 
die noch kandidieren dürfen, gestört werden; ich 
habe bewußt gesagt; die noch kandidieren dürfen. 
Wir wissen, daß sie sich nicht mehr trauen, öffent- 
lich aufzutreten, weil der Straßenterror dort bereits 
eine Rolle spielt. 

Wir wissen, daß in Portugal die Pressefreiheit 
eingeschränkt wird; das geschieht durch eine innere 
Unterwanderung der Zeitungsredaktionen. Man hat 
nicht formal eine Zensur eingeführt. Wir kennen 
diese Methoden innerer Mitbestimmung; das gibt es 
in anderen Ländern — gerade bei öffentlich-recht- 
lichen Anstalten — gelegentlich auch, daß man in 
einer bestimmten Richtung die Meinungsfreiheit ein- 
schränkt und Zensur ausübt. Genau das findet heute 
in Portugal statt. 

Heute lese ich in den Zeitungen, daß die MFA 
erklärt hat, am besten sei es, wenn die Wähleij 
weiße Stimmzettel einlegen würden, wenn sie über- 
haupt keine Partei wählen würden, weil das sozu- 
sagen ein Vertrauen für ihre Bewegung sei. 

Wenn wir die heutigen realen Zustände in Portu- 
gal betrachten, müssen wir einfach ''zu der Feststel- 
lung kommen, daß das, was wir — zumindest wir im 
Westen — unter einer Demokratie verstehen, dort 
nicht mehr gewährleistet ist. 
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Nun wird von der linken Seite argumentiert — ich 
habe das im Deutschen Bundestag von Sprechern der 
Sozialdemokraten erlebt — : Die Christdemokraten 
hätten früher mit Caetano zusammengearbeitet. Hier 
wurde diese Partei als „kleine Partei" bezeichnet. 
Das ist auch sehr interessant. Ich gebe dem Kollegen 
Bettiol in dem, was er dazu gesagt hat, recht. — Es 
wird also gesagt, frühere Anhänger Caetanos seien 
heute bei den Christdemokraten. 

(Zurufe) 

— - Sehr richtig! Sie sagen es! Einer der Spitzenkan- 
didaten der sozialistischen Partei in Portugal — bitte 
äußern Sie sich dazu — für diese Wahl war früher 
Abgeordneter unter Caetano im portugisischen Par- 
lament. Sie sind auf einem Auge blind, wenn Sie das 
nicht sehen und in aller Deutlichkeit sagen. 

(Beifall) 

Der Berichterstatter, ein prominenter Sozialdemo- 
krat hat gesagt, man müsse die Realität einer sich 
abzeichnenden politischen Veränderung akzeptieren. 
Wenn das die Grundeinstellung eines Demokraten 
wäre, daß er sozusagen sich abzeichnende welthisto- 
rische Prozesse akzeptieren muß, dann ist es besser, 
wir gehen nach Hause und veranstalten nicht noch 
demokratische Palaver. Denn dann genügt es, Pro- 
zesse einfach zu akzeptieren, und man braucht sich 
nicht gegen Prozesse zu stellen, die nach meiner An- 
sicht in eine ganz falsche, in eine antidemokratische 
Richtung gehen. 

Man könnte noch vieles über die inneren Zustände 
in Portugal sagen. Ich denke an etwas, was dieser 
Tage bekanntgeworden ist. Es handelt sich dabei um 
einen Film der linken Apo in Deutschland über 
einen bayerischen Straßenräuber, Herr Matthias 
Kneißl, Er wurde so dargestellt, als ob er ein Vor- 
gänger von Fidel Castro gewesen wäre und auf 
deutschem Boden vor weit über 70 Jahren gelebt 
hätte. So etwas wird heute von dem Ministerium für 
politische Aufklärung in Portugal als Propaganda- 
film verwendet. Um diese Details der Querverbin- 
dungen in Europa einmal darzustellen, reicht die 
Zeit nicht aus. Ich möchte das auch gar nicht tun. 

Zum Schluß möchte ich noch eines sagen. Es ist 
sehr selten, daß man sich bei einer Frage so erregt. 
Der Kollege Bettiol hat vorhin von seiner 27jährigen 
politischen Tätigkeit gesprochen. Ich bin noch nicht 
solange in einem Parlament, weil ich nicht so alt 
bin, wie er ist. Ich kann auf eine solche Tradition 
nicht zurückblicken. Aber eines muß auch ich sagen. 
Ich erkenne, daß wir heute in diesem Hause, wo wir 
uns auch zu anderen Fragen geäußert haben, vor 
einer sehr schwerwiegenden Frage stehen. Wir kön- 
nen uns um die Entscheidung nicht herumdrücken, 
indem wir sagen: Da äußern wir uns gar nicht, oder 
wir äußern uns vorsichtig und hoffen, daß sich alles 
zum besten wenden wird. Nein, wir müssen eine 
klare Position einnehmen. Wir dürfen keine Moral- 
apostel sein, wir dürfen nicht scheinheilig sein. 

Wir müssen als Demokraten ja zu einer demo- 
kratischen Entwicklung in Portugal sagen. Alle 
Hände sind offen für die Demokraten in Portugal, 
die eine Demokratie wollen. Sie sind in unseren 
Reihen willkommen, mit ihnen wollen wir Zusam- 


menarbeiten. Wir sagen aber ein ebenso klares und 
deutliches Nein zu denen, die die Diktatur des 
Säbels durch eine Diktatur des Dolches ersetzen 
wollen. 

Tagesordnungspunkt: 

Mitteilung des Präsidenten der Versammlung 
über die Besetzung der Botschaft der 
Bundesrepublik Deutschland in Stockholm 
durch Terroristen 


Tagesordnungspunkt: 

Die Lage in Portugal 

(Fortsetzung der Aussprache) 

Richter (SPD): Herr Präsident, ich möchte mich 
zunächst als Sprecher der deutschen Delegation bei 
Ihnen für die Worte der Anteilnahme bedanken, die 
Sie für die Vorgänge in Schweden gefunden haben. 

Ich will mich hier mit letzter Entschiedenheit ge- 
gen die vom Kollegen Bettiol geforderte geistige 
und politische Verurteilung Portugals wenden. Ich 
muß sagen, ich war auch sehr unglücklich darüber, 
daß es ein deutscher Kollege war, der Allende und 
seine Regierung in der hier vorgetragenen Form 
qualifiziert hat. 

(Zuruf) 

Unter dem Eindruck der Diskussion im Politischen 
Ausschuß und unter dem Eindruck der ersten christ- 
demokratischen Beiträge hier in diesem Hause 
möchte ich einen anderen Weg aufzeigen. Nach 
meiner Einschätzung müssen wir hier und heute 
prüfen, wie wir eine Heranführung Portugals an 
Europa erleichtern können. 

Viele von den jetzt mit negativen Vorzeichen ver- 
sehenen Schwierigkeiten — Herr Geßner und Herr 
Aubert haben sie dargestellt — : waren zu erwarten. 
Nach zwei Generationen Diktatur kann man die 
Demokratie nicht in einem einzigen Anlauf errei- 
chen. Wenn wir so operieren, wie es Herr Bettiol 
und Herr Müller empfohlen haben, drängen wir 
Portugal in Allianzen, die wir alle miteinander nicht 
wünschen, die wir uns nicht wünschen dürfen. 

Es ist hier einiges über die Rolle der kommunisti- 
schen Partei in Portugal und über die Rolle der 
Sozialisten gesagt worden. Da ich nur eine begrenzte 
Redezeit habe, möchte ich mich darauf beschränken, 
aus dem Bereich meiner politischen sozialistischen 
Freunde einiges vorzutragen, um den Versuch zu 
machen, über Soares und seine Anliegen ein bißchen 
mehr Klarheit in die Diskussion einzuführen. 

Soares hat noch vor wenigen Tagen dem Bonner 
Pressedienst PPP ein Interview gewährt. Da stand 
sein Aufschrei — ich zitiere ihn wörtlich — : „Portu- 
gal braucht Europa und braucht die Europäischen 
Gemeinschaften." Ich glaube, dieser Ruf gilt uns 
hier, gilt diesem Hause. 
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Die portugiesische KP spielte schon eine Rolle 
und sie wird in der Debatte auch weiter eine Rolle 
spielen. Soares hat kürzlich bestätigt, daß die portu- 
giesische KP niemals von einem „historischen Kom- 
promiß" gesprochen habe und daß noch nie die 
Sozialisten mit der portugiesischen KP ein gemein- 
sames Programm zu entwickeln bereit gewesen 
wären oder sich auch nur mit der Absicht getragen 
hätten. 

Unser Freund Soares hat in der Vergangenheit 
mehrfach dargestellt, daß sich die Kommunisten 
bemüht hätten, eine linke demokratische Einheit zu 
bilden. Das spielte auch in den Diskussionen des 
Ausschusses eine Rolle. Er meinte jedoch, daß dies 
unmöglich sei, weil die Sozialisten eine Führung 
besäßen, die demokratisch und frei gewählt worden 
sei. Die Partei, so führte er aus, sei in der ganzen 
Nation verankert. Sie besitze ein so großes An- 
sehen, daß man sie nicht ausschalten könne. 

Seine Partei hat ein deutliches Wahlziel, für das 
sie kämpft. Sie will wirtschaftliche und gesellschaft- 
liche Demokratie, sie will Sozialismus mit politi- 
scher Demokratie. Soares sagte selbst, daß für ihn 
Sozialismus ohne Freiheit nur eine Karikatur von 
Sozialismus sei. 

Soares hat in dem vorhin genannten Interview die 
Gefahr der Unterwanderung, die in der Diskussion 
auch eine R.olle spielt, zugegeben. Er hat diese Ge- 
fahr der Unterwanderung des Staatsapparates auch 
nicht verniedlicht. Er hat aber auch herausgestellt 
— und dieses sollte man bemerken — , daß er auf 
den Pakt zwischen den Parteien und der Bewegung 
der Streitkräfte baut, auf jenen Pakt, mit dem diese, 
die MFA, sich verpflichtet, die Parteien zu bewah- 
ren, den Parteienpluralismus und die Freiheiten im 
Rahmen der Gesellschaft zu verteidigen. Wenn das 
ein Politiker mit einer solchen großen demokrati- 
schen Tradition, der so viel mitgemacht hat, in die- 
ser Form darstellt, müssen wir dem Glauben und 
Vertrauen schenken. 

Ich schließe mich dem Aufruf meiner sozialdemo- 
kratischen Freunde Dr. Geßner und Aubert an: 
Wir müssen den Dialog mit Portugal weiterführen, 
sonst werden wir das in diesem Hause sehr bereuen. 

Amrehn (CDU/CSU): Herr Präsident! In diesem 
Hause kann nicht bestritten werden, daß seit dem 
28. September, als Soares hier sprach, und heute 
eine innenpolitische Entwicklung in Portugal statt- 
gefunden hat, die den Minister Soares ebenso wie 
uns alle bezüglich der Hoffnungen viel skeptischer 
hat werden lassen, die wir im Herbst 1974 noch 
sämtlich genährt haben. 

Wir wissen, daß die große Mehrheit des portu- 
giesischen Volkes eine Demokratie wünscht, in der 
die volle Entscheidungsgewalt beim Volk liegt und 
jedem Bürger die Grundrechte zuteil werden, die 
nach einer modernen Staatsauffassung seine Stel- 
lung in der Gesellschaft charakterisieren. Wir wis- 
sen aber auch, daß es in Portugal heute an führen- 
der Stelle Menschen gibt, die einen anderen Weg 
gehen wollen und die da meinen, daß das wahre 


Glück des Volkes in einer Bevormundung durch 
eine Minderheit liege. Ich meine, die Zeit sollte 
in Portugal vorbei sein, daß die eine Minderheit, 
die solche Vorstellungen hatte, von einer anderen 
Minderheit abgelöst wird, die dem Volke eine ihm 
fremde Ideologie aufzwingen will. 

Wir haben alle den Wunsch — und das ist doch 
überhaupt nur Inhalt unserer Diskussion und einer 
Beschlußfassung in diesem Hause — , daß dieses 
Portugal, das morgen vor einem Scheideweg steht, 
nicht einen neuen Kreuzweg gehen muß, sondern 
eine Basis findet, auf der die Grundfreiheiten des 
Bürgers und die soziale Gerechtigkeit für das Volk 
mit einem wirtschaftlichen Aufstieg verbunden 
werden, der diesem Land eine große Hoffnung läßt. 
Hierin sehe ich den Sinn einer Kundgebung, wie 
sie heute in diesem Hause stattfindet, einen Sinn, 
der den innersten Gesetzen unserer Institution ent- 
spricht. 

Es wäre aber falsch, wenn wir in einer solchen 
Stunde es unterlassen wollten, unsere großen Sor- 
gen zum Ausdruck zu bringen, die Skepsis zu be- 
gründen, die seit dem vergangenen Herbst so zu- 
genommen hat. Ich will hier den Katalog der Ereig- 
nisse nicht wiederholen; ich danke dem Bericht- 
erstatter Aubert, daß er es selber getan hat, und 
auch den anderen Rednern, die die Geschehnisse 
hervorgehoben haben. 

Ich würde wünschen, daß es nicht nur Christdemo- 
kraten sind — und hier gebührt Herrn Aubert 
Dank — , die in diesem Hause beanstanden, kriti- 
sieren und verurteilen, daß Parteien verboten wer- 
den, und zwar nicht nur die christlich-demokratische 
Partei, sondern auch das demokratisch-soziale Zen- 
trum und andere. 

Von den Militärs ist vor einem Jahr versprochen 
worden, daß das frei gewählte Organ die oberste 
Autorität im Lande haben werde. Noch ehe die 
Wahlen stattfinden, wird die kommende konstituie- 
rende Versammlung bereits genötigt, eine bestimmte 
Verfassung als vorgegeben hinzunehmen; sie wird 
ihr von Kräften oktroyiert, die jedenfalls nicht de- 
mokratisch legitimiert sind, von Kräften, die sich 
das Recht nehmen, ohne demokratische Legitimation 
den Weg der Zukunft — und sei es nur auf Jahre — 
vorzuschreiben. 

Dazu kann der Europarat nicht schweigen. Er kann 
noch weniger still sein, wenn wir wissen, daß es 
heute Tausende von Gefangenen gibt, jedenfalls 
mehr als früher unter dem alten Regime. Und dieser 
Europarat kann nicht still sein, wenn wir wissen, 
daß Kandidaten der Parteien eingeschüchtert und 
gezwungen werden, ihre Kandidatur wieder zurück- 
zunehmen. Hier ist die Freiheit der Wahl als Grund- 
recht der Bevölkerung auf das ernsthafteste verletzt. 

In einer solchen Situation verurteilen wir, Herr 
Kollege Richter, nicht Portugal, wie Sie gesagt 
haben. 

(Zuruf) 

Wir verurteilen nicht das Land, wir verurteilen nicht 
die Bevölkerung, wir verurteilen nicht die demo- 
kratischen Kräfte. Aber wir veruteilen die Unrechts- 
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akte, die dort stattgefunden haben und noch statt- 
finden. Darüber sollte es unter uns überhaupt keine 
Meinungsverschiedenheiten geben. 

Ich bin nicht der Meinung, daß der Appell an 
uns zu richten ist, wir sollten demokratische Kräfte 
in Portugal nicht entmutigen. — Nein, wir wollen 
ihnen Mut machen, auch in einer solchen Situation. 
Aber wir müssen an die appellieren, die heute in 
Portugal die Macht haben, die Demokratien nicht zu 
entmutigen; an sie ist dieser Appell zu richten. 

Hier, meine ich, sollten wir uns in dem Wunsche 
zusammenfinden können, daß der Stimmzettel, der 
morgen abgegeben wird, die Kraft einer starken 
Waffe hat. Ich bin mir darüber klar, daß die Wahlen, 
wenn sie morgen in Freiheit und geheim stattfin- 
den können, eine wirkliche Waffe in der Hand der 
Demokraten vor der Weltöffentlichkeit und vor der 
Öffentlichkeit des Europarats im besonderen sein 
können. 

Wir wissen, daß dieses Portugal seinen wirtschaft- 
lichen Aufstieg in der Gemeinschaft der freien Völ- 
ker Europas nur nehmen kann, wenn es ihm gelingt, 
jene Zustände im Lande herzustellen, die es ihm 
möglich machen, Mitglied in unserem Kreise zu sein, 
wenn es ihm gelingt, die Bürgerrechte im eigenen 
Lande wiederherzustellen und die Tür zu einer De- 
mokratie zu öffnen, deren Grundlagen von uns be- 
jaht werden können, zu einer Demokratie, in der die 
Freiheiten des Bürgers in jeder Weise gesichert wer- 
den, zu einer Demokratie, in der die freie Entschei- 
dung des gesamten Wahlvolkes den Weg weist, auf 
dem dieses Land weitergehen soll. Nur diese Mög- 
lichkeit läßt auch dem ganzen Europa eine Hoffnung 
auf die Sicherung seiner westlichen Flanke auf die- 
sem Kontinent. 

Ich meine, daß wir von da aus entschlossen sein 
sollten, den demokratischen Kräften jede Unterstüt- 
zung zu geben, damit sie uns auch die Hoffnung las- 
sen, daß die wirtschaftliche Hilfe, die in viel größe- 
rem Maße als bisher einsetzen muß, diesem Ziel 
einer Stabilisierung der Demokratie dient. Wir hal- 
ten die Türen des Europarates für Portugal offen. 
Aber ich meine auch, die herrschenden Kräfte in 
Portugal dürfen die Tür zum freien Europa nicht Zu- 
schlägen. Deshalb meine ich, daß der Stimmzettel 
morgen, daß die Wahl des morgigen Tages allen je- 
nen Kräften den Boden entziehen muß, die das por- 
tugiesische Volk auf einen falschen Weg mangeln- 
der Demokratie führen wollen. 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren) Zunächst möchte ich meiner Ge- 
nugtuung darüber Ausdruck geben, daß sich die 
Diskussion sichtbar in Richtung auf Versachlichung 
bewegt hat. Versachlichung heißt nicht diplomatisch 
sprechen, sondern klar und deutlich zur Sache spre- 
chen, aber nicht polemisch nun versuchen, den 
Schneid abzukaufen, wie man auf deutsch sagt. 

Ich möchte aber doch noch auf den ersten Teil der 
Debatte mit einigen Bemerkungen zurückkommen. 
Bei einigen Diskussionsbeiträgen hatte man den Ein- 
druck, als ob die Bewegung der Streitkräfte in eine 
blühende Demokratie in Portugal eingefallen wäre 
und nun dabei wäre, diese Demokratie abzuschaffen. 


Es war doch ganz anders: Ein Patient, der seit über 
50 Jahren in einer tiefen Ohnmacht lag, wurde durch 
eine kühne Operation aus dieser Ohnmacht geweckt. 
Nun befindet er sich in einer Krise, von der wir 
heute noch nicht wissen, ob sie zum völligen Leben, 
zur Gesundheit führt oder ob sie wieder in eine 
lange Ohnmacht hineinführt. 

Was tut man in einer solchen Krise, meine sehr 
verehrten Kolleginnen und Kollegen? Man sagt dem 
Patienten sehr deutlich — und gibt ihm die ent- 
sprechenden Verordnungen; aber wir können keine 
Verordnungen geben, wir können nur raten, wir 
können nur empfehlen — , was ihn krank macht, was 
ihm schädlich ist, und man nennt ihm das, was ihn 
gesund macht. Aber eines tut man nicht — und das 
steckte mir zu stark in einigen Beiträgen — man sagt 
ihm nicht: Lieber Mann, dein Fall ist eigentlich hoff- 
nungslos; die Chancen sind ganz gering. Ich meine, 
damit nützt man diesem Patienten gewiß nicht. 

Lassen Sie mich, Herr Präsident, auch noch auf 
einige Bemerkungen eingehen, die ich — das muß 
ich sagen; einige meiner sozialistischen Freunde ha- 
ben das schon gesagt — einfach als beleidigend 
empfinde. Den Kollegen der sozialistischen Fraktion 
ist hier unterstellt worden, sie machten Unter- 
schiede, ob diese oder jene demokratische Partei 
verboten werde, sie machten Unterschiede, ob sich 
Unterdrückungsmaßnahmen gegen diese oder jene 
Demokraten richteten. — Nein, so ist das nicht. Als 
Sie, Herr Kollege, gesagt haben, wir dürften in die- 
sen Fragen keine politische Einäugigkeit haben, 
habe ich den Zwischenruf gemacht: Wir müssen hier 
die Standards der Demokratie verteidigen und dür- 
fen nicht nach der einen oder nach der anderen Seite 
schielen. 

Lassen Sie mich, Herr Präsident, noch eine Bemer- 
kung zu den tiefgreifenden Veränderungen machen, 
die sich meiner Meinung nach in jedem Fall in Por- 
tugal vollziehen werden, wo immer sie auch hinge- 
hen mögen. Was können wir tun? Dazu ist schon 
viel gesagt worden. Dazu steht auch viel in der Re- 
solution. Ich will das nicht alles wieder aufzählen. 
Aber ich möchte deutlich machen, daß wir selbst 
dann kein Recht hätten, einzugreifen — ich gebrau- 
che jetzt absichtlich dieses Wort — , wenn morgen 
sich eine große Mehrheit — was wohl sehr unwahr- 
scheinlich ist — dafür ausspräche, Portugal zu einem 
kommunistischen Land zu machen. Dies unterschei- 
det uns gerade von Herrn Cunhal, der im Gespräch 
mit den Kollegen Hofer und Mendelson die Bresch- 
new-Doktrin verteidigt hat in bezug auf die Tsche- 
choslowakei. Ich sage das nicht in diesen Saal hin- 
ein. Hier hat das niemand gesagt. Aber ich habe 
draußen einiges in dieser Richtung gehört. Wir soll- 
ten uns davor hüten, eine Breschnew-Doktrin mit 
umgekehrten Vorzeichen aufzustellen. Anders wird 
es allerdings, wenn in die inneren Veränderungen 
dieses Landes von außen massiv eingegriffen wird. 
Man hört ja so dieses oder jenes, was auf diesem 
Gebiet geschieht oder geschehen soll. Ich möchte 
das, was ich jetzt sage, Herr Präsident, als eine vor- 
sorgliche Überlegung aufgefaßt wissen, die ich je- 
doch hier gern anstellen möchte. Diejenigen, die so 
massiv in diesen inneren Prozeß eingreifen, müssen 
sich darüber klar sein, daß Intervention sehr leicht 
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Gegenintervention provozieren kann. Ich glaube, 
das ist ein sehr ernster Punkt, über den man sich 
klar werden muß. Wenn es zu einer wesentlichen 
Veränderung des militärischen Gleichgewichts in 
Europa käme, könnten wir durchaus in eine Situa- 
tion geraten, wo Entscheidungen notwendig sind, 
die jenen ähnlich sein könnten, die 1962 im Zusam- 
menhang mit Kuba getroffen werden mußten. Auch 
dieser Aspekt muß wohl einmal deutlich angespro- 
chen werden, damit niemand sagen kann, es sei 
nicht rechtzeitig über diesen Aspekt der Dinge ge- 
redet worden. Aber bei aller berechtigten Skepsis — 
ich teile insbesondere voll das, was der Kollege Ma- 
bon vor mir gesagt hat — muß ich sagen: so weit 
sind wir Gott sei Dank noch nicht. Die Demokratie 
hat noch eine Chance. Der Patient hat eine Chance, 
zur Gesundung und zu gesunden Verhältnissen zu 
kommen, und wir sollten alles tun, um ihm dabei 
zu helfen. Wir sollten ihn nicht aufgeben, solange 
noch irgendeine Hoffnung ist. 

Was können wir nun dabei tun? Wir müssen uns 
darüber klar sein, daß wir nicht in jedem Fall die 
Maßstäbe der Demokratien unserer Heimatländer 
anlegen können; denn die gesellschaftliche Struktur- 
ist in Portugal eine ganz andere als in den west- 
lichen Industriestaaten. Entscheidender Gradmesser 
bleibt die Wahrung der Menschenrechte, wie sie in 
der Europäischen Konvention niedergelegt sind. 
Aber wenn dies der Fall ist, sollten wir alles das 
tun, was in der Resolution und in dem Bericht ge- 
sagt worden ist. 

Ich möchte noch eins hinzufügen, Herr Präsident. 
Wir wissen, daß Portugal, so wie die Dinge liegen, 
dem Europarat wird nicht so bald beitreten können. 
Wir sollten aber wenigstens, wenn morgen das Par- 
lament gewählt wird, sehr ernsthaft prüfen, welche 
Möglichkeiten bestehen. Ich kenne die Rechtslage 
so etwas. Ich weiß, daß es nicht ganz ohne Schwierig- 
keiten sein wird, Portugal in der einen oder anderen 
Weise einen Beobach terstatus zu verschaffen. Wenn 
dies nicht möglich sein sollte, meine verehrten Kol- 
leginnen und Kollegen, dann möchte ich sehr dafür 
plädieren, daß wir nicht nur damit fortfahren, gele- 
gentlich Berichterstatter und Beamte des Europarats 
nach Portugal zu senden, sondern daß sehr bald — 
sobald wie möglich — ein Ausschuß dieses Parla- 
ments Gelegenheit nimmt, die neugewählte verfas- 
sungsgebende Versammlung in Lissabon zu besu- 
chen. Ich glaube, daß gerade dies — wir können ja 
sonst nur wenig tun — ein wesentlicher Beitrag zur 
moralischen Unterstützung der demokratischen Kräf- 
te in Portugal wäre. 

Lemmrich (CDU/CSU): Herr Präsident! Der Be- 
richterstatter, Herr Dr. Geßner, hat hier in seinen 
Ausführungen geäußert, daß er glücklich wäre, wenn 
eine ähnliche Entwicklung wie jetzt in Portugal in 
anderen diktatorisch regierten Staaten zu verzeich- 
nen wäre. Was die Ablösung der Diktatur betrifft, 
sind wir uns, glaube ich, alle einig. Was die Ent- 
wicklung, die sich jetzt abzeichnet, betrifft, glaube 
ich, daß wir so glücklich nicht sein können, und ich 
glaube, der Herr Berichterstatter ist es auch nicht. 
Er hätte sonst nicht davon gesprochen, daß er mit 


Sorge sehe, daß die kommunistische Partei Portugals 
systematisch den Staatsapparat unterwandere. 

Wir alle wünschen ein freies und demokratisches 
Portugal, in dem jeder Bürger fest auf die Menschen- 
rechte bauen kann. Wir sehen aber Kräfte am Werk, 
die anderes im Sinne haben. Wenn wir in der bri- 
tischen Zeitung „Sunday Telegraph" lesen, daß die 
Sowjetunion der kommunistischen Partei in Portugal 
umgerechnet zirka 20 Millionen DM pro Monat zur 
Verfügung stellen soll und auch der Weg angegeben 
wird, wie diese Mittel nach Portugal kommen, so 
stellen sich für uns natürlich die Fragen, wie weit 
es mit den Äußerungen unseres verehrten kommu- 
nistischen Kollegen Cermolacce bestellt ist, daß 
keine Einmischungsversuche von außen kommen 
sollen. Wenn man die gewaltigen Propagandaauf- 
wendungen bei der Vorbereitung der Wahl sieht, 
muß man natürlich fragen, wo die kommunistische 
Partei Portugals dieses viele Geld herhat. Nun, 
meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, 
das sind die Dinge, die so im Verborgenen gesche- 
hen, die uns aber als erfahrenen Politikern sehr 
bekannt sind. 

Mit großem Interesse kann man lesen, was der 
Führer der Kommunisten in Portugal, Alvaro Cun- 
hal, unlängst in einer in Prag erscheinenden Zeitung 
erklärte, und zwar in der Zeitung „Probleme des 
Friedens und des Sozialismus". Auf die Frage, wie 
die portugiesischen Kommunisten die Perspektiven 
der Revolution einschätzten, antwortete Cunhal: 
„Wir werden nichts übereilen" — meine Anmer- 
kung: das haben Kommunisten noch nie getan — 
„und die Ereignisse nicht beschleunigen. Wir werden 
uns keine Ziele stellen, für deren Erreichung die Be- 
dingungen noch nicht herangereift sind. Heute lösen 
wir antimonopolistische Aufgaben, später werden 
wir den Sozialismus aufbauen." Das kann man so 
lesen und an sich Vorbeigehen lassen, wenn man 
nicht in Erinnerung hätte, daß das genauso aussieht 
wie ein Stück roten Fadens, der die kommunistische 
Machtergreifung in Ungarn in den Jahren 1947/1948 
und in der Tschechoslowakei durchzieht. Dort ist in 
ähnlicher Weise operiert worden. Jeder Politiker 
wäre blind, der diese Analogien nicht sehen wollte. 
(Zuruf von Herrn Mattick.) — Entschuldigen Sie, 
Herr Mattick, Sie können sich ja dann äußern. Ich 
rede jetzt hier. Ich kann bei Ihnen ja nachher auch 
noch einige Zwischenrufe machen. 

(Herr Mattick: Einen Zuruf werde ich doch noch 
machen können! Das wird doch wohl erlaubt sein!) 

Wenn Ihnen das auf die Nerven geht, dann stär- 
ken Sie Ihre Nerven demnächst etwas besser. (Er- 
neuter Zuruf von Herrn Mattick.) 

Herr Präsident, ich wollte sagen: Damals in Un- 
garn hatten die Kommunisten auch nur 18 %> bei 
der ersten Wahl. Man kann natürlich sagen, das liegt 
alles weit zurück. Nur wer nicht fähig ist, in den 
historischen Zusammenhängen zu denken — es gibt 
natürlich auch solche Politiker — , kann an solch 
einem Vergleich überhaupt Anstoß nehmen. 

Ich möchte meinen, daß diejenigen, die in Portu- 
gal Täuschungsmanöver im Sinne haben, durch diese 
Debatte nicht ermutigt werden sollten. Es sollte 
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ihnen bewußt sein r daß man Entwicklungen, die 
möglich sind, durchaus erkennt 

Herr Präsident, ich meine, daß Portugal von der 
Geographie, von seiner Kultur und seiner Geschichte 
her dem freien Europa zugeordnet ist. Dieses Land 
hat schwere wirtschaftliche Probleme, dieses Land 
hat schwere soziale und gesellschaftspolitische Pro- 
bleme. Echte Hilfe kann es nur beim freien Europa 
finden, und wenn es Beispiele sucht, kann es diese 
auch nur im freien Europa und nicht im unfreien 
kommunistischen Osten finden. Auch die Offiziere in 
Portugal, die die Macht jetzt effektiv in der Hand 
haben, wären sicher gut beraten, die enge Verbin- 
dung mit uns im freien Europa zu sichern, wenn sie 
auf das Wohl ihres Landes bedacht sind. 

Unserem Bemühen, wie hier viele Kollegen kund- 
getan haben, in positiver Weise ein Zeichen für die 
Demokraten in Portugal zu geben, wäre es förder- 
lich, wenn es gelänge, diese Entschließung mit einer 
breiten Mehrheit zu verabschieden. Dabei sollten 
die Änderungsvorschläge unserer Kollegen Vedo- 
vato und Karasek Berücksichtigung finden. Dann 
scheint mir eine Verabschiedung mit breiter Mehr- 
heit möglich zu sein. — Ich danke Ihnen, Herr Prä- 
sident! 


Freitag, 25. April 1975 


Tagesordnungspunkt: 

Die Lage in Portugal 

(Fortsetzung der Aussprache) 

Dr. Mende (CDU/CSU): Herr Präsident! Verehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Es ist selbstverständlich, 
daß bei den 20 Rednerinnen und Rednern, die bis- 
her in der Debatte gesprochen haben, unterschied- 
liche Auffassungen über die Entwicklung in Portu- 
gal zu verzeichnen waren. Bei den einen überwogen 
die Hoffnungen, bei den anderen mehr die Sorgen 
und Befürchtungen. Aber allen hier im Hause ist 
der Wunsch gemeinsam, daß das portugiesische 
Volk über die heutigen Wahlen von 6 Millionen 
Portugiesinnen und Portugiesen in eine demokra- 
tische Entwicklung gelangen möge und nicht die 
Gefahr sich entwickle, daß das portugiesische Volk 
von einer totalitären Herrschaft in eine andere 
zwangsweise überführt wird. 

Die unterschiedlichen Auffassungen sind ver- 
ständlich, sagte ich. Immerhin haben hier Christ- 
demokraten, Konservative, Liberale, Sozialisten und 
auch Kommunisten gesprochen. Aber es sollten 
keine Unterschiede in diesem Haus bestehen in 
der absoluten Ablehnung von Gewalt und Terror als 
untaugliches Mittel der Politik und in der Ableh- 
nung von Menschenrechtsverletzungen, von wem 
und wo sie auch begangen werden. 

Ein bekannter Journalist, der seit etwa 20 Jahren 
an den Brennpunkten der Weltpolitik als Reporter 


fungierte, Hans Ulrich Kempski, hat am vergan- 
genen Montag, am 21. April, aus Lissabon inter- 
essant berichtet. Ich darf mit Genehmigung des 
Präsidenten zitieren: 

Etwa 80 o/o der Parteimanifeste werben für die 
Kommunisten. So massiv, so schlechthin über- 
wältigend sind Kommunisten bei einer Wahl 
noch nie auf der ganzen Welt in Erscheinung 
getreten. 

Und weiter sagt Kempski: 

Die dabei von der PCP für Propaganda aufge- 
wandten Geldmittel sind gewaltig. Sie müssen 
auf andere Parteien geradezu erstickend wir- 
ken. 

Wir alle haben doch das Gefühl, daß nach der 
Rede, die der Außenminister Soares hier vor Halb- 
jahresfrist hielt, sich einige Dinge zum Nachteil der 
Freiheiten in Portugal entwickelt haben. Wir be- 
klagen Gewalt, Terror, Zerstörungen von Partei- 
büros und die Behinderung des Wahlkampfes in 
eine bestimmte Richtung. Das ist nicht mehr in dem 
Sinne eine freie Wahl, wenn durch brachiale Ge- 
walt, durch Brutalität der freie Austausch von Ar- 
gument und Gegenargument einseitig behindert 
wird. Gerade angesichts auch der letzten Ereignisse 
hat dieses Hohe Haus die Pflicht, der Brutalisierung 
in der Welt entgegenzutreten und für Humanisie- 
rung einzutreten. 

Nun hat der Vertreter der Kommunistischen Par- 
tei Frankreichs, der sehr verehrte Kollege Cermo- 
lacce, eine Art Kollektivschuld Portugals propagie- 
ren wollen, indem er erklärte, es gebe viele, die 
sich schuldig gemacht hätten, die dem Salazar- und 
Gaetano-Regime gedient hätten. Ich glaube, eine 
Kollektivschuld der früheren Amtsträger zu statuie- 
ren, widerspricht der rechtsstaatlichen demokrati- 
schen Grundauffassung. Wer schuldig ist, gehört 
auf die Anklagebank und hat Anspruch auf ein 
ordentliches Gerichtsverfahren. Ich kenne viele — , 
beispielsweise den früheren portugiesischen Bot- 
schafter in Bonn, Dr. Homen de Mello, der keines- 
wegs Faschist oder Krimineller war — , die dem 
Salazar-Regime administrativ gedient haben und 
nicht schuldig geworden, sondern rein geblieben 
sind. Kollektivschuld zu statuieren ist ein untaug- 
liches Mittel, nach einer Diktatur eine demokra- 
tische Entwicklung in Gang zu setzen. Dieses Haus 
hat die Pflicht, den Menschenrechtsverletzungen ent- 
gegenzutreten, die jetzt durch Verhaftung Mißlie- 
biger eintreten, indem ihnen ein Anwalt verweigert 
wird und in Nacht- und Nebelaktionen Menschen in 
den Städten Portugals verschwinden. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, dieses Haus 
hat bewiesen, daß seine Stimme gehört wird. Wir 
sollten überall unsere Stimme erheben, wo Men- 
schenrechtsverletzungen zu beklagen sind, ob von 
Kommunisten oder an Kommunisten begangen ob 
von Faschisten oder an Faschisten begangen ob von 
Militaristen begangen oder an Militaristen. Leider 
beginnt in der Publizistik jetzt eine doppelte Ge- 
fahr: erstens eine Verwirrung der Begriffe und 
zweitens eine doppelte Moral in der Beurteilung 
von Menschenrechtsverletzungen. Während man ge- 
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gen die Amerikaner in Vietnam demonstriert, 
schweigt man, wenn der sogenannten „Volksbefrei- 
ungsarmee" in Vietnam schreckliche Bluttaten vor- 
zuwerfen sind, deren Zeugen wir in den letzten 
Wochen wurden. Während man auf der einen Seite 
besonders streng und genau Entwicklungen beob- 
achtet und demonstriert, schweigt man, wenn es aus 
einer bestimmten Richtung gleiche Verletzungen der 
Menschenrechte gibt. Ich glaube, dieses Haus hat 
ein Wächteramt. Wir haben an dem Fall Griechen- 
land bewiesen, daß dem permanenten Eintreten für 
die Menschenrechte und die Demokratie in Grie- 
chenland mit zu verdanken ist, daß in Griechenland 
eine Militärdiktatur ihr Ende fand. Wir haben eben- 
so die Pflicht, Portugal sorgfältig zu beobachten und 
dort zu helfen, wo es der demokratischen Entwick- 
lung dient, dort aufzutreten und die Öffentlichkeit 
der Welt zu mobilisieren, wo Gewalt und Terror 
Mittel einer kommunistischen Machtergreifung wer- 
den könnten. 

Mattick (SPD): Herr Präsident! Verehrte Kollegin- 
nen und Kollegen! Zunächst möchte ich einige Vor- 
bemerkungen zu dem machen, was ich dann zu der 
Entschließung noch sagen möchte. Wir haben es 
zu tun mit 50 Jahren Salazar-System, das nicht nur 
ökonomisches und soziales Elend großen Ausmaßes, 
sondern auch eine echte Klassengesellschaft hinter- 
läßt. Von 8 Millionen sind 2 Millionen Analphabe- 
ten. Dies ist in Westeuropa der einzige Staat, der 
unter solchen sozialen Bedingungen bis jetzt gelebt 
hat. 

Dann denke ich als Deutscher an die ersten Nach- 
kriegsjahre in unserem eigenen Land. Ich möchte 
doch die Sprecher, die gestern hier gesprochen ha- 
ben, daran erinnern, daß jedes Land nach einer 
solchen Umstellung über längere Zeit durch eine 
Reihe von Schwierigkeiten gehen muß und das 
schnelle Urteil von außen alles andere als hilfreich 
oder auch vernünftig ist. 

Politische Gefangene gibt es in großer Zahl zur 
Zeit auch in Griechenland. Sicher sind auch einige 
dabei, die unschuldig sind, weil man in einer solchen 
Situation ein so klares Bild gar nicht haben kann. 
Ich möchte an uns selbst erinnern, die wir 1945 in 
Deutschland neu begonnen haben. Einschränkungen 
mußten wir auch durchführen. Jede Diktatur hinter- 
läßt Störungselemente. Wir haben damals auch Par- 
teien verboten, und wir haben heute immer noch 
das Verbot der Kommunistischen Partei Deutsch- 
lands in der Bundesrepublik. 

Ich will darauf nur aufmerksam machen, um zu 
sagen, es gibt in jedem Land, das von der Diktatur 
zur Demokratie übergehen will, Übergangserschei- 
nungen, die für normale Demokraten, die in England 
oder irgendwo groß geworden sind, nicht verständ- 
lich sind. Sie müssen uns aber verständlich werden, 
wenn gerade wir Deutsche an uns selbst denken. 

Ich bin kein Beckmesser und nicht bereit, es zu 
sein angesichts der Schwierigkeiten, die sich in Por- 
tugal nach der Umstellung darbieten. Ich erinnere 
auch daran, daß in Deuts chland nach dem Zweiten 
Weltkrieg selbst die Christlich-Demokratische Par- 
tei mit einem sogenannten Sozialismusprogramm 


von Jakob Kaiser angetreten ist. Wenn wir damals 
alle gleich in derartige Töne eingestimmt hätten, 
wie sie heute gegen Portugal erklingen, ich glaube, 
wir wären in Deutschland nicht dahin gekommen, 
wo wir heute sind. Ich halte es für falsch, daß die 
eine christlich-demokratische Partei in Portugal ver- 
boten ist. Man muß sich aber auch die Gründe über- 
legen. Bevor man diese Dinge nicht prüfen kann 
und nicht geprüft hat, soll man nicht urteilen. 
Die, die die Partei verboten haben, behaupten, daß 
Führungskräfte der Partei an dem Putsch im März 
beteiligt gewesen seien. Ich weiß es nicht. Ich muß 
aber erst selbst prüfen können, bevor ich mich zu 
einem Urteil hergebe. Ich wiederhole, daß es in 
Europa viele demokratische Länder gibt, die nie 
mehr bereit sein werden, bestimmte Parteien zu- 
zulassen. Wir jedenfalls werden darauf auch achten. 

Lassen Sie mich ein Wort zur Militärregierung 
sagen. Mir ist gestern das Bild so erschienen, als 
sei die Mehrheit der Mitglieder der Militärregierung 
kommunistisch gesinnt und kommunistisch ausge- 
richtet. Dafür gibt es überhaupt keinerlei Beweise. 
Es gibt auch keinen Beweis dafür, daß diese Militär- 
regierung irgendeine Abneigung gegenüber der 
NATO habe. Es gibt keine einzige Mitteilung dieser 
Bewegung, daß sie aus der NATO austreten wolle. 
Wir reden denen das beinahe ein, wenn ich mir die 
Debatte von gestern vor Augen halte. 

Wir sollten erkennen, daß wir uns in einer Ent- 
wicklung befinden, bei der wir helfen sollen. Ich 
warne aber vor jedem barschen Ton: Wir haben zu 
fordern. Wir haben 50 Jahre lang nichts gefordert, 
und wir müssen alles tun, um dabei zu helfen, daß 
Portugal über diese Berge kommt, über die auch 
wir einmal gehen mußten. Wir haben das auch nur 
mit Hilfe und nicht mit derartigen Auseinander- 
setzungen, wie sie gestern hier geführt worden sind, 
bewältigt. 

Lassen Sie mich ein paar Bemerkungen zu den 
kommunistischen Stützpunkten sagen. Liebe Kolle- 
ginnen und Kollegen, alle, die wir in der Politik 
stehen, wissen doch — das muß man doch real er- 
kennen — , daß keine andere Partei derartig ge- 
schult und vorbereitet auf Kader- und Unterwan- 
derungspolitik ist wie die Kommunisten in Europa. 
Natürlich haben die Kommunisten frühzeitig — für 
mich ist das kein erstaunlicher Vorgang — , soweit 
sie konnten, sich in der Gesellschaft Stützpunkte 
aufgebaut, in den Gewerkschaften, in der Presse. 
Erst die Wahlen heute werden zeigen, wo die Be- 
völkerung wirklich steht. Dann ist es Sache der 
politischen Kräfte, die das Vertrauen der Menschen 
hinter sich haben, wenn das Wahlergebnis auf dem 
Tisch liegt, mit diesen Dingen anständig und demo- 
kratisch aufzuräumen, die Mehrheitsverhältnisse, 
die bei den Wahlen zum Ausdruck kommen, auch 
dort durchzusetzen, wo zur Zeit Stützpunkte einsei- 
tig besetzt sind. 

Ich möchte darum an Sie appellieren: Wenn wir 
die Entschließung nicht so annehmen, wie sie da 
auf dem Tisch liegt, sollten wir auf alle Fälle wenig- 
stens den ersten Absatz des Zusatzantrages nicht 
annehmen. Wir haben meiner Ansicht nach kein 
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Recht, wenn wir ihnen schon gute Ratschläge geben 
wollen, ihnen zunächst einmal Vorwürfe zu machen. 
Dafür gibt es heute noch keine Berechtigung. Wir 
stehen am Anfang einer Entwicklung in einem Land, 
das es sehr schwer haben wird, seine Entwicklung 
fortzusetzen. Wir werden uns überlegen müssen 
und auch daran denken, daß für die Länder, die sich 
nach dem Zweiten Weltkrieg, durch den Faschis- 
mus zerstört, neu aufbauen mußten, nicht die Frage 
der Investitionspolitik am Anfang stand, sondern 
der Marshall-Plan und andere Hilfen, die unter ganz 
anderen Bedingungen gegeben wurden. Machen wir 
uns doch nichts vor, wir haben auch in Deutschland 
in den ersten Jahren Verstaatlichungen von be- 
stimmten Unternehmungen vorgenommen, in Berlin 
bei Borsig, dann im mitteldeutschen Gebiet Salzgit- 
ter, dennoch ist jemand auf die Idee gekommen, 
daß das der Weg in die Zwangsherrschaft sei. Die 
Suche nach einem richtigen Weg nach 50 Jahren 
Salazar-Diktatur ist von uns zu unterstützen und 
ist von uns unter der Voraussetzung zu achten, daß 
wir unsere eigenen Schwierigkeiten in der Vergan- 
genheit nicht vergessen. 

Ich wehre mich hier ganz besonders auch gegen 
das Beispiel, das gestern hier genannt worden ist: 
Ungarn und CSSR. Es gibt überhaupt keinen Be- 
weis dafür und eigentlich auch keine Begründung, 
daß diese Entwicklung Ungarns und die Entwick- 
lung der CSSR Vorbilder für eine portugiesische 
Entwicklung sind. Es gibt keinen Ansatz der sowje- 
tischen Position, sich in Portugal militärisch oder 
mit militärschem Druck in die Politik einzuschalten. 
Wenn man sich darüber beklagt, daß die Sowjet- 
union wahrscheinlich — ich weiß es nicht genau, 
aber ich würde es annehmen — Gelder in die kom- 
munistische Partei hineinpumpt: wahrscheinlich ha- 
ben wir vom Westen die anderen Parteien und die 
anderen politischen Kräfte bei unserer dauernden 
Auseinandersetzung nicht so unterstützt, wie sie es 
in den ersten Runden verdient gehabt hätten. Viel- 
leicht wäre deren Position dann auch besser. 

Ich möchte zum Schluß folgendes sagen. Heute 
wird gewählt. Nach dem, was wir beobachtet ha- 
ben — mein Freund Bruno Friedrich kam gestern 
aus Portugal zurück — , gibt es eine völlig freie 
Auseinandersetzung in diesem Wahlkampf. Jeder 
hat eine freie Entscheidung, wem er seine Stimme 
geben will — unter der Voraussetzung, die ich extra 
noch einmal betonen will, daß eine Partei nicht 
zugelassen ist. Ich erinnere daran, daß das auch bei 
uns und woanders in den ersten Wahlen der Fall 
war. Der Wähler hat genügend Möglichkeiten, sich 
zu entscheiden. Dann erst wird sich zeigen — und 
das ist vielleicht auch eine Frage unserer Hilfe, un- 
seres Rates, unserer materiellen Hilfe — , ob nach 
dem Wahlergebnis und nach der dann folgenden 
Zusammensetzung des Parlaments die Militärbewe- 
gung das zu Ende führt, was wir heute glauben, 
ob das Wahlergebnis und die gewählten Kräfte in 
der Lage sind, den Prozeß der wirklichen Demokra- 
tisierung auch der politischen Führung zu beschleu- 
nigen. Ich könnte mir vorstellen, dies wird vielleicht 
auch davon abhängen, wie wir diese Kräfte materiell 
und moralisch unterstützen. — Ich danke! 


Lagershausen (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Entwicklung in Portugal 

— besonders soweit es die Menschenrechte be- 
trifft — kommt für viele in unserer Welt heute 
überraschend. Für die Wachsamen, die mehr die 
Lehren der Geschichte in der Vergangenheit beach- 
tet haben, als auf die Zauberworte wie „Entspan- 
nung" und „Friedenspolitik" enthusiastisch zu rea- 
gieren, kam die Entwicklung nur schneller als vor- 
auszusehen. Für die Wachsamen war der besondere 
Beifall, der im Jahre 1974 zur portugiesischen Ent- 
wicklung aus Moskau immer wieder aufklang, ein 
sicheres Indiz für die wahren Ziele des Sowjetkom- 
munismus. 

Herr Präsident, gestatten Sie, daß ich dieses Pro- 
blem Portugal in einen etwas weiteren Zusammen- 
hang stelle. Ich möchte dabei besonders die Position 
der Freiheit und der Menschenrechte, wie wir sie 
verstehen, beleuchten. Wir meinen ein Höchstmaß 
an Freiheit und Menschenrechten für den einzelnen 
Menschen in einer Völkergemeinschaft freier, von- 
einander unabhängiger Länder ohne hegemoniale 
Beherrschung. Wir meinen, daß diese Freiheit trotz 
vieler Schwächen am besten in einer Demokratie 
nach unserem Verständnis verwirklicht werden 
kann. Wir meinen also Demokratie im Dienste der 
Freiheit und der Menschenrechte. 

Haben wir das aber alle immer uneingeschränkt 
so klar gesagt und gesehen, oder haben wir in der 
Vergangenheit bei der Betrachtung zum Beispiel 
Portugals, Griechenlands und Südafrikas uns 
nur von der Frage nach der Verwirklichung der De- 
mokratie — ja oder nein — leiten lassen? Haben 
wir jemals die Frage geprüft: Kommt zum Beispiel 
nach Caetano wirklich Demokratie, wie wir sie mei- 
nen, oder kommt weniger Freiheit und damit weni- 
ger Hoffnung auf Freiheit? Denn wo auf dieser 
Welt hat es unter dem Kommunismus dann, wenn 
er erst einmal die Mehrheit und die Macht in einem 
Lande hatte, jemals eine Befreiung gegeben? 

(Zuruf) 

— Herr Mattick, ich möchte Ihnen doch sagen: Sie 
haben versucht, hier immer wieder darzulegen, es 
lägen keine Beweise für diese oder jene Tendenz 
vor. Gehen Sie einmal in der Geschichte zurück. 
Es war sicher ein Mißverständnis, was hier zu Un- 
garn und zur Tschechoslowakei gesagt worden ist. 
Es waren dabei nicht die Jahre 1956 und 1968, son- 
dern das Jahr 1947 gemeint. In der Tschechoslowa- 
kei waren vor der Entwicklung im Jahre 1948 keine 
Beweise sichtbar. In beiden Fällen ist es aber dann 
einer Minderheit gelungen, die genannten Länder 
in den kommunistischen Machtbereich einzubezie- 
hen. Vor dieser Gefahr möchten wir heute warnen. 

Uns sollte es darum gehen, die Gleichgültigen in 
unserer freiheitlichen westlichen Welt aufzurütteln, 
damit wir uns auf eine energische Abwehr der 
sowjetkommunistischen Hegemoniebestrebungen 
konzentrieren können, ehe es zu spät ist. Indochina, 
wie wir es heute vorfinden, und Portugal sind die 
Folgen einer Politik, die blind war oder gleichgültig 
an den wirklichen und wahren Gefahren und Ten- 
denzen in der Weltpolitik vorbeigesehen hat. Wa- 
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tergate war für viele wichtiger als zu verhindern, 
daß der Sowjetimperialismus in Indochina endgültig 
Fuß fassen kann. 

Spinola und Soares wollten sicher Demokratie im 
besten Sinne. Das unterstellen wir alle ihnen. In 
ihrem Lande läuft aber heute eine Politik unter dem 
Etikett „demokratischer Sozialismus". Unter diesem 
Etikett wäre nicht zum erstenmal etwas Unterschied- 
liches gemeint und würde nicht zum erstenmal der 
gute Wille zur Demokratie mißbraucht werden. 

Wie steht es dabei mit der Freiheit und den Men- 
schenrechten? Viele Kollegen haben bereits auf die 
Gefährdung dieser Rechte und auf ihre erhebliche 
Einschränkung hingewiesen, die schon heute ge- 
geben ist. Wenn wir hier heute in Freiheit disku- 
tieren, sollten wir uns allen Ernstes daran erinnern, 
daß im Jahre 1944 und 1945 — besonders hier in 
Westeuropa — Millionen von Menschen die Frei- 
heit wieder erlangt haben, weil damals durch harte 
Entscheidungen Bomben mit Bomben beantwortet 
wurden, so schrecklich das auch klingen mag. Die 
Freiheit ist für alle diejenigen, die sie vorüber- 
gehend verloren haben, ein sehr kostbares Gut. Es 
kann nur gesichert werden, wenn es notfalls kämp- 
ferisch verteidigt wird. Dazu gehört rechtzeitige 
Wachsamkeit, ein Mißtrauen, welches sich auf ge- 
machte leidvolle Erfahrungen gründet. 

Wir alle im Westen sind von der Zauberformel 
„Entspannung" geblendet. Wo ist sie, diese Entspan- 
nung, frage ich? Ist Entspannung die gigantischste 
Rüstung aller Zeiten, die zur Zeit in der Sowjet- 
union läuft? Ist es die vermehrte militärische Prä- 
senz der Sowjetunion in allen Teilen der Welt, ihre 
Entwicklung zur größten Seemacht dieser Welt, ihre 
wiederholte Unterstützung vieler Unruheherde? 
Hat die Sowjetunion in Portugal ihre Hand im Spiel? 
Das ist doch die entscheidende Frage. Und wenn ja; 
ist das dann auch ein Beitrag zur Entspannung? Es 
hat in der Vergangenheit — bis heute — warnende 
Stimmen genug gegeben, und es gibt sie immer noch. 
Ich nenne hier nur einige: George Meany, den Präsi- 
denten der amerikanischen Gewerkschaften, Franz 
Josef Strauß und Rotchina. Wir sollten auch nicht 
die Warnungen Rotchinas mit einer Handbewegung 
abtun. Bezüglich der direkten akuten Bedrohung 
Westeuropas durch die Sowjetunion kommen diese 
Warnungen der Realität sicher sehr nahe. Wo ist 
aber unsere Stimme gegen diesen militärischen Auf- 
marsch an unserer Ostgrenze? Was unternehmen 
wir dagegen? Welche Hinweise geben wir? Wir 
verhandeln weiter bei KSZE über Entspannung und 
über Abrüstung, und wir übersehen — oder wir 
sprechen es nicht deutlidi an — , was in Wirklich- 
keit unter dem Namen dieser Verhandlungen ge- 
schieht. 

George Meany, der Vorsitzende der amerikani- 
schen Gewerkschaften, setzte sich am 1. Oktober 
1974 in einer Rede, die ich nachzulesen empfehle, 
mit der heuchlerischen Entspannungspolitik auch 
seiner eigenen Regierung auseinander; diese auf- 
sehenerregende Rede hielt er vor dem Auswärtigen 
Ausschuß des amerikanischen Senats, 


Aber wir hatten auch andere Warner in der Ver- 
gangenheit, so zum Beispiel Lenin, der 1921 sagte 

— ich darf mit Ihrer Genehmigung, Herr Präsident, 
das ganz kurz zitieren — : 

„Als Ergebnis meiner eigenen Betrachtungen 
während meiner Emigrationsjahre muß ich sa- 
gen, daß die sogenannten Gesellschaftsschich- 
ten Westeuropas und Amerikas nicht in der 
Lage sind, die augenblickliche Lage der Dinge, 
geschweige denn die tatsächliche Verteilung 
der Kräfte zu verstehen. Wir müssen diese 
Gruppen als taube Statisten betrachten und 
dementsprechend handeln . . . Die Kapitalisten 
der ganzen Welt und ihre Regierungen werden 
ihre Augen vor der Wirklichkeit verschließen 
und in ihrer Hast, sowjetische Märkte zu er- 
obern, blinde, taube Statisten werden. Sie wer- 
den Kredite einräumen, die als Unterstützung 
für die kommunistischen Parteien in ihren eige- 
nen Ländern dienen werden, und sie werden 
uns mit den wichtigen Materialien und Tech- 
nologien versorgen und auf diese Weise un- 
sere Rüstungsindustrie wieder aufbauen, die 
für unsere künftigen siegreichen Angriffe ge- 
gen unsere Lieferanten wichtig sind. Anders 
ausgedrückt: Sie werden daran mitwirken, ihre 
eigene Hinrichtung vorzubereiten. 

Hat Lenin damals vielleicht auch an KSZE gedacht? 

Aber auch ein weiterer, der zehn Jahre später 
sich äußerte, Dimitri Manuilsky, stellvertretender 
Außenminister, hat als Professor im Jahre 1931 an 
der parteieigenen Hochschule für politische Kriegs- 
führung in einer Vorlesung folgendes dargelegt 

— ich darf auch das wieder, Herr Präsident, mit 
Ihrer Genehmigung kurz zitieren — : 

Der Krieg bis zum äußersten, der Kampf bis 
aufs Messer zwischen Kommunismus und Kapi- 
talismus ist unvermeidlich. Gewiß, heute sind 
wir natürlich noch nicht stark genug, um an- 
zugreifen. Unsere Stunde aber wird in 30 oder 
40 Jahren kommen. Um zu siegen, bedürfen 
wir eines Elements der Überraschung. Die 
Bourgoisie muß eingeschläfert werden. Wir 
werden deshalb damit beginnen, die theatra- 
lischste Friedensbewegung in Szene zu setzen, 
die jemals existiert hat. Es wird erregende 
Zugeständnisse und außerordentliche Zuge- 
ständnisse geben. Die kapitalistischen Länder, 
einfältig und dekadent, wie sie sind, werden 
mit Vergnügen an ihrer eigenen Zerstörung 
mitarbeiten. Sie werden auf den Leim der Ge- 
legenheit zu neuer Freundschaft kriechen. Und 
sobald ihre Wachsamkeit nachläßt und sich ihr 
Schutzgürtel entblößt, werden wir sie mit ge- 
ballter Faust zerschmettern. 

Wann endlich, meine Damen und Herren, nehmen 
wir diese Warnungen, die in ihren einzelnen Pha- 
sen durch die Wirklichkeit inzwischen bestätigt 
worden sind, ernst? 

Dr. Geßner (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es ist selbstverständlich, daß ich dem 
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Wunsch des Herrn Präsidenten nachkomme. Obwohl 
eigentlich jeder Diskussionsbeitrag verdiente, ge- 
sondert erörtert zu werden, möchte ich mich daher 
auf einige zusammenfassende Bemerkungen be- 
schränken. 

Heute ist der Tag der Wahl in Portugal. Ich 
wiederhole, was ich gestern bereits zum Ausdruck 
gebracht habe: ich finde, es wäre eine große Sache, 
wenn beispielsweise das Volk in Chile oder die 
Menschen in der CSSR die Möglichkeit hätten, 
unter 12 unterschiedlichen Parteien zu wählen und 
ihre Meinung zum Ausdruck zu bringen. Dies zeigt 
mir deutlich, daß seit dem 25. April des vergangenen 
Jahres in Portugal ein deutlicher Fortschritt einge- 
treten ist, den wir nicht bagatellisieren sollten. 

Im Bericht selber und gestern auch in meiner Rede 
sind die bedenklichen Erscheinungen dargestellt 
worden. Ich stelle fest, daß es hier in diesem Raum 
niemand gibt, der versucht hätte, das eine zu baga- 
tellisieren und dafür das andere um so stärker zu 
betonen. Dies ist nicht der Fall gewesen. Meiner 
Meinung nach kommt es jetzt darauf an, daß wir 
den Kräften unsere Unterstützung leihen, die die 
Demokratie in Portugal sichern wollen. 

Ich gebe dem Kollegen recht, der gesagt hat: Viel- 
leicht ist es so gewesen, daß wir zu große Erwartun- 
gen in die Entwicklung gesetzt haben. Ich bitte dar- 
an zu denken, was dieses Volk in 50 Jahren Diktatur 
durchgemacht hat und daß nicht zu erwarten ist, daß 
von heute auf morgen eine perfekte demokratische 
Gesellschaft installiert werden könnte. Das müssen 
wir bei allen unseren kritischen Einwendungen be- 
denken, die wir zu machen haben. 

Eines möchte ich jedoch dem Kollegen Bettiol 
sagen. Ich glaube, seine Einlassung gestern wäre 
überflüssig gewesen, wenn der Herr Kollege den 
Ausschußbericht etwas sorgfältiger gelesen hätte. 
Ich habe nicht die christlich- demokratische Bewe- 
gung als kleine Bewegung hingestellt, sondern ich 
habe gesagt: im Verhältnis zum CDF, das in Portu- 
gal an der Wahl teilnimmt, ist die verbotene Partei 
eine kleine Partei. Es lag mir fern, die Christlich- 
Demokratische Bewegung generell als klein dar- 
stellen zu wollen. 

Ich bin der Auffassung, daß diejenigen, die sich in 
Portugal während der Diktatur in Ausübung ihrer 
politischen Ämter in krimineller Weise an Men- 
schen vergangen haben, vor ein ordentliches Ge- 
richt gestellt werden müssen. Deswegen kann ich 
den Zusatz, den die Kollegen Amrehn, Vedovato und 
Karasek unter 3 a gemacht haben, nicht akzeptieren. 
Wenn ich dies akzeptieren wollte, würde ich mich 
im Grunde genommen dagegen wehren, daß die- 
jenigen, die vor ein ordentliches Gericht gehören, 
vor ein Gericht gestellt werden. Ich erinnere mich 
noch sehr gut an die Zeit nach dem Zweiten Welt- 
krieg, wo die Weltöffentlichkeit mit Recht auf 
Deutschland geschaut und beobachtet hat, ob wir 
beispielsweise Leute der Gestapo vor ein Gericht 
stellen. Wer sich in Portugal vergangen hat, gehört 
vor ein ordentliches Gericht. 


Weiterhin bin ich der Meinung, daß wir uns kei- 
nen Gefallen erweisen, wenn wir sozusagen eine 
künstliche Gegnerschaft im Europarat erzeugen. Es 
tut mir sehr leid, aber ich hatte bei einigen Spre- 
chern das Gefühl, als ob sie — wie wir in Deutsch- 
land sagen — Pappkameraden aufbauen würden, 
als würde jemand für irgend etwas eintreten, was 
in Wirklichkeit gar nicht der Fall ist. 

Wir stehen zu den Menschenrechten; wir wollen, 
daß sie in allen Staaten, gleich wo sie geographisch 
oder ideologisch angesiedelt sind, in die Tat um- 
gesetzt werden. 

Mit diesen Bemerkungen möchte ich es bewenden 
lassen. Ich will nur noch sagen, daß ich es für völlig 
falsch hielte, wenn wir unter Beachtung des militä- 
rischen Aspekts — er ist soeben von meinem Vor- 
redner angesprochen worden — diejenigen in Por- 
tugal ermunterten, die mit dem Gedanken spielen, 
dem Militärbündnis den Rücken zu kehren. Man 
kann durch fortgesetzte Unterstellungen, durch fort- 
gesetzte Zweifel etwas bewirken, was man in Wirk- 
lichkeit gar nicht will. Zunächst gilt das Wort, das 
die Offiziere erklärt haben, nämlich daß sie weiter 
Mitglied des westlichen Bündnisses sein wollten. 
Für uns kommt es darauf an, daß wir die politi- 
schen Kräfte in Portugal stärken, die sich zu diesem 
Bündnis bekennen. 

Dieses Volk hat eine schwere Zeit hinter sich 
bringen müssen. Ich hoffe, daß es endgültig die 
Ketten der Diktatur abgestreift hat. Ziehen wir mit 
den Demokraten in Portugal gemeinsam an einem 
Strang, damit dieses Land nie mehr in den Sumpf 
der Diktatur zurückversinkt! 

Abg. Karasek (Österreich) stellt Antrag auf na- 
mentliche Abstimmung . 

Dr. Geßner (SPD): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren. Ich habe eben mit sehr großer Ge- 
nugtuung gehört, daß der Kollege Karasek davon 
gesprochen hat, man wolle niemanden decken. 
Wenn dem so ist — und ich nehme ihm das ab — , 
dann müssen Sie konsequenterweise aber auch Ihre 
Resolution anders formulieren. Sie schreiben da 
nämlich: „ . . . tief beunruhigt von Nachrichten der 
letzten Woche über zahlreiche Verhaftungen poli- 
tischer Art ..." Sie sagen das ohne jede Einschrän- 
kung. 

Darauf beziehen sich meine Bedenken, die ich an- 
zumelden habe. Wenn es so ist, wie Sie sagen, 
möchte ich Sie sehr herzlich bitten, dies auch in 
Ihrer Resolution zum Ausdruck zu bringen. Im übri- 
gen sind die anderen Elemente, die in Ihrem Er- 
gänzungsantrag enthalten sind, auch in unserer Re- 
solution enthalten, so daß Sie an sich mühelos dem 
Vermittlungsvorschlag von Herrn Professor Hofer 
zustimmen könnten. 

Abg. Karasek (Österreich) bittet , die Beschluß- 
fähigkeit des Hauses festzustellen. 

Dr. Müller (München) (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Ich kann nicht verstehen, daß Sie jetzt jemanden zu 
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einem Änderungsantrag sprechen lassen wollen, 
nachdem hier vom Kollegen Karasek die Frage nach 
der Beschlußfähigkeit dieser Versammlung gestellt 
worden ist. Solange diese Frage nicht zweifelsfrei 
geklärt ist — ich sehe die Verwirrung, die dort 
oben herrscht, weil offensichtlich immer wieder 
neue Beratungen eröffnet werden — so lange kön- 
nen wir hier nicht weiter beraten. Wir machen uns 
lächerlich. 

(Der Präsident stellt die Beschlußfähigkeit des 
Hauses fest.) 


Entschließung 593 (1975) 
betr. die Situation in Portugal 

Die Versammlung 

1. verweist auf ihre Entschließung 563 (1974) sowie 
ihre Empfehlung 740 (1974) betr. die Situation in 
Portugal; 

2. verweist auf den vom portugiesischen Außen- 
minister am 28. September 1974 vor der Ver- 
sammlung vorgetragenen Wunsch der portugie- 
sischen Regierung, die technische Zusammenar- 
beit mit dem Europarat zu verstärken und sich 
nach der Wahl eines Parlaments um die Vollmit- 
gliedschaft zu bemühen; 

3. hofft, daß solche Vorkommnisse und Maßnah- 
men, die nicht mit demokratischen Grundsätzen 
übereinstimmen, aufhören werden und daß das 
ursprüngliche Programm der Bewegung der 
Streitkräfte vom 25. April 1974, in dem festge- 
legt ist, daß die höchste Gewalt künftig von der 
freigewählten Versammlung ausgeübt werden 
wird und daß die richterliche Unabhängigkeit so- 
wie die Rede-, Meinungs-, Versammlungs- und 
Koalitionsfreiheit anerkannt und garantiert wer- 
den, uneingeschränkt verwirklicht wird; 

4. ersucht nachdrücklich die Regierungen der Mit- 
gliedstaaten des Europarates, mit den demokra- 
tischen Kräften des portugiesischen Volks, das 
aus einer 48jährigen grausamen Diktatur viele 
schwerwiegende Probleme übernehmen mußte, 
eine größere praktische Solidarität unter Beweis 
zu stellen; 

5. verweist insbesondere darauf, daß die Regierun- 
gen der Mitgliedstaaten, sei es über den Europa- 
rat, die OECD, die EWG oder die EFTA, unmit- 
telbare Maßnahmen ergreifen sollten, um Portu- 
gal die so dringend benötigte verwaltungsmäßige 
technische und wirtschaftliche Unterstützung zu 
gewähren; 

6. begrüßt die Entscheidung des Ministerkomitees 
vom 17. April 1975, „die ständigen Vertreter an- 
zuweisen, die Modalitäten einer Zusammenarbeit 
zwischen Portugal und dem Europarat sobald wie 
möglich im Hinblick auf die von den portugiesi- 
schen Behörden genannten praktischen Notwen- 
digkeiten auszuarbeiten“ und äußert die Hoff- 
nung, daß ein solches Hilfsprogramm angenom- 
men und so schnell wie möglich in die Tat umge- 
setzt werden wird; 

7. hofft, daß der Zeitpunkt kommen wird, da die 
freigewählten Vertreter des portugiesischen Vol- 
kes eine neue demokratische Verfassung ange- 


nommen haben werden, die die freie Wahl eines 
uneingeschränkten souveränen Parlaments und 
den Vorrang des Rechts, einschließlich der Ach- 
tung der Menschenrechte, als Grundprinzip aner- 
kennt und so den Weg zur Mitgliedschaft im 
Europarat freimacht. 


Tagesordnungspunkt: 

Die Lage im Nahen Osten 

(Drucksache: 3601) 

Berichterstatter: Abg. Hofer 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Meine ver- 
ehrten Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte zu- 
nächst dem Herrn Berichterstatter für seinen Bericht 
herzlich danken. Dies, Herr Kollege Hofer, ist nicht 
die übliche diplomatische Floskel, die in diesem 
Hause häufig gebraucht wird, sondern es ist durch- 
aus ernst gemeint. Es ist Ihnen gelungen, in dieser 
schwierigen Materie Ihren Bericht in einer sehr 
ausgewogenen Weise abzufassen, wobei aber gleich- 
falls klare Grenzen für das gesetzt werden, was für 
diese Versammlung annehmbar ist. Dafür gebührt 
Ihnen Dank. 

Mein Herr Vorredner, der Kollege Beauguitte, hat 
von den Möglichkeiten einer besonderen Mission 
Europas in der Nahostfrage gesprochen. Ich kann 
ihm in diesem Punkt nicht folgen, nicht, weil ich es 
nicht für wünschenswert halten würde, daß Europa 
in diesem Falle eine besondere Rolle spielen sollte, 
sondern einfach deshalb, weil die weltpolitischen 
Verhältnisse nicht so sind, daß meiner Meinung 
nach die Europäische Gemeinschaft oder gar die Mit- 
gliedstaaten des Europarates eine entscheidende 
Rolle dabei spielen können, einen Beitrag für den 
Frieden in Nahost zu leisten. Auch sie haben dabei 
ihre speziellen Aufgaben. Aber die entscheidende 
Rolle kommt neben den am Konflikt unmittelbar 
Beteiligten hier nur den beiden Großmächten, den 
Vereinigten Staaten von Amerika und der Sowjet- 
union, zu. So liegen die Dinge nun einmal. Ich 
glaube, es wäre falsch, wenn wir uns Illusionen 
machen würden; daß wir von Europa aus entschei- 
dend eingreifen könnten. 

Noch weniger kann diese Versammlung mit ihrer 
Diskussion, mit ihren Empfehlungen besonders zu 
dieser späten Stunde bewirken, Herr Präsident, in 
der sie sich langsam aufzulösen beginnt. Aber etwas 
können wir doch mit dieser Diskussion leisten: Viele 
von uns unterhalten nämlich zu der einen und zu 
der anderen Seite der am Konflikt Beteiligten gute 
Beziehungen, sie haben gute Freunde in den ara- 
bischen Ländern oder gute Freunde in Israel. Diese 
Diskussion könnte dazu beitragen, Argumente für 
Unterredungen mit den am Konflikt Beteiligten zu 
liefern. So könnte in einer vernünftigen Weise auf 
die Beteiligten eingewirkt werden, damit es zu 
einem fairen Kompromiß kommt. 

Welches sind nun die Grundlagen eines solchen 
Kompromisses? Es ist vielzu spät, um hier länger 
darüber zu sprechen, und meine Redezeit würde 
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dafür auch nicht ausreichen. Ich will aber versuchen, 
diese Grundlagen einmal ganz kurz zu markieren: 
Es handelt sich einmal unverrückbar um das Lebens- 
recht Israels und auf der anderen Seite — das ist 
hier von dem Vorredner schon erwähnt worden — 
um das Selbstbestimmungsrecht der Palästinenser. 
Beides ist leichter gesagt, als in die Tat umgesetzt. 

Wenn ich den letzten Punkt nehme, dann wissen 
wir doch, wie schwierig diese Frage ist. Palästinen- 
ser leben in mehreren arabischen Staaten, in den von 
Israel besetzten Gebieten und in den Grenzen 
Israels vor 1967. Wo sollen nun die Grenzen für 
diesen palästinensischen Staat liegen? Das ist eine 
sehr schwierige Frage. Ich will sie hier und heute 
nicht beantworten; ich glaube, ich könnte sie auch 
gar nicht angemessen beantworten. 

Was das Lebensrecht Israels betrifft, so ist die 
wichtigste Erkenntnis, die sich auch in Israel erst 
sehr schmerzhaft durchgesetzt hat, daß die Existenz 
Israels nicht in erster Linie ein militärisches Problem 
ist, sondern daß sie von einer politischen Lösung 
abhängt. 

Hier taucht natürlich sofort die Frage nach den 
Garantien der Großmächte auf. Wenn wir in die 
Geschichte schauen, dann wissen wir, welche bit- 
teren Erfahrungen diejenigen gemacht haben, die 
sich auf Garantien von Großmächten verlassen 
haben oder verlassen mußten. Das bedeutet: Wenn 
man im Zusammenhang mit der Lösung des Nahost- 
konfliktes von Garantien redet, dann müssen diese 
Garantien so beschaffen sein, daß das Risiko solcher 
bitteren Erfahrungen so gering wie irgend möglich 
gehalten wird. Das heißt, um es etwas plastischer 
mit einem Vergleich darzustellen, einem Vergleich, 
der in der Diskussion in Israel jetzt häufiger ge- 
braucht wird: Diese Regelung darf für Israel nicht 
ein München 1938 werden, das zu einem Automa- 
tismus in Richtung auf Prag 1939 führt. 

Die weitere entscheidende Frage ist, welche Rolle 
die palästinensische Befreiungsorganisation als Ver- 
handlungspartner Israels spielen kann. Ich glaube, 
auch hier sollte die Meinung der Versammlung ganz 
klar und, ich hoffe, einheitlich sein: Die PLO kann 
nur dann Verhandlungspartner Israels sein, wenn 
sie die Existenz, das Lebensrecht Israels anerkennt 
und wenn sie den Terrorismus aufgibt. Deswegen, 
Herr Kollege Hofer, bin ich für die Nummern 3 und 4 
der Direktive des Politischen Ausschusses besonders 
dankbar, in denen etwas zur Frage des Terrorismus 
gesagt wird. 

Lassen Sie mich gerade zu dem Punkte Terroris- 
mus noch ein paar Bemerkungen machen. Ich glaube, 
wir sollten uns weiterhin darin einig bleiben, daß es 
in den Fragen des Terrorismus keine faulen Kom- 
promisse geben darf. Wir haben augenblicklich einen 
schrecklichen Teufelskreis in Nahost festzustellen: 
Terroraktionen in Israel, Vergeltungsaktionen Is- 
raels insbesondere im Libanon. Dieser Teufelskreis 
kann nur von denen durchbrochen werden, die für 
diese Terroraktionen verantwortlich sind oder die 
sie dulden. Ich bin ziemlich sicher, daß die Frage der 
israelischen Vergeltungsaktionen sich dann von 
selbst lösen würde. 


Herr Präsident, ich möchte abschließend noch eine 
letzte Bemerkung zu der Frage des Terrorismus 
machen, die mir besonders am Herzen liegt ange- 
sichts der schrecklichen Ereignisse, die sich bis heute 
nacht in Stockholm abgespielt haben. Ich möchte 
angesichts dieses Dramas die Versammlung auffor- 
dern, ihre klare Haltung in Sachen des Terrorismus 
beizubehalten. Kein nationaler Befreiungskampf 
oder andere angeblich edle Ziele rechtfertigen es, 
unschuldige Zivilisten, Frauen und Kinder zu er- 
morden. Gegen diese internationale Pest gibt es nur 
ein geschlossenes Zusammenstehen aller zivilisier- 
ten Menschen in dieser Welt. 

Frau von Bothmer (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! In dem Bericht von Herrn Ho- 
fer heißt es unter anderem, daß diese Versamm- 
lung immer die Meinung vertreten habe, europä- 
ische Politik solle sein, die Zusammenarbeit der Be- 
teiligten zu Frieden und Stabilität zu unterstützen, 
aber eine eigene Einmischung zu vermeiden. Das 
ist zweifellos richtig. Ich beziehe mich auch auf die 
Worte meines Vorredners Sieglerschmidt, der be- 
tont hat, daß die Möglichkeit eines direkten Ein- 
greifens für uns gar nicht bestehe. Aber in diesem 
Zusammenhang muß daran erinnert werden, daß — 
ganz lapidar gesprochen — Einmischung von außen 
den Konflikt im Nahen Osten überhaupt geschaf- 
fen hat. Die Balfour Declaration macht das deutlich. 
Mehr will ich dazu nicht sagen; der Zusammenhang 
ist dann aber klar. 

Daß wir Europäer den Juden ein eigenes Land 
sehr gönnen, nachdem wir sie überall über Jahr- 
hunderte hinweg in unseren Ländern verfolgt und 
gedemütigt haben, ist wahr und wird auch in Zu- 
kunft wahr bleiben. Aber ohne Zweifel ist auch 
wahr, daß Palästina nicht menschenleer war, als die 
Juden dort ankamen, daß andere Menschen dort 
verdrängt wurden und daß, als die Palästinenser 
sich wehrten und ihren Grund und Boden verteidig- 
ten, dies nicht nur in der europäischen Öffentlich- 
keit eigentlich als ein Unrecht empfunden wurde, 
während die Kämpfe der Juden, das Land zu ge- 
winnen und ihre Siedlungen zu vergrößern, als ein 
Recht angesehen wurden. So verständlich das aus 
europäischer Sicht immerhin gewesen sein mag, aus 
der Sicht der Palästinenser, aus arabischer Sicht, 
war es unbegreiflich und war es Unrecht. 

Nun haben wir seither den Arabern immer wieder 
erklärt, daß unser Verhältnis zu den Israelis ein 
besonderes sei. Gerade wir Deutschen haben das 
gewiß nicht ohne Grund immer wieder getan, und 
das hat bei den Arabern erstaunlich viel Verständ- 
nis gefunden. Dennoch bleibt die Tatsache bestehen, 
daß alle Kriege, Resolutionen und Verhandlungen 
nicht den Unrechtstatbestand gegenüber den Ara- 
bern beseitigen konnten. Das müssen wir heute 
ganz offen zugeben. Wir sollten auch versuchen, 
ohne Emotionen auf den Nahen Osten zu sehen; 
denn ganz sicher genügt es in diesem Stadium nicht 
mehr, wenn wir Europäer nur davon sprechen, daß 
es notwendig sei, Israel sein Recht zuzusprechen, 
innerhalb anerkannter Grenzen und sicher auf 
Grund eines Friedensvertrages zu leben. Europa 
muß in gleicher Weise seine Überzeugung ausspre- 
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dien, daß die Palästinenser ebenso ihre langandau- 
ernde Heimatlosigkeit beenden können. Ich erinnere 
in diesem Zusammenhang an die Antwort, die Gol- 
da Meir diesem Hause im Herbst 1973 gegeben hat, 
als sie gefragt wurde, in welcher Weise denn das 
Recht auf Heimat, für das sie sich so leidenschaft- 
lich einsetze, auch für die Palästinenser gelten kön- 
ne. Sie antwortete, das sei eine ganz andere Frage, 
denn wenn die Palästinenser alle dieses Recht wie- 
der beanspruchen und nach Palästina zurückkehren 
wollten, dann sei Israel von Palästinensern überbe- 
völkert, und das sei natürlich überhaupt nicht dis- 
kutabel. 

Wir müssen uns darüber klar sein, daß die Zeit 
vorbei ist, in der wir, was die Palästinenser an- 
geht, lediglich davon redeten, daß man an humani- 
täre Maßnahmen denken müsse. Wir wissen, daß 
auf beiden Seiten gewaltsame und blutige Über- 
griffe vorgekommen sind und leider immer wieder 
geschehen. Ich stimme mit dem Berichterstatter 
überein, wenn er sagt, daß wir unseren Einfluß auf 
beide, wo immer möglich, geltend machen wollten. 
Ich wäre in der Lage — ich will aber die Zeit nicht 
überziehen — , einige Beispiele dafür zu bringen, 
wie gerade von israelischer Seite gewaltsame Über- 
griffe geschehen. Das erwähne ich deswegen, weil 
ich das Gleichgewicht hersteilen möchte. Man kann 
nach meiner Meinung diese Übergriffe nicht einfach 
als Vergeltung bezeichnen. Mehrere dieser Über- 
griffe haben in gar keinem zeitlichen Zusammen- 
hang mit palästinensischen Gewaltakten gestanden. 
In. den Sommermonaten 1974 hat es beispielsweise 
keine Übergriffe von palästinensischer Seite gege- 
ben, aber mehrere von israelischer Seite. Ich habe 
die Daten hier vorliegen; das ist also nicht aus der 
Luft gegriffen. 

Vielleicht ist gerade die Tatsache, daß Europa 
keine militärische Macht darstellt, etwas, was ihm 
in dieser Auseinandersetzung Gewicht geben könn- 
te. Ich beziehe mich auf die Worte von Minister 
FitzGerald, mit denen er gerade dies als mögliche 
Macht Europas gekennzeichnet hat. Wir Europäer, 
die wir Frieden und Befriedung für alle Völker 
der Regionen im Nahen Osten wünschen, die wir 
Freunde sein wollen, müssen also von beiden Sei- 
ten Verzicht auf Gewalt erhoffen, ohne den offen- 
sichtlich kein Schritt voran gelingen will. 

Am Schluß des Berichts wird auf die militärische 
Basis in Europa, auf die Verweigerung im Oktober 
1973, Nachschub von dort aus für den Krieg zu ge- 
währen, Bezug genommen. Der Bericht sagt, das sei 
nicht nur falsch, sondern sogar gefährlich gewesen; 
denn man habe das Bündnis nicht eingehalten. Nun 
besteht das Bündnis innerhalb der NATO. Darüber 
hinaus ist die politische Allianz mit den USA so 
vielfältig gefestigt und liegt sie so natürlich in bei- 
derseitigem Interesse, daß es allen Bündnispartnern 
wohl ansteht, einander aus der eigenen Überzeu- 
gung und Notwendigkeit erwachsende Entscheidun- 
gen zuzugestehen, zumal wenn sie die NÄTO nicht 
betreffen. Sowenig die Bundesrepublik Deutschland 
es zum Beispiel für notwendig oder nützlich hielte, 
die amerikanische Außenpolitik, in die wir in Euro- 
pa etwa Zweifel setzen würden, zum Maßstab des 


eigenen Verhaltens den USA gegenüber zu machen, 
so sicher muß die Bundesrepublik andererseits sein, 
daß sie die Freiheit hat, sich da neutral zu verhalten, 
wo sie es für unabdingbar hält, wo sie nämlich ihre 
eigene seit Jahren ausgesprochene Politik der Aus- 
gewogenheit beiseite schieben müßte und gezwun- 
gen würde, zu Lasten der einen Partei Stellung zu 
nehmen. Das ist übrigens eine Haltung, die die USA 
längst verstanden und akzeptiert haben, ein Vor- 
gang, der neue Klärungen herbeigeführt hat. Ein 
einseitiges Verhalten sowohl der Bundesrepublik 
als auch Europas kann dem von uns so dringend er- 
wünschten Frieden im Nahen Osten nicht dienen. 

Nun ist zuletzt der Eindruck entstanden, daß Israel 
bei den letzten Verhandlungs versuchen von Herrn 
Kissinger, aus welchen Gründen auch immer, seine 
Position überzogen und sich amerikanischen Unmut 
zugezogen hätte, als der Außenminister ohne Ergeb- 
nis zurückkehren mußte. Inzwischen aber hat wohl 
der Besuch von Herrn Allon in Washington diesen 
Unmut überspielt. Sicher scheint auf jeden Fall — 
und das ist für uns wichtig — , daß Verhandlungen 
sobald wie möglich aufgenommen werden müssen. 
Verhandlungspartner sind vor allem die Israelis 
und die Palästinenser, denn das sind die beiden Be- 
troffenen. Von arabischer Seite ist deutlich gemacht 
worden, daß man eine gemeinsame Position ein- 
nimmt und die Palästinenser direkt oder indirekt in 
Genf zu beteiligen wünscht. 

Niemand kann aus einem neuen Nahost-Krieg 
Nutzen ziehen. Die ungeheuerliche Zusammenbal- 
lung von Waffen auf beiden Seiten schafft ein Welt- 
pulverfaß, wenn man so sagen darf. Sie ist nur dann 
gerechtfertigt, wenn sie als drohende Gewalt zu 
Verhandlungen zwingt. Ein neuer Krieg würde un- 
weigerlich zu einem neuen erweiterten Ölembargo 
führen. Die europäischen Staaten wären in diesem 
Fall gleichermaßen wie die USA betroffen. Ob auch 
der Krieg selbst weitere und noch schrecklichere 
Folgen über seine bisherige örtliche Begrenzung hin- 
aus haben könnte, wagt man kaum auszudenken, 
muß es aber befürchten. 

Israel selbst wird aber meiner Meinung nach auch 
durch einen etwa gewonnenen örtlichen Krieg kaum 
Nützen ziehen, denn es wird sich keinen Frieden 
erkämpfen können. Strategisch günstige Grenzen 
sind nicht das, wie ich glaube, was Israel auf lange 
Sicht braucht, sondern Grenzen, die anerkannt sind, 
die dem Land und seinen Menschen die Möglichkeit 
geben, friedlich zu leben. Die notwendige Lösung im 
Nahen Osten wird nur die sein können, daß beide 
Völker innerhalb gegenseitig und von der Welt an- 
erkannter Grenzen befriedet leben. Dahin muß auch 
unser Bemühen gehen, und das müßte in der Resolu- 
tion deutlich ausgedrückt werden. Dabei wird es 
vermutlich so sein, daß beide, wie man in Deutsch- 
land sagt, Federn lassen müssen. Ich hielte das aber 
für einen geringeren Preis als den, der für ständige 
Kampfhandlungen oder Krieg bezahlt werden müßte. 
Hier liegt die einzige Möglichkeit Europas, aus der 
Ferne und aus unserer Überzeugung heraus insoweit 
einzuwirken, daß wir beide Seiten unserer Freund- 
schaft versichern und uns für beide befriedete Gren- 
zen wünschen. 
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Entschließung 594 (1975) 
betr. die Lage im Nahen Osten 

Die Versammlung 

1. verweist auf ihre Entschließung 490 (1971) betr. 
die Lage im Nahen Osten; 

2. bedauert die im Oktober 1973 erfolgte Wieder- 
aufnahme der Feindseligkeiten in diesem Teil 
der Welt und ist zutiefst beunruhigt über die 
wiederholten Verletzungen des gemäß Ent- 
schließung 340 (1973) des Weltsicherheitsrates 
vereinbarten Waffenstillstands sowie über Be- 
richte über die militärische Aufrüstung in den 
Staaten des Nahen Ostens; 

3. begrüßt die im Januar und Mai 1974 erzielten 
ersten Abkommen zwischen Israel, Ägypten und 
Syrien, die eine Truppenentflechtung auf den 
Golanhöhen und an der Suezkanalfront ermög- 
lichten und den ersten konstruktiven Schritt in 
Richtung eines rechten und dauerhaften Friedens 
darstellen; 

4. bedauert das Scheitern der Mission des amerika- 
nischen Außenministers im März 1975, deren Ziel 
ein neues Abkommen zwischen Israel und Ägyp- 
ten war; 

5. hofft, daß bei der künftigen Genfer Friedens- 
konferenz neue konstruktive Schritte im Hinblick 
auf eine friedliche Lösung im Nahen Osten un- 
ternommen werden; 


6. verurteilt Terroranschläge gegen die Zivilbevöl- 
kerung und verweist in diesem Zusammenhang 
auf ihre in Empfehlung 703 (1973) betr. den 
internationalen Terrorismus geäußerten Ansich- 
ten; 

7. befürwortet, daß solche Terroranschläge die Frie- 
denshoffnungen untergraben und die rechtmäßi- 
gen Bestrebungen der Völker des Nahen Ostens 
in Frage stellen. 

8. appelliert feierlich an die beteiligten Parteien, 
jede militärische Auseinandersetzung zu vermei- 
den und auf allen Ebenen Verhandlungen zu 
beginnen, wobei sie erneut daran erinnert, daß 
in jeder ausgehandelten dauerhaften Regelung 
der Staat Israel und sein Recht auf ein Leben in 
Frieden innerhalb sicherer und garantierter 
Grenzen anerkannt werden muß, eine politische 
Lösung für das palästinensische Volk — dessen 
repräsentative Beteiligung an einem für das 
ganze Gebiet gültigen Abkommen sicherzustellen 
ist, gefunden werden und allen Staaten die freie 
Durchfahrt durch die internationalen Wasser- 
straßen garantiert werden muß; 

9. lädt die Regierungen der Mitgliedstaaten des 
Europarates ein, alles in ihrer Macht Stehende 
zu tun, um auf einen zufriedenstellenden Aus- 
gang der direkten Verhandlungen zwischen den 
unmittelbar betroffenen Parteien hinzuwirken. 
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